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Liebe Leserinnen und Leser,

wir verbinden traditionell das neue 
Jahr mit neuen Hoffnungen. Die 
ersten Monate des Jahres haben 
jedoch bereits negative Tendenzen 
in Bezug auf die Meinungsfreiheit 
in Europa gezeigt. Es geht um die 
Schließung von drei Hauptsendern 
in der Ukraine, Festnahmen von 

Journalisten in Weißrussland, Verfolgung von Journalisten in 
anderen Ländern. Auch in Deutschland werden die Rechte von 
Journalisten immer mehr verletzt. Es wird immer schwieriger, 
unabhängigen Journalismus zu betreiben.

Darüber hinaus findet aktuell der Klimawandel mit Tempe-
raturveränderungen statt. Dies haben wir in den letzten 
Wochen mit dem „Flockdown“ erlebt. Für dieses Jahr werden 
zudem Naturkatastrophen prognostiziert.

Im September werden sowohl in Deutschland als auch in 
Russland Wahlen stattfinden. Die Beziehungen zwischen Russ-
land und Deutschland eskalieren. Deutsche und russische Poli-
tiker können sich nicht einig werden, sinnlose Sanktionen 
geben der Diplomatie keine Chance, und die einfachen Bürger 
müssen darunter leiden. Hochranginge deutsche Politiker 
schlagen sogar vor, die Beziehung zu Russland völlig abzubre-
chen. Dies wäre selbstverständlich ein großer Fehler. Bundes-
länder wie Sachsen haben schon jetzt massiv wirtschaftlich 
unter den wechselseitigen Sanktionen gelitten. Und in Russ-
land gibt es rund 4.000 deutsche Unternehmen mit vielen Mit-
arbeitern, die möglicherweise ihren Job verlieren werden.

Deutschland ist derzeit in vielerlei Hinsicht eines der füh-
renden Länder in Europa. Dies zeigt sich in der aktiven Ein-
wanderung von EU-Bürgern aus Ländern wie Polen, Litauen, 
Lettland und teilweise Tschechien nach Deutschland. Die deut-
schen Unternehmen wachsen, aber die Lebensqualität in 
Deutschland sinkt. In den letzten Jahren hat der Druck der Euro-
päischen Union und der USA auf Deutschland zugenommen.

Deutschland war schon immer für seine kulturellen Veran-
staltungen bekannt. Wir hoffen darauf, dass die Corona-
Einschränkungen bis zum Sommer aufgehoben werden und 
die berühmte Berlinale, der Semperopernball und andere Kul-
turereignisse wieder stattfinden.

Bis dahin bleiben Sie gesund und viel Spaß beim Lesen!

Aleksandr Boyko,
Chefredakteur
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Was bedeutet es, wenn über jemanden 
gesagt wird, es sei still um ihn geworden? 
Weilt er nicht mehr unter den Lebenden? Hat 
er sich zur Ruhe gesetzt? Hat er nichts mehr zu 
sagen? Ist von ihm nichts mehr zu erwarten?

Nichts von all dem trifft auf Michail Gor-
batschow zu. Und wenn es „still um ihn“ 
geworden ist, dann bedeutet das in diesem Fal-
le nichts anderes, als dass er in den (deut-
schen) Medien in den letzten Jahren nur noch 
selten präsent war. Und dafür gibt es gute 
schlechte Gründe.

Der ehemalige Präsident der Sowjetunion, 
dem die Menschheit unter anderem verdankt, 
dass sie über 30 Jahre lang von Atomkriegs-
ängsten unbehelligt gut schlafen konnte, unser 
Gorbi, einst “Everybody's Darling“ in Deutsch-
land, hatte es nämlich gewagt, abweichende 
Meinungen zum neuen Ost-West-Konflikt zu 
äußern. Die Sezession der Krim rechtfertigte er 
mit dem – auch von ihm stets respektierten – 
Selbstbestimmungsrecht der Völker, den USA 
warf er ungerechtfertigten Triumphalismus 
nach dem Ende des Kalten Krieges, das Schei-
tern der Abrüstungs- und Rüstungskontrollver-
träge und das Streben nach Weltherrschaft vor 
und die deutschen Medien kritisierte er für 

deren einseitige, oft anklägerische russland-
feindliche Berichterstattung. Starker Tobak 
und der Liebesentzug durch den Mainstream 
ließ nicht lange auf sich warten.

Kein Wunder, dass es still um ihn in den 
deutschen Medien wurde!

Angst vor dem Atomkrieg

Ich bin kein Kriegskind, aber ein Kind des 
Kalten Krieges. Geboren Mitte der 1950er 
Jahre, aufgewachsen in einem katholisch-
konservativen Milieu im Rheinland, bin ich 
groß geworden mit der Angst vor „den Rus-
sen“. Irgendwann würden sie kommen, uns 
überfallen und ihren Kommunismus hier ein-
führen – jedenfalls dann, wenn die Amerika-
ner uns nicht beschützen würden. Später, in 
den 1980er Jahren, löste die Angst vor einem 
alles vernichtenden Atomkrieg die Angst vor 
„den Russen“ ab. Wie Hundertausende ande-
re Westdeutsche ging ich auf die Straße, um 
gegen die Stationierung amerikanischer Mit-
telstreckenraketen zu protestieren, die, das 
war unsere Überzeugung, die Gefahr eines 
Atomkrieges in Europa dramatisch verschärf-
ten. Die Lage schien aussichtslos: Beide 

Supermächte bis an die Zähne bewaffnet, in 
einer verhängnisvollen Aufrüstungsspirale 
verstrickt. Auf jede Nachrüstung folgte 
prompt eine Nach-Nachrüstung, die Vor-

Für eine Renaissance des Neuen Denkens!
Zum 90. Geburtstag von Michail Gorbatschow

Der erste und letzte Präsident der Sowjetunion wird 90 Jahre alt. Mit Michail Gorbatschow hatte erstmals ein Politiker die Bühne der Weltpolitik 
betreten, dessen Denken und Handeln auf der Höhe des Atomzeitalters war. Die Welt hat seitdem schwere Rückschläge hinnehmen müssen. Eine 
Neuorientierung an den Prinzipien des Neuen Denkens ist notwendiger denn je.

Foto: Veni Markovsky/commons.wikimedia.org

Foto: commons.wikimedia.org

Leo Ensel

JUBILÄUM
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warnzeiten betrugen zum Schluss nur noch 
vier Minuten – und beide deutsche Staaten 
mittendrin! Das potenzielle Schlachtfeld der 
Supermächte. Im Ernstfall wäre hier kein 
Stein auf dem anderen geblieben. Und das 
wussten wir alle.

„Einer muss anfangen, aufzuhören!“ – so 
lautete eine etwas hilflose Parole. Und dann 
geschah ein Wunder.

Eine Seite fing wirklich an, aufzuhören. 
Und meinte es auch noch ernst. Und es waren 
ausgerechnet unsere „Fein-
de“! Das sklerotische kom-
munistische System begann – 
sämtlichen Erwartungen zum 
Trotz – tatsächlich, sich zu ver-
ändern. Ex oriente lux again! 
Es war, als hätte ein siebzig-
jähriger Tattergreis mit letzter 
Kraft noch einen Helden ge-
zeugt. Auf einmal wurde es 
interessant, die Reden des Vor-
sitzenden der kommunisti-
schen Partei zu verfolgen.

Kein Phrasengedresche, kei-
ne Verkündigung letztgültiger 
Weisheiten mehr aus Moskau. 
Nun dominierten die Zauber-
worte Perestroika und Glas-
nost. Und die neuen Machtha-
ber hatten Humor. Statt von Breschnew-
Doktrin war jetzt von der Sinatra-Doktrin die 
Rede: “I did it my way!“ Der neue Held auf der 
weltpolitischen Bühne: jung, energisch, 
womöglich sogar ehrlich, gutaussehend, offe-
nes Gesicht, mit einer attraktiven klugen Frau 
an seiner Seite. Und lachen konnte er auch! 
Ein weiterer Zaubersatz machte die Runde: 
„Wir werden Euch etwas Schreckliches antun: 
Wir werden Euch des Feindes berauben!“

Und dann ging es Schlag auf Schlag: Ein 
sowjetischer Abrüstungsvorschlag jagte den 
nächsten. Bis der zunächst misstrauisch wider-
strebende Westen sich geschlagen geben muss-
te. Alle landgestützten Mittelstreckenraketen 
in Ost und West wurden abgezogen und restlos 
verschrottet. Erstmals war eine gesamte 
Waffenkategorie eliminiert. Es folgten die 
friedlichen Revolutionen in den Ländern Mit-
tel- und Osteuropas, der Fall der Mauer, die 
deutsche Wiedervereinigung, die Beseitigung 
von 80 % aller Atomsprengköpfe weltweit und 
die Charta von Paris, in der NATO und War-
schauer Pakt das Ende des Kalten Krieges 
besiegelten. Die Vision vom gemeinsamen 
europäischen Haus schien greifbar nahe. Für 
einen Wimpernschlag der Weltgeschichte 
schien selbst Kants Utopie vom „ewigen Frie-
den“ in den Bereich des Möglichen gerückt.

Das waren die Träume einer Zeit, in der auf 
einmal doch noch alles gut zu werden schien.

Die ernüchternde Gegenwart

Die Geschichte seitdem ist – vorerst – 
anders verlaufen. Heute steht die Welt vor 
einem neuen, noch gefährlicheren Kalten 
Krieg, wenn dieser nicht schon längst begon-
nen hat.

Schauen wir uns an, was allein in Europa 
aus den großen Hoffnungen geworden ist.

Ein Zeitalter des Friedens? Bereits neun 
Monate nach der Unterzeichnung der Pariser 
Charta begannen die Kriege auf dem Territo-
rium Jugoslawiens mit rücksichtslosen „eth-
nischen Säuberungen“ und dem Massaker 
von Srebrenica, wie es die Welt seit Hitlers 
Einsatzgruppen im zweiten Weltkrieg nicht 
mehr gesehen hatte. Sechseinhalb Jahre tobt 
mittlerweile in der Ostukraine ein blutiger 

Stellvertreterkrieg, der bereits über 13.000 
Menschen das Leben gekostet hat. Ende Sep-
tember 2020 ist zudem im Südkaukasus der 
1994 eingefrorene Krieg um Berg-Karabach 
in aller Brutalität wieder aufgeflammt.

Ein Zeitalter der Kooperation? Sanktionen 
und Gegensanktionen blockieren gegenwär-
tig die wirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen der EU und Russland. Europäische 
Union und Eurasische Union, eigentlich idea-
le Kooperationspartner, stehen einander 
zunehmend feindselig gegenüber – zum Scha-
den für alle Beteiligten.

Überwindung der Teilung Europas? Heute 
markiert die Grenze zwischen osterweiterter 
NATO und wiedererstarktem Russland die 
neue Spaltung Europas, die zugleich durch 
eine zweite Berliner Mauer zwischen der 
Ukraine und Russischer Föderation wort-
wörtlich zementiert wird – diesmal von Seiten 
des Westens.

Rüstungskontrolle und Abrüstung? Die 
USA stiegen Schritt für Schritt aus nahezu 
allen Abrüstungs- und Rüstungskontrollverträ-
gen aus und stationieren gerade ein Raketenab-
wehrsystem unmittelbar vor der russischen 
Haustür, das sich angeblich aber nicht gegen 
Russland richten soll. Beide Seiten moderni-
sieren nun erneut ihre atomaren Arsenale.

Und über ein Vierteljahrhundert nach der 
Wiedervereinigung, die nicht zuletzt durch 
das konstruktive kompromissbereite Handeln 
der damaligen Sowjetadministration möglich 
geworden war, stehen deutsche Soldaten wie-
der an der Grenze zu Russland – dieses Mal 
im integrierenden Rahmen der NATO.

Was für eine Jahrhundertchance wurde da 
fahrlässig verspielt? Und wie konnte es dazu 
kommen?

Das Comeback des alten Denkens

Was auch immer US-Außenminister Baker 
im Februar 1991 bei den Verhandlungen im 
Zuge der deutschen Wiedervereinigung 
Michail Gorbatschow versprochen haben mag 
oder nicht – die Erzählungen darüber gehen ja 
auseinander – alle Seiten wären bestens bera-
ten gewesen, die Charta von Paris zum Anlass 
für eine völlig neue transatlantische Sicher-
heitsstruktur unter gleichberechtigter Einbe-

ziehung der damals noch exis-
tierenden Sowjetunion zu neh-
men. Als sich wenig später der 
Warschauer Pakt auflöste und 
Ende 1991 die Sowjetunion 
zerfiel, war diese Vision für 
den Westen schon keine Opti-
on mehr. Statt sich selbst eben-
falls aufzulösen, erweiterte die 
NATO sich im Verlauf der fol-
genden zwei Jahrzehnte – 
anfangs noch halbherzig auf 
Russland Rücksicht nehmend, 
später auch das nicht mehr – 
nicht nur bis an Russlands 
Grenzen heran, sondern wan-
delte sich zugleich immer 
mehr vom Kriegsverhinder-
ungs- zu einem Kriegsfüh-

rungsbündnis – dazu beim erstem Out of Area-
Einsatz gegen die Bundesrepublik Jugosla-
wien gleich ohne völkerrechtliches Mandat.

Die vielfachen Vorschläge Russlands zum 
Aufbau einer neuen transatlantischen Sicher-
heitsstruktur – zuletzt vom damaligen Präsi-
denten Medwedew, der im Herbst 2008 eine 
neue euroatlantische Friedenscharta von Van-
couver bis Wladiwostok anregte – wurden gar 
nicht erst ernsthaft diskutiert. Russische Bedro-
hungsängste wurden sowohl bei den bisherigen 
vier NATO-Osterweiterungen als auch beim 
sogenannten Raketenabwehrschild wie bei der 
Diskussion um einen möglichen NATO-Beitritt 
Georgiens und der Ukraine als angeblich hyste-
risch und unbegründet vom Tisch gewischt.

Offenbar war der Westen für das Neue Den-
ken noch nicht reif genug.

Für eine Renaissance des Neuen
Denkens

Dabei ist eine Renaissance genau dieser 
Prinzipien heute notwendiger denn je. Fassen 
wir sie kurz zusammen.

Seit dem 6. August 1945, dem Abwurf der 
Atombombe über Hiroshima, steht bekannt-
lich nichts weniger als das Überleben der 
Menschheit selbst auf dem Spiel. Aber es dau-
erte längere Zeit, bis die Konsequenzen dieser 
unerhörten Tatsache wirklich verstanden wur-
den.  So schrieb neun Monate nach dem epo-
chalen Ereignis kein Geringerer als Albert Ein-
stein: „Die entfesselte Kraft des Atoms hat 
alles verändert – nur nicht unsere Art zu den-
ken, und so treiben wir auf eine Katastrophe 
ohnegleichen zu. Eine neue Art von Denken 
ist notwendig, wenn die Menschheit weiterle-
ben will.“ Und der Philosoph Günther Anders 
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brachte Mitte der 1950er Jahre die das Atom-
zeitalter charakterisierende Maxime mit dem 
Satz: „Die Menschheit als ganze ist tötbar“ 
auf den Punkt.

Daraus folgt: Erstmals in der Geschichte 
der Menschheit gibt es tatsächlich ein alle 
Klassen-, Religions- und andere Gegensätze 
überwölbendes Menschheitsinteresse: das 
Weiterleben als Gattung. Diese Erkenntnis 
zum entscheidenden Dreh- und Angelpunkt 
zu machen und daraus die notwendigen Kon-
sequenzen für politisches Handeln zu ziehen, 
ist das Grundprinzip des Neuen Denkens.

Michail Gorbatschow war der erste – und 
bislang einzige – Politiker von Weltrang, der 
nicht nur in seinem Denken auf der Höhe des 
Atomzeitalters war, sondern den Mut hatte, 
diese Prinzipien Schritt für Schritt in die Tat 
umzusetzen. Seine revolutionäre Konse-
quenz: „Unter den heutigen Bedingungen 
kann die Sicherheit, vor allem der atomaren 
Großmächte, nur gegenseitig und – im globa-
len Rahmen – nur allumfassend sein. Die Poli-
tik der Stärke hat sich grundsätzlich über-
lebt.“ Dies hatte für ihn das Primat der Politik 
zur Folge, sprich: Verhandlungen, Verzicht 
auf die Verfolgung des eigenen Vorteils auf 
Kosten Anderer und die Entschlossenheit, 
eine Menschheitsvision in ein konkretes Ziel 
politischen Handelns zu verwandeln: „Der 
einzig richtige Weg ist die Beseitigung der 
Atomwaffen, die Reduzierung und Begren-
zung der Rüstung überhaupt.“

Am 15. Januar 1986 war die politische Sen-
sation perfekt: Der damalige Generalsekretär 
der KPdSU verlas eine Erklärung, die in reali-
sier- und verifizierbaren Teilinitiativen den 
Weg zu einer atomwaffenfreien Welt bis zum 
Jahre 2000 wies.

Nichts, aber auch gar nichts ist an diesem 
Denken veraltet. Auch wenn Michail Gorbat-
schow die nach wie vor ganz große anstehende 
Lösung damals (noch) nicht schaffen konnte.

Schließlich ist die Menschheit auch jetzt 
noch in der Lage, unseren Globus ganze zwan-
zigmal zu vernichten. Die weltweit noch vor-
handenen über 15.800 Atomsprengköpfe ver-
fügen über ein Zerstörungspotential von 
7.500 Megatonnen TNT, was einer Tonne 
Sprengkraft für jeden Menschen oder der 

Waffenwirkung von 2.500 Zweiten Weltkrie-
gen entspricht. Und dieses Potential wird gera-
de „modernisiert“.

Vom Neuen Denken zum Neuen
Handeln

In der Retrospektive hat Gorbatschow 
immer wieder betont, dass seine Politik des 
Neuen Denkens nicht als gigantische Kopfge-
burt am Schreibtisch entstand, sondern im 
Wechselspiel mit der praktischen Politik 
Schritt für Schritt entwickelt, modifiziert, 
umgesetzt und weiterentwickelt wurde. Neu-
es Denken und Neues Handeln bedingten sich 
gegenseitig.

Genau hier gilt es wieder anzuknüpfen, 
will die Welt nicht in einen zweiten, noch 
ungehemmteren Rüstungswettlauf hinein-
schlittern als im ersten Kalten Krieg.

Neues Denken, im Atomzeitalter die Basis 
jeglichen Vertrauens, würde heute bedeuten: 
Abschied vom Unilateralismus, Abschied 
vom Gerangel um geopolitische Einflußsphä-
ren, Abschied vom Rivalisieren um Rohstoffe 
– mit einem Wort: Schluss mit dem Denken 

und Handeln in den Kategorien des Nullsum-
menspiels, bei dem der Gewinn der eigenen 
Seite zwingend den Verlust der anderen 
bedeutet! Stattdessen: Fokussieren auf die 
gemeinsamen Interessen, auf das Überleben 
der Menschheit. Und nicht nur bei der Aufrü-
stung, auch bei den anderen menschheitsbe-
drohenden Gefahren.

Gorbatschow fand Mitte der 1980er Jahre 
einen Ausweg aus der damals völlig verfahre-
nen und brandgefährlichen Lage. Mithilfe der 
von Einstein postulierten „neuen Art von Den-
ken“ überwand er die „Erbsenzählerei“ der 
jahrelang im Kleinklein festgefahrenen Gen-
fer Abrüstungsverhandlungen. Den entschei-
denden Durchbruch schaffte er mit seinem 
Mut, in qualitativen statt in quantitativen Kate-
gorien zu denken und der Energie dies auch 
durchzusetzen: Um eine gesamte Waffenkate-
gorie zu eliminieren, ließ er nicht, wie die 
Gegenseite, ebenfalls 846 landgestützte 
Kurz- und Mittelstreckenraketen verschrot-
ten, sondern insgesamt 1.846. Und erreichte 
damit Gleichgewicht auf dem Null-Niveau! 
Viele seiner im alten Denken verharrenden 

Landsleute nehmen ihm das bis auf den heuti-
gen Tag bitter übel.

Wie wäre es daher, wenn diesmal zur 
Abwechslung der Westen mit einseitigen Vor-
leistungen die Initiative ergreifen und Russ-
land mit kalkulierten einseitigen Abrüstungs-
schritten attackieren würde? Ein Militärbünd-
nis, dessen führende Supermacht allein jähr-
lich über zehnmal mehr für die Rüstung aus-
gibt als Russland, könnte sich das leisten. Und 
wie wäre es, wenn eine Friedensbewegung 
2.0 wieder auf den Plan träte und den verant-
wortlichen Politikern in dieser Richtung 
Druck machen würde?

Unter den Großen der Größte

Dass Michail Gorbatschow als Chef einer 
Atommacht auch in seinem Denken auf der 
Höhe des Atomzeitalters war, macht ihn ein-
zigartig. Dass er den Mut hatte, das Neue Den-
ken konsequent und unbeirrbar in Neues Han-
deln umzusetzen, dass ihm mit dem INF-
Vertrag der bedeutendste Abrüstungsvertrag 
der Weltgeschichte gelang, dass er es schaffte, 
80 % der Atomsprengköpfe weltweit zu ver-

schrotten – all dies macht ihn unter den Gro-
ßen zum Größten. Dass die Welt seit seinem – 
erzwungenen – Abtritt von der politischen 
Bühne wieder einen schweren Rückfall in das 
alte Denken erlitt, ist seine Schuld nicht.

Nun liegt es an uns, gute Erben zu sein.

Quellen:
1. https://bit.ly/2Mv0dO0
2. Charta von Paris für ein neues Europa 

(1990): https://bit.ly/3pNDevX

Der Autor
Dr. Leo Ensel (“Look at the other side!”) 

ist Konfliktforscher und interkultureller Trai-
ner mit Schwerpunkt postsowjetischer Raum 
und Mittel-/Ost-Europa. Veröffentlichungen 
zu den Themen Angst und atomare Aufrü-
stung, zur Sozialpsychologie der Wiederverei-
nigung sowie Studien über die Deutschland-
bilder im postsowjetischen Raum. Im neuen 
West-Ost-Konflikt gilt sein Hauptanliegen der 
Überwindung falscher Narrative, der Deeska-
lation und der Rekonstruktion des Vertrauens.
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„Putinversteher“, „Verräter“, „von Putin 
bezahlter Troll“, „von Russland gekaufter 
Sportler“ oder andere „Komplimente“ lese 
ich im Deutschen Netz zum Glück eher sel-
ten über mich – aber es kam schon mal vor. 
Auch beispielsweise von deutschen Sport-
lern oder Journalisten, denen meine Mei-
nung an ihrem Weltbild gekratzt hat.

Vom NATO-Deutschen zum Kritiker

Ich komme aus einem NATO-konformen 
Elternhaus im Rheinland und war auch selbst 
Soldat. Die einseitigen negativen Berichter-
stattungen über Russland haben mich in der 
Zeit der Filme wie “Rambo“ oder “Top Gun“ 
natürlich auch antirussisch denken lassen 
bzw. geprägt. Das gehörte und gehört sich 
doch so im Westen. Bis ich 2015 das erste Mal 
als Sportler in die Russische Föderation ein-
geladen wurde.

Ich muss gestehen, dass in mir bereits nach 
wenigen Tagen ein schlechtes Gefühl über-
kam, weil ich mich für die westlichen Lügen 
über Russland schlichtweg geschämt habe. 
Richtig: da war es ja gar nicht so undemokra-
tisch, böse und unterentwickelt wie es das 
westliche Weltbild gerne haben möchte, um 
sein Feindbild zu bestätigen.

Die Welt ist mehr als „Tagesschau“

Die meisten Russlandkritiker ziehen ihr 
(Halb-)Wissen beispielsweise nur aus der 
Tagesschau oder glauben leichtfertig einseiti-
gen Berichterstattungen von ARD-Dopingex-
perten oder Politikern, die mit transatlanti-
scher Zunge permanent Unwahrheiten über 
Russland verbreiten.

Mittlerweile bin ich im fünften Jahr immer 

enger mit der Russischen Föderation ver-
wachsen. Einerseits mit dem dortigen Sport. 
Andererseits in kleinen Schritten auch sport-
politisch, um die deutsche und russische Seite 
zu verbinden und ab August sogar familiär in 
Moskau verwurzelt.

Natürlich hat Russland Probleme wie jedes 
andere Land auch. Aber ich denke, keiner von 
uns hat das Recht, mit dem nackten Finger auf 
den anderen zu zeigen. Es gibt auch in Russ-
land Berichterstattungen über Deutschland, 
bei denen ich nur den Kopf schütteln muss. 
Oder manchmal auch innenpolitische Ent-
scheidungen, die ich mit meinem westlichen 
Verständnis nicht nachvollziehen kann. Aber 
wie ist es denn in Deutschland ohne Rosarote 
Brille und Überzeugung, dass wir sind die ein-
zig wahre Demokratie in der Welt haben? 
Haben wir wirklich das Recht, mit dem Finger 
auf Russland zu zeigen?

NATO-Osterweiterung und die angeb-
liche Krim-Annexion

Leider ist es doch so, dass die meisten über-
zeugten Tagesschau-Zuschauer oder BILD-
Leser über die Annexion der Krim oder den 
Krieg in Syrien ausschließlich den Blickwin-
kel aus dem Westen kennen. Wer sich jedoch 
mit der NATO-Osterweiterung und russischer 
Politik näher befasst, also das ganze aus russi-
scher Sicht betrachtet, sieht plötzlich den 
schuldigen im Westen. Wenn man das denn 
sehen möchte und vor allem sich auch traut, 
dies außerhalb des vorgegeben westlichen 
Meinungskorridors auszusprechen.

Letztendlich hat die Russische Föderation 
dem Westen immer wieder die Hand hingehal-
ten, die Deutschland als Handlanger der Verei-
nigten Staaten immer wieder weggeschlagen hat.

Eine Meinung haben und sich für den 
Frieden einsetzen

Es gibt Menschen, die eine Meinung und 
den Schneid haben. Es gibt aber auch diejenige, 
die sich im vorgegebenen Meinungskorridor 
suhlen und nur dann laut sind, wenn die 95 % 
um sie herum mitschreien. Wozu die Kritiker 
gehören oder man selbst gehört, darf jeder 
selbst für sich entscheiden.

Was zählt, ist jedoch ein Miteinander. Um es 
als Sportler frei auszusprechen: Ich habe keine 
Lust auf Krieg mit Russland. Um beim Sport zu 
bleiben: Wenn hier wieder Krieg ist, ist hier 
nichts mehr mit Triathlon oder Champions Lea-
gue. Über 30 Millionen Tote auf beiden Seiten 
im zweiten Weltkrieg waren zu viel und das 
darf sich nicht wiederholen. Aufgewacht?

Danke für Eure Aufmerksamkeit und 
bleibt vor allem gesund. Egal woher Ihr 
kommt und welche Meinung Ihr vertritt.

Marco Henrichs,
deutscher Staatsbürger

und Schwimmtrainer (RUS)

Die Welt ist
keine Tagesschau

PANORAMA
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Der Bitcoin eilt von einem Hoch zum andern. 
Erdacht als demokratisches Zahlungsmittel, 
ist er zum Spielball einer Elite von Spe-
kulanten geworden.

Kinderjahre

Als Folge der Finanzkrise, die im Jahre 
2007 begonnen hatte, erblickte der Bitcoin 
Ende 2008 das Licht der Welt von Sathoshi 
Nakamoto aus der Taufe gehoben. Unter der 
Bezeichnung „Peer-to-Peer Electronic Cash 
System“ sollte er eine demokratische Alterna-
tive zum bestehenden Geldsystem sein.

Am Anfang stand eine Idee. Um es biblisch 
auszudrücken: Am Anfang war das Wort. Tie-
feres Verständnis des Kapitalismus und des 
Geldsystems wurde ersetzt durch Idealismus. 
Man sah, dass Banken und gar ganze Staaten 
durch ein falsch gestricktes Geld- und Finanz-
system wankten. Sie waren nicht die einzigen, 
die sich diese Verwerfungen mit dem Augen-
scheinlichen erklärten – dem Geldsystem. Die-
ser Glaube wurde verstärkt durch die Geld-
schwemme, mit der die Märkte zur Rettung 
der Banken geflutet wurden.

Doch trotz dieser Bedrohung, die vom 
Geldsystem auszugehen schien, atmete die 
Menschheit nicht auf, als ihr im Bitcoin eine 
Alternative angeboten wurde. Der Idealis-
mus der Wenigen kam in der Realität der Vie-
len nicht an. Im März 2010 gab es eine erste 
Notierung des Bitcoins. Sein Wert in Dollar 
betrug damals nur 0,003 Cent. Es gab also 
wenig Bereitschaft, den Dollar, auch wenn 
er auf noch so tönernen Füßen stand, gegen 
eine Währung zu tauschen, die sich als 
Alternative zum kapitalistischen Geldsys-
tem verstand.

Im Februar 2011 wurde dann erstmals ein 
Dollar für den Bitcoin bezahlt und 2013 
waren es bereits einhundert Dollar. Der Bit-
coin fand zunehmend Interesse. Aber er war 
keine Alltagswährung wie Dollar oder Euro. 
Dafür waren die Kursschwankungen zu 
hoch und die Zahlungsabwicklung zu um-
ständlich.

Nicht alltagstauglich

Für den Alltagsgebrauch der meisten Men-
schen waren Dollar, Euro und all die herkömm-
lichen Währungen nicht durch den Bitcoin zu 
ersetzen. Wie bedeutungslos er für die überwie-
gende Mehrheit der Bürger war, zeigte sich am 
ersten Warenaustausch, der auf Bitcoin-Basis 
stattgefunden hatte. Am 22. Mai 2010 wurden 
für zwei Pizzen 10.000 Bitcoin gezahlt.

Den Normal-Bürgern brachte die Alterna-
tiv-Währung keinen Vorteil gegenüber denen 
des eigenen Währungsraums. Denn alle 
Waren und Leistungen des täglichen Bedarfs 
waren mit den herkömmlichen Währungen 
leichter abzuwickeln und inzwischen bieten 
auch die Geschäftsbanken Echtzeit-Überwei-
sungssysteme an, die den Zahlungsverkehr 
enorm beschleunigt haben. Bei den meisten 
Verbrauchern besteht nicht einmal für das viel 
diskutierte digitale Geld der Zentralbanken 
Nachfrage.

Das Argument vieler Inflationstheoretiker, 
dass es aufgrund von Entwertung für das Geld 
nichts mehr gebe, geht an der Wirklichkeit vor-
bei. Obwohl diese das Geld als wertlos be-
zeichnen, erhält der Konsument weiterhin für 
dieses Geld alle Waren und Dienstleistungen, 
die er für seinen Lebensunterhalt braucht. 
Insofern ist die Behauptung des Wertverlustes 

sachlich falsch. Angesichts fallender Infla-
tionsraten verliert nicht das Geld an Wert, son-
dern gerade die Waren, für die immer weniger 
Geld gegeben werden muss.

Für die überwiegende Mehrheit der Men-
schen ist die Währung ohnehin egal, solange 
sie ihre eigentliche Funktion erfüllt: Die 
Sicherstellung des Warenaustauschs und die 
damit verbundene Sicherung der Lebens-
grundlagen. Meistens sind sie sowieso nicht 
in der Lage, über das verfügbare Einkom-
men hinaus Rücklagen oder Vermögen zu 
bilden. Das wäre aber die erste Vorausset-
zung, um in Bitcoin wie auch in andere Anla-
gen zu investieren.

Investieren und spekulieren kann nur, wer 
über den Alltagsbedarf hinaus noch finanziel-
le Überschüsse hat. Angst um den Wertverlust 
des Geldes hat derjenige, wer für sein Geld 
immer weniger Zinsen bekommt, und nur wer 
Vermögen hat, sucht nach Möglichkeiten, die-
ses gegen die sogenannte Inflation zu sichern 
oder es durch Investition zu vermehren. Den 
Vermögenden geht es also mit der alternati-
ven Währung wie mit den herkömmlichen 
Geldanlagen auch: Sie suchen nach Anlage-
möglichkeiten angesichts des Anlagenotstan-
des, der durch den Verfall der Zinsen und Ren-
diten entstanden war.

Spekulationsobjekt Bitcoin

Hatte es sich bei den ersten Erwerbern von 
Bitcoin noch weitgehend um Idealisten 
gehandelt, die ein Projekt unterstützen woll-
ten, so entwickelte sich bald auch eine kleine-
re Gemeinde erster Spekulanten. Sie waren 
diejenigen, die sich mit dem Thema beschäf-
tigt hatten, vielleicht von der Idee begeistert 

Foto: anncapictures/pixabay.com

Rüdiger Rauls

WIRTSCHAFT



9BERLINER TELEGRAPH  FEBRUAR 2021

waren, aber auch die ersten Wertsteigerungen 
des Bitcoins bereits mitverfolgt hatten.

Mit steigenden Notierungen wuchs das 
Interesse der Anleger. Im November 2017 
erreichte der Bitcoin erstmals die 10.000-Dol-
lar-Marke. Seitdem fand er die breitere Auf-
merksamkeit von Investoren und Spekulan-
ten, auch wenn die erste Spekulationswelle 
bald darauf zusammenbrach. Bis zum Ende 
des Jahres 2018 kam die Alternativ-Währung 
auf Werte um die 4.000 Dollar zurück.

Aber der Bitcoin war im Umlauf, auch 
wenn er in der Praxis für die meisten Men-
schen kaum zu gebrauchen war. In der Hoff-
nung auf eine Erholung der Kurse hatten viele 
Investoren ihre Bitcoins gehalten. Indem er 
aber trotz dieses Einbruchs nicht von den 
Finanzmärkten verschwunden war, hatte er 
diese erste Bewährungsprobe bestanden. 
Zunehmend wurden nun auch große Adressen 
auf ihn aufmerksam.

Angesichts der ausufernden Geldmengen 
rückte ein Vorteil des Bitcoins immer mehr in 
den Vordergrund: Seine Bestände waren auf-
grund des unterlegten Algorithmus auf 21 Mil-
lionen Stück begrenzt. Er kann demnach ähn-
lich wie Gold und im Gegensatz zum Geld der 
Zentralbanken nicht beliebig vermehrt wer-
den. Wenn auch schon ein großer Teil dieser 
Maximalmenge geschaffen worden ist, so ist 
mit dem Schürfen des letzten Bitcoins erst um 
das Jahr 2150 zu rechnen. Es liegen also noch 
weit über hundert Jahre an sicheren und stabi-
len Verhältnissen vor den Investoren.

Der aktuelle Anstieg des Bitcoins zu immer 
neuen Höchstständen ist vom Einstieg großer 
Adressen und Investorengruppen geprägt. Mitt-
lerweile hat er eine Marktkapitalisierung von 
über einer halben Billion US-Dollar erreicht 
und bewegt sich damit, wäre er ein Staat, am 
26. Platz des Brutto-Inlands-Produktes aller 
Nationalstaaten, noch vor Österreich.

Dieser Zustrom von Investorengeldern 
erfolgt einerseits als Direkt-Investitionen. 
Namhafte US-Unternehmen haben erhebliche 
Mengen an Bitcoin erworben: der amerikani-
sche Versicherer MassMutual für 100 Millio-
nen US-Dollar, der Hedgefonds Guggenheim 
für 500 Millionen US-Dollar oder aktuell der 
Nachkauf vom Krypto-Vermögensverwalter 
Grayscale über 542 Millionen. Praktisch täg-
lich kaufen institutionelle Investoren auf der 
ganzen Welt die Bitcoin-Bestände leer.

Darüber hinaus bieten auch immer mehr 
Banken und Investment-Gesellschaften Deri-
vate auf den Bitcoin an. Sie ermöglichen es 
Kleinanlegern unter geringerem Kapitalein-
satz, als es der direkte Kauf von Bitcoin dar-
stellt, an der Goldgräberstimmung teilzuneh-
men. Die Nachfrage steigt und treibt ange-
sichts des knappen Angebot den Preis des Bit-
coins in jenen Währungen hoch, die er eigent-
lich hatte überflüssig machen sollen.

Entgegen den gut gemeinten Absichten 
seiner intellektuellen Väter ist der Bitcoin 
zu einem bevorzugten Spekulationsobjekt 
geworden. Die Ideale kommen nicht an 
gegen die Gegebenheit der Realität. Diese 
zu erkennen ist die Grundlage für die Verän-

derung der Verhältnisse, nicht das Ausden-
ken idealistischer Modelle.

Um es wieder mit der Bibel auszudrücken: 
Das Wort ist Fleisch geworden. Der Investor 
erkannte, dass eine Idee Rendite brachte, sie 
blieb nicht länger nur eine gutgemeinte Idee. 
Der Bitcoin wirft nun auch Dollars ab. Darauf 
kommt es Investoren an. Sie wollen keine 
Alternativ-Währung, sie wollen Rendite. 
Dabei spielt das Mittel, mit dem diese Rendite 
erwirtschaftet wird, keine Rolle. Es kann eine 
Alternativ-Währung sein, notfalls sogar die 
Werke von Marx, Engels und Lenin, wenn sie 
sich nur gut verkaufen lassen.

Kapitalismus setzt sich durch

Aber auch in anderer Hinsicht wird offen-
sichtlich, dass der Bitcoin den hehren Idealen 
seiner intellektuellen Väter immer weniger 
gerecht wird. Selbst in der Schöpfung des Bit-
coins, dem sogenannten Mining, setzten sich 
die Mechanismen des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems durch.

Der Miner wird für Rechenoperationen 
bezahlt, die zur Schaffung von Blöcken füh-
ren, aus denen sich dann wieder eine Block-
chain zusammensetzt. Diese stellt eine fäl-
schungssichere und zugleich transparente 
Dokumentation von wirtschaftlichen und 

administrativen Vorgängen dar wie Verträ-
gen, Bank- und anderen Geschäften, Beur-
kundungen usw. Mit jedem neuen Block wer-
den auch Bitcoins geschaffen. Diese werden 
demjenigen Miner zugesprochen, der als 
erster einen neuen Block in die Blockchain 
eingefügt hat.

In den Kinderjahren des Bitcoins war es 
noch unter geringen Kosten möglich, mit 
der entsprechenden Software Bitcoin zu 
schürfen – sozusagen im Homeoffice. Um 
jedoch den Anstieg der Bitcoin-Menge aus 
Angst vor Inflation zu verlangsamen, hal-
biert der Bitcoin-Code in regelmäßigen 
Abständen die Entlohnung für die geleiste-
te Arbeit. Dieses sogenannte Halving führt 
dazu, dass der Ertrag pro geschürftem 

Block von 50 Bitcoin in der Anfangszeit auf 
derzeit 6,25 Bitcoin zurückging.

Somit sank mit jedem Halving der Preis 
für die erbrachte Rechenleistung, während 
die Kosten der Rechenarbeit gleich blieben 
oder sogar noch stiegen. Was also gut gemeint 
war, wirkte sich zum Nachteil derjenigen aus, 
die die Arbeit erbrachten. Zudem stieg mit der 
Bekanntheit des Bitcoins und seinem Preis 
auch die Zahl der Miner. Die Erhöhung der 
Produktionskapazitäten durch die Zunahme 
der Miner führte zu einem Absinken von 
Ertrag und Produktivität für den einzelnen.

Um weiterhin profitabel zu sein, geschah 
etwas, was in jedem herkömmlichen kapita-
listischen Unternehmen auch geschieht, wenn 
der Ertrag der Arbeit sinkt: Man investiert und 
erhöht damit die Produktivität, den Ertrag der 
Arbeitskraft. Das ist ein Vorgang, der im Kapi-
talismus unumgänglich ist, unabhängig von 
moralischen und idealistischen Vorstellun-
gen. Wer in der Konkurrenz mithalten will, 
muss die Produktivität erhöhen oder scheidet 
aus dem Markt aus. Das ist die bittere Wahr-
heit des kapitalistischen Systems.

Dementsprechend rüsteten auch die Miner 
ihre Hardware auf. Zuerst kamen schnellere 
Grafikkarten zum Einsatz, die durch mehr 
Rechenoperation höhere Blockzahlen und Bit-
coin-Erträge schufen. Später sprangen die 
Computerhersteller auf den Bitcoin-Zug auf 
und boten eigens für das Mining hergestellte 
ASIC-Rechner an.

Diese verdrängten die frühen Formen des 
Mining, das sogenannte CPU- und GPU-
Mining, die heute praktisch ausgestorben 
sind. Der weitere Konzentrationsprozess führ-
te zur Errichtung von Mining-Farmen, die 
sich nur die Kapitalkräftigen leisten konnten. 
Derzeit rüsten große Player wie Riot Block-
chain und Marathon ihre Mining-Hardware-
Bestände aggressiv auf.

Der Konzentrationsprozess im Bitcoin-
Mining schreitet also voran entsprechend der 
kapitalistischen Logik. Damit unterscheidet 
sich die Gesetzmäßigkeit der Bitcoin-Pro-
duktion, der eigentlich als Alternativmodell 
angetreten war, nicht von den Gesetzen in den 
restlichen Bereichen des kapitalistischen Pro-
duktionsablaufs.

Kopfgeburten

Der Bitcoin war geschaffen worden als 
Reaktion auf die Geldschwemme der Noten-
banken, die nach den herkömmlichen wie den 
alternativen Theorien der Wirtschaftswissen-
schaften zwangsläufig zur Inflation führt. 
Nun ist es aber gerade der Bitcoin selbst, der 
mit seinen gewaltigen Preissteigerungen 
auffällt. Wenn man Inflation als Preissteige-
rung versteht, so sind nirgendwo die inflatio-
nären Tendenzen stärker als bei dem Medium, 
das sich gerade einer solchen Entwicklung ent-
ziehen und sie bekämpfen wollte.

Nun werden einige Verschwörungstheore-
tiker dahinter sicher wieder Anhaltspunkte für 
das Wirken von Eliten und ihren hinterhälti-
gen Plänen zur Erringung der Weltherrschaft 
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und Versklavung der Menschheit finden. Ange-
sichts der kapitalstarken Investoren, die sich 
nun des Bitcoins bemächtigen, wären solche 
Sichtweisen sogar nachvollziehbar.

Aber das grundlegende Problem ist das 
mangelnde Wissen über Inflation, Geldsys-
tem und das Funktionieren des kapitalisti-
schen Systems. Seltene Einigkeit besteht 
unter den Inflationstheoretikern darüber, 
dass Inflation ein Problem der Geldmenge 
ist. Diese Theorie war aus der deutschen 
Inflation des Jahres 1923 abgeleitet worden. 
Sie scheint auch heute noch zu stimmen für 
Länder wie Zimbabwe, Venezuela und ande-
re. Hier herrschen tatsächlich inflationäre 
Inflationsraten.

Aber in den entwickelten kapitalistischen 
Staaten ist die Entwicklung gerade umge-
kehrt. Trotz der ausufernden Geldmengen stag-
nieren die Inflationsraten oder sinken gar – in 
Japan sogar seit über dreißig Jahren. Das ist 
mit der herkömmlichen Inflationstheorie nicht 
zu erklären. Diesen offensichtlichen Wider-

spruch scheinen die Hohepriester der Inflation 
von Ernst Wolff bis zu Hans-Werner Sinn 
nicht zu erkennen oder wollen ihn nicht wahr-
haben. Stattdessen malen sie weiterhin das 
Menetekel der nahenden Inflation an die Wand 
– und das nun schon seit über zehn Jahren.

Inflation hat nur vordergründig mit Geld-
mengen zu tun. Es scheint so, weil Geldmen-
gen ansteigen. Jedoch hat das derzeitige Geld-
mengenwachstum in den entwickelten kapita-
listischen Staaten andere Hintergründe als das 
des Deutschen Reichs von 1923 oder solcher 
Staaten wie Zimbabwe und Venezuela heute.

Die Geldmenge in den entwickelten Staa-
ten steigt, weil die Notenbanken die Konjunk-
tur stützen müssen. Sie glauben, dass höhere 
Geldmengen die Banken zu höherer Kredit-
vergabe anregen, wodurch die Investitionstä-
tigkeit der Unternehmen wächst. Diese Argu-
mentationskette hatte bei den ersten Wirt-
schaftskrisen nach dem Zweiten Weltkrieg 
scheinbar gestimmt, führte doch zu einer Aus-
weitung der Produktionskapazitäten.

Kapitalistische Realität

Heute besteht das Problem der Unterneh-
men nicht mehr in den ungenügenden Pro-

duktionskapazitäten zur Bedienung der 
Marktnachfrage, sondern vielmehr in der man-
gelnden Marktnachfrage. Die Ausweitung der 
Produktionskapazitäten hatte im Verlauf der 
Jahre zu einem Überhang des Angebots über 
die Nachfrage geführt. Die Märkte sind gesät-
tigt. Die Wirtschaftskrisen des Kapitalismus 
sind Ergebnis von Überproduktion, nicht von 
Mangel.

Weitere Investitionen in den Aufbau von 
Produktionskapazitäten führte unter diesen 
Umständen nur zu weiterem Überangebot, 
verbunden mit nachlassender Rendite. Da 
können die Zinsen noch so niedrig sein, kein 
Unternehmer investiert nur um der niedrigen 
Zinsen willen, wenn keine Aussicht auf ange-
messenen Ertrag auf einem Markt besteht. Je 
höher der Produktionsausstoß, der einen 
Markt überflutet, desto mehr neigen die Prei-
se zum Nachgeben. Das ist so bei Brötchen. 
Das ist aber auch bei Kapital so.

Je mehr Geld die Notenbanken in den 
Markt pumpen, je mehr Kapital die Banken 

für Kredite vorrätig halten, desto mehr sinkt 
der Brötchenpreis der Banken, der Zins. Das 
ist die aktuelle Lage in den entwickelten kapi-
talistischen Staaten, die sich fundamental von 
denen von Staaten wie Venezuela, Simbabwe 
und anderen unterscheidet.

Das Kapital der Banken trifft hierzulande 
auf gesättigte Märkte. Die Unternehmen 
investieren weniger als an Kapital zur Verfü-
gung steht. Da aber Regierungen und Noten-
banken in der Steigerung der Investitionstä-
tigkeit der Unternehmen den Ausweg aus der 
Krise sehen, erhöhen sie ständig die Dosis der 
Kapitalinfusionen. Der Kapitalismus beginnt 
zu hyperventilieren, und Abhilfe ist mit den 
bisherigen Mitteln der Krisenbewältigung 
nicht in Sicht. Da hilft auch kein Bitcoin.

Da die Nachfrage vonseiten der Märkte 
gemessen an den Produktionskapazitäten zu 
niedrig ist, sinken die Preise der Verbrauchs-
güter tendenziell. Das äußert sich in Preis-
nachlässen bei höherwertigen Produkten 
wie Autos, aber auch in den Rabattschlach-
ten der Discounter, Supermärkte und Waren-
häuser sowie in der Flut von Sonderangebo-
ten und Anlässen für Sonderangebote. Da-
mit sinken die Preise im Warenkorb der 
Inflationsberechnung und in deren Folge die 

Inflationsraten. All das hat mit der Geldmen-
ge wenig zu tun.

Bewusstsein statt Idealismus

Wie das Beispiel des Bitcoins zeigt, lassen 
sich die Wirkkräfte des Kapitalismus auch mit 
noch so ausgeklügelten Modellen, Konzep-
ten, Ideen, also mit der Kraft des Intellekts, 
nicht austricksen. An den Triebkräften des 
Kapitalismus kommt innerhalb des kapitalis-
tischen Systems niemand vorbei. Wer glaubt, 
den Kapitalismus mit den Mitteln des Kapita-
lismus überwinden zu können, täuscht nicht 
nur sein Publikum, sondern auch sich selbst.

Es ist nicht klar, inwieweit bei den intellek-
tuellen Vätern des Bitcoins antikapitalisti-
scher Idealismus eine Rolle gespielt hat. Soll-
te dessen Einfluss hoch sein, so muss festge-
stellt werden, dass der Kapitalismus dieses 
Projekt voll und ganz unter seine Kontrolle 
gebracht hat. Auch wenn seine Erschaffer 
anderes wollten, der Bitcoin war von Anfang 
an ein Spekulationsobjekt, eine Kopfgeburt. 
Denn für die Realwirtschaft hatte und hat er 
so gut wie keine Bedeutung. Diese funktio-
nierte trotz ausufernder Geldmengen weiter-
hin mit den altbekannten Währungen.

Kapitalismus ist nicht mit Moral, Empö-
rung oder intellektueller Überlegenheit zu 
überwinden, sondern nur mit einem anderen 
politischen Bewusstsein, das sich auf das Wis-
sen über die gesellschaftlichen Zusammen-
hänge und die inneren Triebkräfte des Kapita-
lismus stützt. Das bedarf der materialisti-
schen Analyse der gesellschaftlichen Verhält-
nisse. Wunschdenken ist da fehl am Platz.

Aber das Wissen alleine genügt nicht. Es 
bedarf auch einer gesellschaftlichen Kraft, die 
sich auf dieses Bewusstsein gründet. Diese Kraft 
sind nicht die Alternativen und Intellektuellen, 
sondern die wenig beachtete und teilweise ver-
achtete Mehrheit der Gesellschaft, die werktätige 
Bevölkerung. Wenn sie sich nicht dieser besonde-
ren Stellung bewusst ist, so ist sie doch aufgrund 
ihres Fachwissens alleine in der Lage, die gesell-
schaftlichen Funktionen aufrecht zu erhalten.

Foto: Gerd Altmann/pixabay.com

Erhältlich als e-book und Taschenbuch bei Amazon
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Europaweit bekannt, und auch Ihnen ganz 
bestimmt noch in Erinnerung, ist die Geschich-
te des österreichischen Vizekanzlers H.C. Stra-
che. Kurz zusammengefasst: unbedachte Äuße-
rungen – versteckte Kameras – Regierung 
gestürzt – Job los.

Ganz so weit muss es ja bei Ihnen nicht kom-
men. Unangenehm sind versteckte Aufnahmen 
aber allemal.

Vielen Leuten stellt sich daher die Frage: 
„Wie schütze ich mich vor versteckten Kame-
ras?“ Gleich vorweg: Ja, es ist möglich, sich zu 
schützen. Grundsätzlich sind dabei drei Szena-
rien zu unterscheiden:
џ Fremder Raum, in welchem ich mich nur 

kurz aufhalte. Zu einer Besprechung zum 
Beispiel. Man hat hier wenig Chancen, ver-
steckten Aufnahmen zu entgehen. Mein Vor-
schlag: Man wechselt ganz kurzfristig die 
Örtlichkeit.

џ Fremder Raum, in welchem ich mich länger 
aufhalte. Ein Hotelzimmer oder ähnliches. 
Hier habe ich gute Chancen, eine etwaig ver-
steckte Kamera zu finden, da für die Suche 
ausreichend Zeit zur Verfügung steht. Es 
gibt Suchgeräte, welche gut geeignet sind, 
verborgene Kameras zu finden. Man 
beleuchtet verdächtige Stellen mit diesem 
Gerät aus jener Richtung, in welche die 
Kamera schauen könnte. Sofort verrät sich 
die Kameralinse, und sei sie auch noch so 

klein (z.B. 2,5 mm Durchmesser), durch ihr 
Glitzern. Beliebte Verstecke für Kameras 
sind Lüftungsschlitze, Rauchmelder, Wand-
bilder, Schraubenköpfe, Displays von Elek-
trogeräten, Spiegel, Steckdosen, Buchrü-
cken, usw. All diese Stellen abzusuchen, 
damit sind Sie einige Zeit beschäftigt. Über-
sehen Sie bitte auch keinesfalls die Ihnen 
harmlos erscheinenden Nagellöcher in der 
Wand. Solche wurden von uns bereits 
erfolgreich zur Überwachung verwendet. 
Zur Suche nach versteckten Kameras benut-
zen wir, neben unseren technischen Kennt-
nissen und unserer Erfahrung, auch das 
Gerät „SpyFinder PRO“. Es gibt noch meh-
rere andere gleichwertige Modelle auf dem 
Markt. Googeln Sie ein bisschen.

џ Bei Ihnen zu Hause. Hier kommt es darauf 
an, wieviel Zeit der „Spion“ hatte, um eine 
Kamera zu verstecken. Eine halbe Stunde? 
In so kurzer Zeit könnte nur rasch eine als 
Radiowecker, Buch, usw. getarnte Kamera 
deponiert worden sein. Achten Sie ganz 
besonders auf Gegenstände, welche in Ihrer 
Abwesenheit neu in den Raum eingebracht 
worden sind, vor allem auf an das Stromnetz 
angeschlossene Elektrogeräte. Hatte diese 
neugierige Person einen halben Tag oder viel-
leicht sogar mehrere Tage Zeit zur Installati-
on? In so einem Fall muss man schon weit-
aus genauer suchen. Wichtig!: Kameras, wel-

che mit Batterie betrieben werden, stellen 
irgendwann ihre Tätigkeit ein. Mehr als ein 
paar Stunden laufen derartige Geräte nicht. 
Allerdings: Hängt die Kamera am Strom-
netz, kann sie für unbegrenzte Zeit filmen.

Sollten Sie den Verdacht hegen, durch ver-
steckte Kameras überwacht zu werden, blei-
ben Sie bitte selbstkritisch. Überlegen Sie: Wer 
sollte Interesse haben, mich zu filmen? Wäre 
jemand bereit, eine ganze Menge Geld dafür 
ausgeben? Hätte überhaupt jemand die Mög-
lichkeit gehabt, eine versteckte Kamera zu 
installieren? Bin ich wirklich soooo wichtig? 
Ja, beim österreichischen Vizekanzler, da hat 
sich der Aufwand für die Auftraggeber voll 
bezahlt gemacht. Bei Ihnen auch?

Ich werde in den kommenden Ausgaben 
verschiedene weitere Themen aus dem Be-
reich Sicherheit behandeln: Schutz vor Über-
fällen, Gegenmaßnahmen bei Beobachtung, 
Home Invasion, Freie Waffen zur Selbstver-
teidigung, usw.

Für Fragen, Kritik, sowie auch Anregungen 
zu weiteren Themen bin ich immer sehr dank-
bar. Schreiben Sie mir doch.

Manfred Holek,
betreibt seit 25 Jahren ein Sicherheitsunter-

nehmen (Detektei, Personenschutz, Bewa-
chung) in Wien.

www.holek.at, manfred@holek.at

Wie schütze ich mich vor versteckten Kameras?

TECHNIK
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EU-Geld für Weißrussland

Im August 2020 hatten in Weißrussland 
Präsidentschaftswahlen stattgefunden. Sehr 
bald wurden Vorwürfe laut, dass die Wahler-
gebnisse manipuliert worden seien. Beweise 
gab es bisher keine, nur Annahmen und Ver-
mutungen. Über soziale Medien mit Unter-
stützung, besonders aus Polen und den balti-
schen Staaten, formierten sich Oppositions-
gruppen, die zu Demonstrationen und Streiks 
aufriefen. Während die Demonstrationen 
anfänglich gut besucht waren, fanden die 
Streikaufrufe wenig Resonanz. Von Anfang 
an hatten die Protestierenden Unterstützung 
von den Staaten des Wertewestens erhalten – 
nicht nur ideell.

Steuergelder in Millionenhöhe flossen aus 
der EU-Kasse, aber auch aus den Haushalten 
einzelner Nationen an die Führung der Oppo-
sitionsbewegung. Es ging um die sogenann-
ten westlichen Werte: Demokratie, Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit sowie Min-
derheitenrechte. Zudem waren die führenden 
Persönlichkeiten der Oppositionsbewegung 
Frauen – westlich orientierte, akademisch 
gebildete Frauen mit moralisch-idealisti-
schen Vorstellungen, ganz nach dem Ge-
schmack der westlichen Meinungsmacher.

Um den Druck auf die weißrussische Füh-
rung zu erhöhen, wurden auch schon sehr bald 
Sanktionen verhängt. Wohlgemerkt: all dies 
geschah ohne einen einzigen Nachweis von 
Wahlmanipulationen. Es genügte den Politi-
kern und Medien im Westen, dass eine Opposi-

tion vorhanden war, die diese Vorwürfe erhob. 
All das glich den Anfängen einer Farbenrevo-
lution, wie sie seit dem Untergang der Sowjet-
union im Bereich des ehemaligen Warschauer 
Paktes bereits mehrfach stattgefunden hatten.

Die öffentliche Meinung ist in dieser Frage 
gespalten. Denn die Meinungsmacher beein-
flussen die Medienkonsumenten durch die 
Berufung auf Werte, die sich zum Teil wider-
sprechen, und ihre Propagierung. Einerseits 
verurteilen große Teile der liberalen und sich 
links verstehenden Öffentlichkeit vom Wes-
ten unterstützte Farbenrevolutionen. Ande-
rerseits ist man auch geneigt, gegen autokrati-
sche Herrscher Partei zu ergreifen, besonders 
wenn sie als Verletzer von Frauen-, Minder-
heiten- und demokratischen Rechten darge-
stellt werden.

Aber geht es denn wirklich um Werte bei 
der Unterstützung der Protestbewegungen in 
Weißrussland oder in Hongkong und Vene-
zuela im Jahre 2019? Wie universell sind die-
se Werte und der Einsatz des Wertewestens 
für ihre weltweite Durchsetzung? Oder macht 
man da Unterschiede im eigenen Herrschafts-
bereich sowie befreundeten Regierungen und 
dem Herrschaftsbereich jener Staaten und 
Regierungen, mit denen man überkreuz liegt?

Proteste und doppelte Standards

Im eigenen Herrschaftsbereich ist man bei 
ähnlichen Ereignissen weniger verständnis-
voll. Erinnert sei hier an die Proteste der Gelb-
westen in Frankreich, die Unabhängigkeits-

bewegung der Katalanen, aber auch für die 
Demonstranten auf dem G20-Gipfel 2017 in 
Hamburg. Es wurde mehr über die Gewalt im 
Umfeld dieser Proteste berichtet als über die 
politischen Anliegen der Demonstrierenden.

Wurde das Verhalten von Polizei und 
Staatsmacht bei den Protesten in Hongkong, 
Venezuela und Weißrussland als unverhält-
nismäßig dargestellt, so verteidigten westli-
che Medien und Politiker die Reaktion der 
eigenen Ordnungskräfte als angemessene 
Maßnahmen zum Schutz von Bürgern und 
Staat. Auch hier hätte man wie im Falle der 
Proteste in Weißrussland mit abstoßenden Bil-
dern und Videos die Verletzungen durch Poli-
zeigewalt aufzeigen können, wenn man denn 
gewollt hätte.

Nicht umsonst ist gerade die Polizeigewalt 
in den USA und aktuell in Frankreich immer 
wieder Auslöser von Protesten. Angesichts 
von aggressiven Entgleisungen mehrerer Poli-
zeibeamten gegen Migranten und Journalis-
ten sieht Macron erheblichen Handlungsbe-
darf, um die Vertrauensbeziehung zwischen 
den Franzosen und den Ordnungshütern wie-
derherzustellen.

Als 2019 in Hongkong Demonstranten das 
Parlament verwüsteten und den Flughafen 
blockierten, zeigte man sehr viel Verständnis 
im Wertewesten. Von Teilen der Medien wur-
den sie als Helden dargestellt, die sich gegen 
ein angeblich menschenverachtendes System 
erhoben. Schuld an den Ausschreitungen 
waren nach westlicher Sicht weniger die 
Demonstranten selbst, sondern vielmehr die 

Die Entwertung der Werte
Deutschland stellt sich immer wieder gerne als Musterknabe der westlichen Werte dar. Wo immer man diese bedroht glaubt, erhebt man mah-
nend die Stimme, besonders bei Staaten, die nicht dem eigenen Kosmos angehören. Nun aber bringen die thailändische Demokratiebewegung 
und der thailändische König die Wertewächter in Verlegenheit.

Wahrnehmung der Proteste in Weißrussland und Thailand im Vergleich

Rüdiger Rauls

Foto: Takeaway/commons.wikimedia.org 
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Ordnungskräfte, die mit ihrem harten Vorge-
hen diese Reaktionen provoziert hatten.

Im Sommer 2020 versuchten anlässlich der 
Demonstration gegen die Corona-Maßnah-
men einige Hundert Querdenker und Reichs-
bürger, den deutschen Bundestag zu stürmen. 
Dabei hatten sich die Revoluzzer, ganz brave 
deutsche Staatsbürger und Untertanen sogar, 
doch tatsächlich von drei Polizisten vom 
Sturm auf das Berliner Sommerpalais abhalten 
lassen, trotz hundertfacher Überlegenheit. Im 
Gegensatz zu Hongkong war noch nicht ein-
mal ein Sachschaden entstanden. Aber auch im 
Gegensatz zu Hongkong war die Empörung 
gewaltig im deutschen Blätterwald.

Was ist aber der Unterschied zwischen 
dem Sturm auf das deutsche und das Hong-
konger Parlament? Was ist bei ersterem ver-
werflicher als beim zweiten? Rechtlich gese-
hen sind beide Vorgänge gleich. Woher also 
die unterschiedliche Bewertung durch die 
Meinungsmacher im Wertewesen?

Zerbrechliche Rechtsstaatlichkeit

Als Unterschied wird immer wieder gerne 
das Dogma vom Rechtsstaat hier und der Will-
kürherrschaft in anderen Ländern wie China 
bemüht. Darin nahmen auch westliche 
Medien gerne Zuflucht, als im Konflikt in 
Katalonien das Vorgehen des spanischen Staa-
tes immer mehr dem jener Staaten glich, die 
vom Wertewesten so gerne als Unrechtssyste-
me dargestellt werden.

Nach der Beendigung der Unruhen von 
2019 hat die chinesische Regierung für Hong-
kong ein neues Sicherheitsgesetz erlassen, 
das in erster Linie die Einflussnahme aus-
ländischer Kräfte unterbinden soll. Zudem 
wurden gesetzliche Regelungen gegen Unab-
hängigkeitsbestrebungen geschaffen. Der 
Westen kritisiert dieses Gesetz und bezeich-
net es als Willkürakt. Darin sieht er den Unter-
schied zwischen dem eigenen Handeln als 
demokratische Staatswesen und dem jener, 
die er als Unrechtsstaaten bezeichnet.

Aus dieser selbst erklärten moralischen 
Überlegenheit leiten die USA nun ihr Recht 
ab, aufgrund dieses Gesetzes China mit wei-
teren Sanktionen zu belegen. Auch die EU 
glaubt sich in der moralischen und rechtlichen 
Position, ein weiteres Sanktionsregime ver-
hängen zu dürfen, mit dem  sie schwere Men-
schenrechtsverletzungen weltweit ahnden zu 
dürfen glaubt. Man schafft also eine gesetzli-
che Basis für die Bekämpfung von Gefahren 
und Missständen, die man zu erkennen glaubt 
und glaubt, bekämpfen zu müssen.

Was unterscheidet dieses sogenannte 
rechtsstaatliche Verfahren von jenem der soge-
nannten Unrechtsstaaten? Auch China hat 
sich in dem Sicherheitsgesetz für Hongkong 
gesetzliche Grundlagen geschaffen, die das 
Vorgehen regeln. Es handelt also gerade nicht 
willkürlich, sondern auf der Basis von Regeln, 
die es für die Bürger, aber auch für den Staat 
selbst zur Bewältigung einer konkreten Situa-
tion geschaffen hat. Jedoch im Unterschied zu 
den sogenannten Rechtsstaaten erlässt es die-

se Gesetze nur für den eigenen Herrschaftsbe-
reich und maßt sich nicht an, andere Staaten 
den eigenen Gesetzen zu unterwerfen.

Vom Verfahren her handelt also der soge-
nannte Unrechtsstaat China nicht anders als 
die westlichen Staaten. Auch die selbsternann-
ten Rechtsstaaten regeln durch Gesetze die 
Rechte der Bürger und die Eingriffe des Staa-
tes, wenn es gilt, Gefahren abzuwehren. Das 
wird gerade im Falle der Corona-Maßnahmen 
deutlich. Auch hier schafft oder ändert der 
Staat Gesetze, wenn es nach seiner Meinung 
für die Bewältigung von Krisen und Gefahren 
notwendig ist. Nur sind halt eben die Gefahren 
und Krisen, mit denen sich die Staaten ausei-
nandersetzen müssen, unterschiedlich.

Klar sieht, wer von Ferne sieht?

Deutschland kennt keine Separationsbe-
strebungen, die zudem noch von ausländi-
schen Kräften unterstützt werden. Das ist bei 

China anders – wie man in Hongkong sehen 
konnte. Das mag im Westen vielleicht anders 
gesehen werden als in China. Aber die chine-
sische Regierung ist der eigenen Bevölkerung 
verpflichtet, nicht der deutschen. Sie muss 
chinesische Probleme lösen, nicht deutsche.

Jedoch im Gegensatz zum Wertewesten 
haben weder die chinesische, noch die russi-
sche, auch nicht die venezolanische, irani-
sche oder gar nordkoreanische Regierung 
das Verhalten Spaniens in der Katalonien-
krise kritisiert. Sie haben sich auch nicht bei 
den Protesten der Gelbwesten eingemischt 
oder dem Westen Ratschläge erteilt, was der 
Wertewesten immer glaubt, sich gegenüber 
anderen Staaten herausnehmen zu können, 
zu dürfen oder gar zu müssen. Sie haben 
auch keine Gesetze erlassen, mit denen sie 
ihre Vorstellungen von Rechtsstaatlichkeit 
und Menschenrechten weltweit durchsetzen 
wollen.

Für sich selbst den Anspruch auf Rechts-
staatlichkeit zu erheben, ist die eine Sache. 
Die andere ist es, auch den Nachweis dafür zu 

führen. Die Behauptung kann man sicherlich 
für eine lange Zeit aufstellen, ohne dass daran 
gezweifelt wird. Aber mit zunehmenden 
Widersprüchen zwischen dem selbst formu-
lierten Anspruch und der täglichen Praxis wird 
auch der Anspruch auf Dauer zweifelhaft.

Auch wenn man weit davon entfernt ist, 
Deutschland oder den anderen Staaten der 
westlichen Wertegemeinschaft die Rechts-
staatlichkeit abzusprechen, so mehren sich 
doch die Zweifel, die durch das staatliche Ver-
halten selbst genährt werden. Diese Zweifel 
haben die Querdenker hervorgebracht. Auch 
die Verfahren gegen Teilnehmer der G20-Pro-
teste von 2017 säen Zweifel an der Einhaltung 
rechtsstaatlicher Prinzipien, wenn sie poli-
tisch nicht mehr nützlich sind.

Das Oberlandesgericht in Hamburg ver-
hängte Haftstrafen gegen Demonstranten 
wegen Ausschreitungen während des G20-
Gipfels, obwohl den Beschuldigten keine 
eigenhändige Gewalttat nachgewiesen wur-

de. Grundlage dieser Entscheidung war ein 
Urteil des Bundesgerichtshofs, wonach man 
sich schuldig mache durch ostentatives Mit-
marschieren, auch wenn man selbst keine 
Gewalttat begangen habe. Ist das noch rechts-
staatlich oder schon Willkür, wie man sie bei 
China zu sehen glaubt?

Medien über zwei Proteste

Wie in Weißrussland geht auch in Thailand 
seit Monaten die Jugend des Landes auf die 
Straße, um mehr Demokratie zu fordern. Die 
Berichte darüber in den westlichen Medien 
sind aber bei weitem nicht so umfangreich wie 
die über Weißrussland und keineswegs reiße-
risch, sondern weitgehend sachlich.

Auch scheint es die Medien des Wertewes-
tens wenig zu stören, dass diese protestieren-
de Jugend sich in Prayut Chan-o-cha gegen 
einen Ministerpräsidenten auflehnt, der durch 
einen Militärputsch vor sechs Jahren an die 
Macht gekommen war. Die Einstellung der 
westlichen Medien scheint demnach nicht in 

Foto: Homoatrox/commons.wikimedia.org
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der Legitimität dessen begründet zu liegen, 
gegen den sich die Proteste richten.

Wurde zu Beginn der Proteste in Weißruss-
land der westliche Medienkonsument fast täg-
lich mit Berichten über Demonstrationen und 
Übergriffe der Ordnungskräfte in Kenntnis 
gesetzt, so waren die Bilder über Verletzun-
gen von Demonstranten in Thailand in den 
westlichen Medien Mangelware. Doch auch 
in Thailand wurde der Polizei vorgeworfen, 
sie habe mit übertriebener Härte reagiert. 
Mehr als 50 Teilnehmer mussten daraufhin 
mit Verletzungen im Krankenhaus behandelt 
werden. Einige davon sollen Schussverlet-
zungen erlitten haben.

Es kann also nicht an der unterschiedli-
chen Brutalität der Ordnungskräfte und deren 
Folgen liegen, dass über Zusammenstöße in 
Weißrussland oder Hongkong mit anderer 
Intensität berichtet wird als über Vergleichba-
res in Thailand. Es sei denn, dass die hiesigen 
Hüter der Werte und Menschenrechte die 
Unversehrtheit thailändischen Lebens nicht 
so hoch einschätzen wie anderes.

Auch beim Vergleich der Einschränkun-
gen der Bürgerrechte und der repressiven 
Maßnahmen gegenüber der Oppositionsbe-
wegung kann kein milderes Verhalten der thai-
ländischen Behörden festgestellt werden. 
Bereits am 15. Oktober 2020 war in Thailand 
ein verschärfter Ausnahmezustand verhängt 
worden. Über ähnliche Einschränkungen der 
Versammlungsfreiheit in Weißrussland hatten 
die westlichen Medien bisher nicht berichtet. 
Trotz allem aber scheint ihnen die Situation in 
Thailand weniger repressiv zu sein.

Hatte der Wertewesten das neue chinesi-
sche Sicherheitsgesetz für Hongkong zum 
Anlass genommen, um Sanktionen gegen Chi-
na zu verhängen, so ist davon im Falle Thai-
lands keine Rede. Aufgrund der Proteste sind 
in Thailand nicht nur Versammlungen von 
mehr als fünf Personen verboten, sondern 
auch Nachrichten und Online-Mitteilungen, 
mit denen die nationale Sicherheit beein-
trächtigt werden könnte. Worin besteht der 
Unterschied zu Hongkong?

Der Anlass der Proteste ist in Thailand und 
Weißrussland ähnlich. Es geht um Vorwürfe 
von Wahlfälschung und der damit verbunde-
nen Forderung nach Neuwahlen. Jedoch muss 
auch festgestellt werden, dass die Hinweise 
auf Wahlfälschungen in Thailand wesentlich 
konkreter waren als in Weißrussland.

Dabei hätte die OECD einen solchen Kon-
flikt um das Wahlergebnis im Falle Luka-
schenkos leicht verhindern können, wäre sie 
der an sie ausgesprochenen Einladung zur 
Wahlbeobachtung gefolgt. Aber wie bei der 
Wahl in Venezuela zog man es offensichtlich 
vor, statt die Wahlen zu beobachten, sie nach-
her einfach nicht anzuerkennen, wenn sie 
nicht das gewünschte Ergebnis brachten.

In Deutschland leben, in Thailand 
regieren

Aber all diese Widersprüchlichkeit wird 
noch übertroffen von der Posse, die sich der-

zeit um den thailändischen König Maha Vaji-
ralongkorn, kurz Rama IX, und seinen Aufent-
halt in Deutschland abspielt. Besonders das 
Verhalten der deutschen Behörden und Politik 
gleicht auffallend der Spezeln-Wirtschaft 
einer Bananenrepublik.

In diesen Vorgängen das Selbstverständnis 
eines Rechtsstaates zu erkennen, ist schwie-
rig. Noch schwieriger lässt sich daraus die 
Werteorientierung eines Staates sehen, der 
sich weltweit als Richter über den Umgang 
anderer Staaten mit ihrer Opposition aufspielt.

Thailands König hält sich nicht, wie zu ver-
muten wäre, in Thailand auf. Die größte Zeit 
seines Lebens lebt er in Deutschland. Von hier 
aus übt er seinen Einfluss auf die Politik seines 
Heimatlandes aus, was nach den Gesetzen des 
deutschen Rechtsstaates nicht gestattet ist.

Aber damit nicht genug. Er tritt Werte mit 
Füßen, für die die Staaten des Wertewestens 
sonst überall auf der Welt einzutreten vorge-
ben, besonders der Musterknabe Deutsch-
land. So hat Rama IX in Thailand seine Macht 

in den wenigen Jahren seit seiner Thronbe-
steigung kontinuierlich ausgebaut. Zwei Ar-
mee-Einheiten sind dem König nun direkt 
unterstellt. Außerdem hat der Monarch die 
Verfassung so ändern lassen, dass sie ihm 
mehr Freiheiten gibt.

Hätten sich Putin, Lukaschenko oder 
Maduro solche Machtfülle ohne demokrati-
sche Legitimation angeeignet, wären die deut-
schen Meinungsmacher Sturm gelaufen ge-
gen sogenannte Autokraten. Im Falle von 
Rama X stört man sich offensichtlich nicht an 
einem Verhalten, das an einen absolutisti-
schen Fürsten erinnert, aber nicht an einen 
Staatsmann des 21. Jahrhunderts.

Hatte man in Hongkong, Venezuela und 
Weißrussland die Forderungen der Oppositi-
on bei der Umsetzung der westlichen Werte 
tatkräftig auch finanziell unterstützt, so finden 
vergleichbare Forderungen der thailändi-
schen Opposition kein Gehör im Westen. 
Oder ist es mit den westlichen Werten nicht 

vereinbar, wenn die Jugend in Bangkok ver-
langt, dass der König sich aus der Politik 
heraushält. Die Monarchie soll nicht über der 
Verfassung stehen? Was widerspricht da den 
westlichen Werten?

Offensichtlich stört es die Hüter von Rechts-
staatlichkeit und Transparenz auch nicht, dass 
Rama X das Vermögen der Krone unter seine 
direkte Kontrolle gebracht hat. Dabei handelt 
es sich um circa 40 Milliarden Dollar. Anderer-
seits aber leiden gerade viele junge Thais unter 
den katastrophalen Folgen der Corona-
Pandemie und den fehlenden Perspektiven. 
Zudem wirft die Opposition ihm vor, dass er 
sein luxuriöses Leben in Deutschland von den 
thailändischen Steuern finanziert, anstatt damit 
das Elend im eigenen Land zu lindern.

Keine Steuerp�icht für den Thai-König

Aber damit nicht genug. Der König aus 
dem Land des Lächelns verprasst nicht nur 
thailändische Steuergelder, er zahlt noch 
nicht einmal Steuern in Deutschland, obwohl 
er hier seinen Lebensmittelpunkt hat. Wäh-
rend der deutsche Staat die Taschen eines 
jeden Hartz-IV-Empfängers leer macht, die 
maximale Wohnungsgröße genau festlegt und 
die Anzahl der Zahnbürsten zählt, ist Rama 
IX scheinbar von allen Zahlungen an das 
Gemeinwesen befreit – trotz seines immen-
sen Reichtums.

Die bayrische Steuerverwaltung verwei-
gert unter Berufung auf das deutsche Steuer-
geheimnis die Mitteilung darüber, ob Rama 
IX nach dem Tode seines Vaters König Bhu-
mibol Erbschaftssteuer auf das erworbene Mil-
liardenvermögen gezahlt hat, so wie es von 
jedem deutschen Staatsbürger verlangt wird. 
Hinzukommen könnten die Einkommens-
steuer sowie die kommunalen Steuern wie 
etwa die Grund-, Zweitwohnungs- und Hun-
desteuer. Bisher gibt es keine Hinweise, dass 
diese entrichtet wurden – und das über Jahre.

Zu den Werten der westlichen Wertege-
meinschaft gehört an prominenter Stelle die 
Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz, auch 
vor den Steuergesetzen. Unverständlich ist 
deshalb die Haltung deutscher Behörden und 
Politik gegenüber einem Staatsmann, der all 
diesen Werten keine Bedeutung beizumessen 
scheint. Noch gibt es keine Erklärungen für 
dieses Missverhältnis im Umgang mit Rama 
IX auf der einen Seite und den Vertretern ande-
rer Staaten, die offensichtlich nicht dieselbe 
Gunst und das selbe Wohlwollen im Werte-
westen genießen.

Die oben geführte Auseinandersetzung 
sollte allerdings all diejenigen nachdenklich 
stimmen, die nur allzu leicht und allzu gerne 
sich vor den Karren von Werten spannen las-
sen. Es sind nicht die Werte selbst, die zwei-
felhaft sind und nachdenklich machen sollten. 
Es ist ihre unterschiedliche Anwendung. Es 
ist die Benutzung und der Missbrauch von 
Werten für die Durchsetzung von Interessen, 
die sich hinter den Werten verstecken, und 
nicht immer klar zu erkennen sind hinter der 
blendenden Fassade von Idealen.
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Am 26. November 2020 richteten sich 152 
Erstunterzeichner eines Offenen Briefes, dar-
unter die Autoren dieses Artikels, an Amnesty 
International Deutschland (AID). Darin wur-
de AID aufgefordert, zu den bestehenden 
Menschenrechtsverletzungen im Fall Julian 
Assange Stellung zu beziehen. Der Offene 
Brief wurde inzwischen von tausenden Perso-
nen mitgezeichnet. Nun liegt ein Antwort-
schreiben von AID vor, das die in dem Offe-
nen Brief erhobenen Vorwürfe jedoch nicht 
ausräumt, im Gegenteil.

Amnesty International (AI) hat sich durch 
die Hilfe von unzähligen freiwilligen Helfern 
und Förderern über Jahrzehnte hinweg das 
Image einer moralischen Instanz in Fragen 
der Menschenrechte erarbeitet. Mit professio-
nellen Kampagnen eröffnet und beeinflusst 
AI Debatten über Menschenrechtsverletzun-
gen, politische Willkür und ähnliche Schand-
taten, und für viele Menschen ist die Agenda 
von AI ein wichtiger Orientierungspunkt zur 
Meinungsbildung, auf den sich selbst die 
wichtigsten Meinungsmacher im Land bezie-
hen. Tatsächlich zitierten am 4. Januar 2020 – 
als der Antrag der Vereinigten Staaten zur Aus-
lieferung des in London unschuldig inhaftier-
ten Journalisten Julian Assange in erster Ins-
tanz abgewiesenen wurde – unter anderem 
Der Spiegel, Die Zeit, die Süddeutsche Zei-
tung, die Deutsche Welle und der Deutsch-
landfunk eine Stellungnahme von AI zu die-
ser Entscheidung.

Offenbar schätzen die Leitmedien die Mei-
nung, die seitens AI geäußert wird, als bedeut-
sam ein. In diesem Sinne ist das, was AI im 
Hinblick auf Menschenrechtsverletzungen in 
die öffentliche Diskussion trägt, von Bedeu-
tung und das, worüber AI schweigt, ist auch 
nicht wirklich wichtig. Dies ist zumindest das 
Selbstverständnis von AI und die Wahrneh-
mung von AI innerhalb von Teilen der Zivil-
gesellschaft.

Einschub: Ein manipulatives Muster
in der öffentlichen Debatte

Das Ergebnis einer öffentlichen Debatte 
hängt außerordentlich davon ab, welche 
Gedanken überhaupt auf dem Marktplatz der 
Meinungen diskutiert werden. Der mitunter 
wichtigste Parameter einer Debatte ist also 
nicht (nur) wie detailliert über Einzelheiten 
gestritten wird, sondern welche Einzelheiten 
überhaupt aufgegriffen werden. Ein diesbe-
zügliches Eingrenzen oder Ausrichten der 
Debatte kann durch Öffentlichkeitsarbeit 
erreicht werden, indem wesentliche Sachver-
halte vorsätzlich verschwiegen und mit irre-
führendem Vokabular scheinbar relevante, 
jedoch falsche Bezugspunkte gesetzt werden.

Diese manipulativen Methoden wendet AI 
in der inzwischen fast zehn Jahre währenden 
Debatte über den willkürlichen Freiheitsent-
zug, mit dem Julian Assange gestraft ist, an.

Die Position von AID im Fall von
Julian Assange

Im Februar 2020 startete AID eine Unter-
schriftensammlung, die sich an den Justizmi-
nister der Vereinigten Staaten richtet und die-
sen auffordert, die Anklage gegen Assange 
fallen zu lassen. Die Unterschriftensammlung 
begründet AID mit den Worten: „Assange dro-
hen in den USA Haftbedingungen, die Folter 
und anderer Misshandlung gleichkommen, 
und es ist davon auszugehen, dass kein rechts-
staatlich faires Verfahren in den USA gewähr-
leistet ist.“ 

Die beiden Formulierungen „Assange dro-
hen in den USA“ und „es ist davon auszuge-
hen, dass [...] in den USA“ sind hochgradig 
irreführend. Implizit ist damit mitgeteilt, dass 
zurzeit keine Folter vorliege und dass das Ver-
fahren rechtsstaatlichen Ansprüchen genüge.

Der Offene Brief an AID stellt daher insbe-

sondere die Frage: Aus welchem Grund 
erweckt AID den Eindruck, es gäbe im Falle 
von Julian Assange keine bereits bestehende 
Verletzung der Menschenrechte, sondern pro-
jiziert diese lediglich in die Zukunft auf den 
eventuellen Fall seiner Auslieferung?

Die tatsächlich bestehenden Menschen-
rechtsverletzungen, die der Offene Brief dies-
bezüglich anführt, sind willkürlicher Frei-
heitsentzug, Folter und Verwehrung eines fai-
ren Prozesses.

Der willkürliche Freiheitsentzug setzt sich 
aus drei Zeitabschnitten zusammen:

1. Julian Assanges Zwangsaufenthalt in 
der ecuadorianischen Botschaft, die der 
UNO- Menschenrechtsrat, bereits 2016 
als willkürlichen und illegalen Entzug 
seiner Freiheit rügte,

2. seine Inhaftierung nach seiner Verurtei-
lung wegen Kautionsverletzung mit dem 
willkürlichen Strafmaß von 50 Wochen 
und

3. die sich daran anschließende willkürli-
che Inhaftierung während des Ausliefe-
rungsprozesses.

In dieser Zeit wurde Julian Assange „ab-
sichtlich über Jahre hinweg zunehmend ernst-
haften Formen grausamer, unmenschlicher 
oder entwürdigender Behandlung oder 
Bestrafung ausgesetzt, deren Gesamtwirkung 
einzig und allein als psychologische Folter 
beschrieben werden kann“, wie der Offene 
Brief mit Verweis auf den UNO-Sonderbe-
richterstatter für Folter feststellt.

Die Effektivität der Aktionsform

Ist die Sammlung von deutschen Unter-
schriften – also im US-Ausland – für den Jus-
tizminister des mächtigsten Landes der Welt 
eine entscheidungsrelevante Meinungsäuße-
rung? Die deutsche Wählerschaft kann die 
Partei des US-Justizministers bei der nächs-
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ten Wahl nicht mit Stimmentzug strafen, 
wenn er dem Anliegen der Unterzeichner 
nicht entspricht. Es wäre daher wesentlich 
effektiver, wenn AID eine Unterschriften-
sammlung durchführen würde, die die deut-
sche Bundeskanzlerin und den Außenminis-
ter direkt auffordert, sich in deutlicher Spra-
che an die britischen Behörden zu wenden, 
um die Menschenrechtsverletzungen gegen 
Julian Assange einzustellen. Denn diese bei-
den Personen oder deren Parteien wollen von 
der deutschen Wahlbevölkerung wiederge-
wählt werden, nicht der US-Justizminister.

Mit der Unterschriftensammlung für den 
US-Justizminister wird die öffentliche Empö-
rung kanalisiert, weg von Deutschland und 
unseren britischen Nachbarn, hin ins ferne 
Amerika.

Die dringlichste Aktionsform, die AI 
kennt, bezeichnet sich als “Urgent Action“. 
AID erklärt dazu: „Urgent Actions sind die 
denkbar schnellste und effektivste Form des 
Eingreifens, um das Leben akut bedrohter 
Menschen zu schützen.“

Der offene Brief appelliert deswegen an 
AID: „Wir drängen darauf, dass Sie sich 
umgehend - so wie es AID in solchen Fällen 
üblicherweise tut – mit einer “Urgent Action“ 
für Julian Assange einsetzen!“

Welche Maßstäbe legt AI zugrunde, um 
eine “Urgent Action“ für „akut bedrohte Men-
schen“ ins Leben zu rufen? Aktuelle Beispiele 
bieten die chinesische Journalistin Zhang 
Zhan und die beiden russischen Aktivisten 
Yan Sidorov und Vladislav Mordasov, zu de-
nen AID schreibt:

„Die Bürgerjournalistin Zhang Zhan ist am 
28. Dezember 2020 in Shanghai zu vier Jahren 
Haft verurteilt worden. Die Verurteilung 
beruht auf der Anklage, ,Streit angefangen und 
Ärger provoziert zu haben’, weil sie aus 
Wuhan über COVID-19 berichtet hatte. Zhang 
Zhan hat ihren Hungerstreik unterbrochen, um 
weiteren Strafmaßnahmen im Gefängnis zu 
entgehen. Es besteht allerdings nach wie vor 
die Sorge, dass sie weiterer Folter oder Miss-
handlung ausgesetzt werden könnte.“

„Am 22. Oktober lehnte das Stadtgericht 
Dimitrowgrad in Westrussland den Bewäh-
rungsantrag des Menschenrechtsverteidigers 
Yan Sidorov ab. Er und sein Freund Vladislav 
Mordasov sind gewaltlose politische Gefange-
ne, die Haftstrafen von vier Jahren verbüßen 
müssen, weil sie im November 2017 versuch-
ten, eine friedliche Protestaktion zu organisie-
ren. Damit wollten sie Dutzende Rostower Bür-
gerinnen unterstützen, die in Großbränden ihre 
Häuser verloren hatten. Yan Sidorov legte 
gegen den Gerichtsentscheid Rechtsmittel ein.“

Vier Jahre Freiheitsentzug und die beste-
hende Sorge, dass eine in China inhaftierte 
Journalistin gefoltert werden könnte (!), sind 
also ausreichend, um eine “Urgent Action“ zu 
veranlassen, ebenso wenn in Russland ein 
Bewährungsantrag abgelehnt wird. Ohne das 
augenscheinliche Leid der Betroffenen zu 
schmälern, stellt sich in Anbetracht dieser bei-
den Fälle jedoch die Frage, warum AID bei 
einem im Vereinigten Königreich inhaftierten 

Journalisten, der seit fast zehn Jahren willkür-
lich seiner Freiheit beraubt und bei der Folter 
seit langem Realität ist, keinen Anlass für eine 
“Urgent Action“ sieht und diese verweigert.

Bemerkenswert ist auch der Vergleich mit 
dem russischen Oppositionellen Alexej Na-
walny, bei dem es, nachdem er in Moskau am 
17. Januar 2021 festgenommen wurde, ganze 
vier Tage dauerte, bis AID eine “Urgent Acti-
on“ startete.

Die Antwort von AID

Das nun vorliegende Antwortschreiben 
von AID auf den Offenen Brief kommentiert 
die gestellte Frage und den Appell nun folgen-
dermaßen:

„Gleichwohl hat Amnesty International 
auf einige Unregelmäßigkeiten im Verfahren 
hingewiesen, wie beispielsweise die techni-
schen Schwierigkeiten bei der Audio- und 
Videoübertragung in den Gerichtssaal oder 
den extrem eingeschränkten Kontakt mit sei-
nen Anwält_innen, was die Vorbereitung der 
Verteidigung sehr erschwert.

Amnesty International bemüht sich weiter 
darum, dieses wichtige Verfahren intensiv zu 
beobachten und die Auslieferung von Julian 
Assange an die USA zu verhindern. Auch 
wenn wir nicht auf alle Punkte ihres Appells 
eingehen können, so können wir ihnen versi-
chern, dass sich sowohl Amnesty Internatio-
nal als auch Amnesty in Deutschland klar zur 
Verfolgung von Julian Assange und zu dem 
Angriff gegen das Recht auf die Meinungs-
freiheit äußert.“

Selbst nach expliziter Nachfrage findet 
keine Positionierung von AID zu den beste-
henden schweren Menschenrechtsverletzun-
gen – willkürliche Haft und Folter – statt, und 
es wird nur eine sehr milde Kritik an den Ver-
fahrensmodalitäten des britischen Gerichts 
geübt. Lässt sich das anders erklären, als 
durch ein vorsätzliches Verschweigen dieser 
Umstände?

AI und aktuelle Gerichtsurteile

Auch in der von AID herausgegebenen 
Pressemitteilung vom 4. Januar 2021, auf die 

Foto: Ricardo Patiño/commons.wikimedia.org
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sich die oben gelisteten Leitmedien beziehen, 
fehlt ein Hinweis auf die bestehenden, ganz 
konkreten Menschenrechtsverletzungen. 
Immerhin jedoch wird der politische Charak-
ter der Verfolgung benannt:

„Wir begrüßen die Tatsache, dass Julian 
Assange nicht an die USA ausgeliefert wird, 
und dass das Gericht anerkannt hat, dass ihm 
aufgrund seines Gesundheitszustands in US- 
Gefängnissen Misshandlungen drohen. Doch 
die Anklagen gegen ihn hätten erst gar nicht 
erhoben werden dürfen. Die Vorwürfe waren 
politisch motiviert und die britische Regie-
rung hätte die US-Regierung nicht so bereit-
willig bei der unerbittlichen Verfolgung von 
Assange unterstützen dürfen.

Das Urteil ist zwar richtig und schützt 
Assange vor der Auslieferung, aber Großbri-
tannien muss sich trotzdem den Vorwurf 
gefallen lassen, auf Drängen der USA diesen 
politisch motivierten Prozess betrieben und 
die Presse- und Meinungsfreiheit auf die 
Anklagebank gesetzt zu haben.“

Wenn selbst AID erkennt, dass hier in einem 
politisch motivierten Prozess nicht nur der 
Mensch Julian Assange sondern die Presse- 
und Meinungsfreiheit auf die Anklagebank 
gesetzt wurde, warum sieht AID dann noch 
immer keinen Grund für eine “Urgent Action“?

Die österreichische Sektion von AI kom-
mentierte das Geschehen am 4. Januar, indem 
sie zur Unterstützung der Unterschriftenaktion 
an den amerikanischen Justizminister aufrief. 
Dort heißt es in Fettschrift in der Mitte der Seite: 
„In den USA könnte Assange Folter drohen.“

Zum wiederholten Male werden auch hier 
die bestehenden Menschenrechtsverletzun-
gen nicht benannt und Eventualitäten in den 
Vordergrund geschoben.

Das Urteil vom 4. Januar begründet die 
vorerst abgewendete Auslieferung mit dem 
schlechten Gesundheitszustand von Julian 
Assange, dessen offensichtliche Ursache die 
Bedingungen sind, denen er seit fast einem 
Jahrzehnt ausgesetzt ist. Dazu gehört insbe-
sondere die derzeitige Isolationshaft im Hoch-
sicherheitsgefängnis Belmarsh.

Am 6. Januar 2021 wurde dann wenig über-
raschend das Gesuch des unschuldig und will-
kürlich inhaftierten Julian Assange, nun endlich 
(gegen Kaution) freigelassen zu werden, von 
den britischen Behörden mit Blick auf ein Fort-
führen des Auslieferungsgesuchs in nächster Ins-
tanz abgelehnt. Die Ablehnung des Kautionsge-
suchs am 6. Januar sorgt also dafür, dass Julian 
Assanges verheerende Situation fortbesteht.

Der seit fast zehn Jahren stattfindende will-
kürliche Freiheitsentzug und die psychologi-
sche Folter gehen also in ihren vierten Zeitab-
schnitt über. Verwundern kann dieses konse-
quent perfide Spiel niemanden, der den Fall 
verfolgt hat. In einer diesbezüglichen Presse-
mitteilung empörte sich jedoch am 6. Januar 
die englischsprachige Website von AI über das 
abgelehnte Kautionsgesuch mit den Worten:

„Die heutige Entscheidung Julian Assanges 
Kautionsgesuch abzulehnen erweist seine 
anhaltende Inhaftierung als ‚willkürlich’ [...] 
Nach so langer Zeit in Haft erweist das Nicht-

Gewähren seiner Kaution seine Inhaftierung als 
willkürlich. [...] Es ist zuallererst klar, dass Juli-
an Assange nicht hätte ins Gefängnis gesteckt 
werden sollen, solange das Auslieferungsver-
fahren noch anhängig war.  Die Vorwürfe 
gegen ihn waren politisch motiviert, und die 
Regierung des Vereinigten Königreiches hätte 
den USA bei ihrer unerbittlichen Verfolgung 
Assanges nicht so breitwillig helfen sollen.“

Der wiederholte Bezug auf das Urteil des 
6. Januars erweckt den Eindruck, als habe 
gerade erst mit dem 6. Januar 2021 Julian 
Assanges willkürliche Inhaftierung begon-
nen. Die vorgespielt differenzierte Formulie-
rung, er hätte nicht ins Gefängnis gesteckt 
werden sollen, solange das Auslieferungsver-
fahren noch anhängig war, ist ein obszöner 
Euphemismus einer fast zehnjährigen grausa-
men Menschenrechtsverletzung. AI will dies 
offensichtlich nicht über die Lippen bringen.

Beachtenswert ist auch die Zeitform des 
letzten Satzes: Die Feststellung, dass die Vor-
würfe gegen ihn politisch motiviert waren, 
suggeriert, dass die politische Motivation der 
Vorwürfe oder die Vorwürfe selbst jetzt ver-
schwunden seien. Ebenso transportiert die 
moralische Verurteilung, dass das Vereinigte 
Königreich nicht „hätte [...] so bereitwillig 
helfen sollen“, die implizite Aussage, diese 
bereitwillige Hilfe sei nun vorüber. Beides 
sind offenkundige Lügen.

Die öffentliche Debatte, die AI führt, lässt 
sich also in Kürze wie folgt charakterisieren:

1. AI verschweigt die seit zehn Jahren 
bestehenden Menschenrechtsverletzun-
gen an Julian Assange durch die briti-
schen Behörden vorsätzlich.

2. In irreführender Weise macht AI ein spe-
kulatives, zukünftiges Unrecht in den 

Vereinigten Staaten zum Hauptgegen-
stand der Debatte um Julian Assange.

3. Die Unterschriftensammlung, die sich 
an den amerikanischen Justizminister 
richtet, täuscht Relevanz vor, ist aber tat-
sächlich Scheinaktionismus, der wir-
kungslos bleibt.

4. AI verweigert die effektivste Form des 
Eingreifens, die “Urgent Action“.

5. AI verschleiert damit die Realität und 
verhindert den Aufbau von öffentlichem 
Druck.

Der Status quo wird beibehalten

Die Situation, wie sich derzeit zeigt, ist 
nach wie vor katastrophal. Der investigative 
Journalist Julian Assange ist in London 
schuldlos und ohne Urteil eingesperrt und 
befindet sich am Rand seiner psychischen und 
physischen Existenz.

Zur real- und geopolitischen Analyse die-
ser Situation sollte man bedenken, dass der 
Status quo aus Sicht der Kriegsverbrecher in 
den USA ein Idealzustand ist: Der öffentliche 
Druck innerhalb der USA bleibt auf geringem 
Niveau, solange sich Julian Assange im US-
Ausland befindet, weder verurteilt ist oder 
sich in ihrer Gewalt befindet. Nichtsdesto-
trotz wird der Gejagte de facto bestraft und 
das Exempel in aller Grausamkeit und für 
jedermann sichtbar statuiert.

Der Status quo ist auch für das Vereinigte 
Königreich ideal, denn dort muss man sich 
nicht vorwerfen lassen, dass man Assange aus-
geliefert habe. Gleichzeitig kann der politi-
sche Apparat seine Macht und Ignoranz 
gegenüber Julian Assange und der Bevölke-
rung demonstrieren und signalisiert durch das 
zermürbende Verfahren mitsamt der anhal-
tenden Inhaftierung dem engsten Bündnis-
partner USA zugleich sein Wohwollen.

Solange es keinen ausreichenden Druck 
auf die britischen Behörden gibt, die seit zehn 
Jahren anhaltenden Menschenrechtsverlet-
zungen gegen Julian Assange zu beenden, 
wird sich daran vermutlich nichts ändern. Die 
ehemalige deutsche Justizministerin Herta 
Däubler-Gmelin stellte dazu fest:

„Das alles tritt auch unsere ‚westlichen 
Werte’ der Rechtsstaatlichkeit und der Men-
schenwürde mit Fü[ß]en. Wenn es um China 
geht, um Iran, um Russland, um die Türkei 
oder um die anderen Staaten, deren Regierun-
gen wir westliche Rechtsstaaten nicht ver-
trauen und deren Justiz wir mit Grund Unab-
hängigkeit und Rechtsstaatlichkeit abspre-
chen, beklagen wir das mit Recht, gelegent-
lich sogar lautstark.

Warum nicht gegenüber Großbritannien? 
Warum das geradezu schreiende Schweigen 
der EU und ihrer Mitgliedstaaten beim skan-
dalösen Umgang mit Julian Assange?“

Die Nichtregierungsorganisation AI trägt 
mit ihrem Verschweigen und Ablenken ihren 
Teil dazu bei und dient somit – bewusst oder 
unbewusst – den Interessen der amerikani-
schen Kriegsverbrecher, die bis heute auf frei-
em Fuß sind.

Foto: thierry ehrmann/�ickr.com
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„Wenn man mit der Bahn von Berlin über Eberswalde dem alten 
Jagd- und Wildrevier der preußischen Kurfürsten und Könige zustrebt, 
gelang man, in Eberswalde umgestiegen, nach einigen weiteren Statio-
nen der Eberswalde-Fürstengerber Bahn nach dem am Werbellinsee 
idyllisch gelegenen Königlichen Jagdschloss Hubertusstock. Einige Sta-
tionen weiter auf dieser Bahn nähert man sich einem anderen Fürsten-
sitz vor den Toren Berlins, von der Bahnstation Milmersdorf bald 
erreichbar. Es ist dies die Fürstlich Läppische Herrschaft Götschen-
dorf, die seine Hochfürstliche Durchlaucht Fürst Leopold IV. Zur Lippe 
vor einigen Jahren erwarb, und auf der er sich am Ufer des Kölpinsees 
schlichtes, helles Schloß erbaut hat…“

So beginnt ein Artikel von Professor Eppstein, der am 31. Juli 1915 in 
der Berliner Zeitschrift „Die Woche“ erschien. Der Artikel wird hierzu 
von sechs fotografischen Aufnahmen begleitet.

Jetzt kann der 90 Kilometer lange Weg in einer Stunde zurückgelegt 
werden. Mehr als ein Jahrhundert später stehen wir vor einem Schloss, 
das schon zahlreiche Besitzer gewechselt und alle Meilensteine der deut-
schen Geschichte durchlaufen hat. Es bewahrt sorgfältig die Geheimnis-
se verschiedener Ereignisse, die im Lande stattfanden. Jetzt ist das 
Schloss leer und soll so schnell wie möglich restauriert werden.

Wir gehen hinein. Der Wind rauscht ungehindert über die Böden, öff-
net die Fenster und zerschmettert das Glas. Der Blick aus dem Fenster 

geht auf den See. Genau so wie früher, nur die Bäume und Büsche ver-
decken nun die Seeoberfläche. Die alten hölzernen Pfosten an den Säu-
len sind mit Farbe überzogen. Es ist schwer zu sagen, welcher Zeit des 
Lebens des Palastes die Verzierung zuzuordnen ist. Der Saal mit dem 
erhaltenen Parkett, die Decke mit Stuck... Verschwindende Schönheit, 
die dann sehr schwer wiederherzustellen sein wird.

Das Schloss wurde 2006 mit Hilfe des deutschen Journalisten und 
Wohltäters Norbert Kuchinke für den symbolischen Preis von einem 
Euro erworben. Jetzt ist dieses Gebiet ein einzigartiges, das einzige 
orthodoxe St. Georgs-Kloster der Berliner und deutschen Diözese der 
Russisch-Orthodoxen Kirche. Der Tempel wurde bereits gebaut, die wei-
teren Arbeiten wurden aufgrund finanzieller Schwierigkeiten leider ein-
gestellt. Aber das Leben darin verblasst nicht dank der Bemühungen von 
Freiwilligen und Gemeindemitgliedern. Jetzt ist es sehr wichtig, die Auf-
merksamkeit der Presse, der Politiker und der Geschäftsleute auf sich zu 
ziehen, um Mittel für die Restaurierung des Schlosses zu finden, um die 
Errichtung der Kathedrale zu beenden und das Gebiet auszustatten. Die 
Mitglieder der Pfarrei haben im letzten Jahr „Subbotniks“ abgehalten. 
Das Schloss wurde ein wenig wiederbelebt, und es finden dort inzwi-
schen Ausstellungen statt. Auf der einen davon werden Kopien von Post-
karten aus der Sammlung des Klosters mit Bildern des Schlosses und 
Briefen von Urlaubern aus den Jahren 1912 bis 1980 gezeigt.

Ein Stück Russland in Götschendorf
Alle Fotos: Elena Dmitrieva

Elena Dunkul

PANORAMA



19BERLINER TELEGRAPH  FEBRUAR 2021

Im Oktober 2020, am Tag der Schenkung der Ikone des heiligen Alex-
ander von München an das Kloster, wurde die Ausstellung „75 Jahre 
Sieg. Alexander Schmorell. Sein Weg vom Widerstandskämpfer zum 
Heiligen“, eröffnet. Diese ist dem irdischen Leben von Alexander 
Schmorell und der Bewegung „Weiße Rose“ gewidmet.

Am 24. Oktober 2020, dem Namenstag des unvergessenen Erzbi-
schofs von Berlin und Deutschland Feofan (Galinski), wurde eine dem 
verstorbenen Bischof gewidmete Fotoausstellung eröffnet.

Im zentralen Raum der Galerie „Mosaik des Universums“ sind auf 
Leinwänden 1x1 m Arbeiten platziert, die von Kindern unter Beteili-
gung von Künstlern aus Deutschland und Russland im Rahmen der 
Deutsch-Russischen Festtage 2015–2019 im Rahmen des gemeinsamen 
Projekts der St. Petersburger Internationalen Stiftung für Kunstförde-
rung „MASTER CLASS“ und der Deutsch-Russischen Festtage e.V. 
erschaffen wurden.

In einer anderen Halle haben sich Engel niedergelassen. In der 
Kathedrale fanden vom Sommer bis zum Herbst die Veranstaltungen 
„Kinder malen im Tempel“ statt, bei denen Schulkinder gemeinsam mit 
Künstlern Engel zeichneten. Dank dieser Aktion konnten Spenden für 
eine Ikone des Heiligen Stylian von Paphlagon gesammelt werden, die 
dem Kloster im letzten Herbst geschenkt wurde.

Jetzt, während der Pandemie, ist die Zahl der Gemeindemitglieder 
stark zurückgegangen und das Kloster befindet sich in Isolation. Um in 
Kontakt zu bleiben, organisierte das St. Georgs-Kloster zusammen mit 
dem Festival eine Kampagne für Kinder. Das Ergebnis war die Ausstel-
lung „Das Weihnachtsmärchen“, die seit Januar die Arbeiten von Kin-
dern und Erwachsenen präsentierte. Die Werke sind im Zeitraum vom 
24. Dezember bis zum 6. Januar, zwischen dem katholischen und ortho-
doxen Weihnachten, entstanden.

Dieses deutsch-russisches Zentrum für geistliche und kulturelle 
Zusammenarbeit, diese Insel der russischen Kultur ist für unsere im Aus-
land lebenden Landsleute sehr wichtig. Denn es ist wie eine Brücke, die 
die Menschen in unserer schwierigen Zeit verbindet.

Wir laden Sie herzlich ein, unser Kloster zu besuchen. 
Das Kloster ist jeden Tag von 10:00 bis 18:00 Uhr geöffnet.
Auf dem Gelände des Klosters ist eine Feldküche vorhanden.

Das St. Georgs-Kloster ist das einzige orthodoxe Kloster der Berliner 
und deutschen Diözese der Russisch-Orthodoxen Kirche. Es befindet 
sich in Götschendorf, in der Nähe von Templin in Brandenburg.

Adresse des Klosters: Götschendorf 33, 17268 Milmersdorf
Website: www.georg-kloster.de/ru

In jedem Gottesdienst betet die Gemeinde für die Gesundheit und das 
Wohlergehen aller ihrer Gemeindemitglieder und Wohltäter.

Ihre Spenden können Sie auf das Konto des Klosters überweisen:
Name des Empfängers: Berliner Diözese der ROK
IBAN: DE08 1208 0000 0551 0090 00 BIC/SWIFT: DRESDEFF120
Bank: Commerzbank Verwendungszweck: Spende für Kloster St. Georg
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Deutschland ist dieser Organisation im 
November beigetreten und ist damit das 33. 
Mitgliedsland. Die deutsche Vertretung enga-
gierte sich sofort im sozialen Bereich, der die 
Wohltätigkeit und die Gründung eines Zent-
rums für Kinder und Jugendliche umfasst. Da 
Deutschland jedoch ein exportorientiertes 
Land ist, schlug es vor, die mit der Zusammen-
arbeit zwischen den Ländern verbundenen 
Geschäftsrichtungen zu vertiefen und nicht nur 
die horizontalen Verbindungen zwischen den 
Vertretungen des Bündnisses zu entwickeln, 
sondern auch aktiv mit den Ländern der ehe-
maligen Sowjetunion zusammenzuarbeiten, 
was für viele Mitglieder der erste Schritt ihrer 
Geschäftskarriere war. Wir veröffentlichen ein 
exklusives Interview mit Larissa Eichwald, der 
Leiterin der Repräsentanz der World Business 
Alliance of Russian-Speaking Women in 
Deutschland.

T.H.: Beschreiben Sie bitte in Kürze das 
Ziel Ihrer Organisation.

L.E.: Das Ziel der Worldwide Alliance of 
Russian-speaking Women Entrepreneurs 
(WBA – Worldwide Business Alliance) ist 
recht transparent. Sie soll die kommerziellen, 
wirtschaftlichen, finanziellen, wissenschaft-
lichen und kulturellen Beziehungen zwischen 
Unternehmerinnen, ihren eigenen Unterneh-
men sowie den Unternehmen aller Allianz-
mitglieder entwickeln. Darüber hinaus bietet 
WBA Unterstützung bei der Entwicklung von 
Frauenunternehmertum und Führungsinitia-
tiven, sowie professionelle Hilfe bei der Grün-
dung und Führung eines Unternehmens.

T.H.: Seit vielen Jahren beschäftigen Sie 
sich als Leiterin eines Accounting- und 
Beratungsunternehmens mit dem The-
menkomplex der Firmenregistrierung für 
ausländische Geschäftsleute in Deutsch-
land sowie der Erstellung von Konzepten 

für individuelle Geschäftslösungen. Mit 
anderen Worten: Es gibt eine Menge zu 
tun. Und dann gibt es noch die Möglich-
keit, Leiter der deutschen Vertretung der 
World Business Alliance zu sein. Sie müs-
sen also 24 Stunden am Tag erreichbar sein 
und ein bisschen mehr...

L.E.: (lächelnd) Sie wollen fragen, wozu 
wir die Allianz brauchen? Die Antwort liegt 
auf der Hand: für die Erweiterung unseres 
Horizonts im Bereich der Außenwirtschaft. 
Bei meiner Arbeit stelle ich oft fest, dass unse-
re Kunden oder Partner sich weitergehende 
Informationen zu verschiedenen Parametern 

Die World Business Alliance of Russian-Speaking Women wurde im Juli letzten Jahres offiziell registriert. Die Basis dafür war der Verband der 
Unternehmerinnen Spaniens AMER. Innerhalb kurzer Zeit schaffte diese Organisation, Frauen aus mehr als 40 Ländern, die in verschiedensten 
Bereichen tätig, zu vereinen.

Larissa Eichwald: 
„Wir fördern die internationale Zusammenarbeit“

IV. Internationaler Unternehmerinnenkongress
„Frauen und Wirtschaft in den neuen Realitäten“

Tetyana Hecker

BUSINESS
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wünschen. Und das gilt nicht nur für meine 
Branche, sondern auch für viele andere. Mei-
ner Meinung nach ist die World Alliance of 
Russian-Speaking Women Entrepreneurs 
genauso eine Vereinigung, die die Möglich-
keit bietet, Projekte in kurzer Zeit zu realisie-
ren, unabhängig davon, in welchem Land man 
sich befindet. Wir sind mitten im Geschäftsle-
ben. Und im Geschäftsleben spielt bekannt-
lich die schnelle Entscheidungsfindung, 
besonders in Krisensituationen, eine wichtige 
Rolle. Der Besitz von notwendigen Kompe-
tenzen gibt neue Möglichkeiten für die Ent-
wicklung, es ist einfacher, mit entstehenden 
Krisensituationen umzugehen.

Die Worldwide Alliance hilft, den Hori-
zont der Geschäftskommunikation zu erwei-
tern. Die deutsche Repräsentanz der Allianz 
hilft uns, gemeinsam mit unseren Kollegen 
Geschäfte zu fördern und Projekte internatio-
nal durchzuführen. Ich weiß mit Sicherheit, 
dass russischsprachige Frauen ein gutes 
Potenzial haben, unabhängig von ihrem Wohn-
sitz oder ihrem Tätigkeitsbereich. Schauen 
Sie sich um – wie viele starke und selbstbe-
wusste Frauen es gibt. Sie sind mit der Kin-
dererziehung beschäftigt, kümmern sich um 
den Haushalt. Darüber hinaus führen sie ein 
eigenes Geschäft, engagieren sich in der 
Sozialarbeit und bewältigen alle ihre Aufga-
ben mit großem Erfolg. Und wie viele Pläne 
und Ideen sind noch nicht realisiert? Daher 
sehe ich den gegenseitigen Nutzen dieses 
Bündnisses darin, dass eine Frau, die unser 
Mitglied wird, in jeder Hinsicht gewinnt: Die 
Möglichkeiten für ihre Entwicklung und 
Selbstverwirklichung werden vervielfacht. 
Jede, die sich unserer Allianz anschließt, kann 
einen zusätzlichen Energieschub bekommen, 
der ihr helfen wird, sich selbst besser zu ent-
falten und dank der internationalen Kommu-
nikation selbstbewusster und erfolgreicher zu 
werden. Jedes Mitglied der Allianz, und das 
ist bereits am Beispiel anderer Länder bewie-
sen, erweitert seine Business-Horizonte. Man-
che denken vielleicht nicht einmal daran, über 
ihr Heimatland hinauszugehen. Die globale 
Allianz ist eine Chance für neues Denken, um 
neue Optionen in der Wirtschaft zu entdecken 
und sie ganz anders zu entwickeln. Ich glaube, 
dass alle Mitglieder dieser globalen Organisa-
tion sich hier wohlfühlen werden. Wir sind 
alle offen und wir können einander helfen.

T.H.: Jeden Tag schließen sich Unter-
nehmerinnen dem deutschen Zweig Ihrer 
Organisation an. Wer gehört dazu?

L.E.: Es ist mir eine große Freude, Ihnen 
das Ehrenmitglied der Weltallianz russisch-
sprachiger Unternehmerinnen in Deutsch-
land, die Vorsitzende der Deutschen Unter-
nehmerinnenvereinigung, Mitglied der CDU, 
Ex-Kandidatin der CDU-Fraktion im Bun-
destag, die Inhaberin des Transportunterneh-
mens Olesja Romme (Rudi) vorzustellen. Sie 
hat 16 Jahre Erfahrung in der Wirtschaft. Oles-
ja hat ihr eigenes Transportunternehmen auf-
gebaut und 160 Arbeitsplätze geschaffen. 
Parallel dazu war sie an der Entwicklung von 
drei weiteren Unternehmen beteiligt. Im Jahr 

2018 war sie als Mitglied der Delegation des 
Unternehmerverbandes bei einem Empfang 
bei der Bundeskanzlerin Angela Merkel. 

Meine Stellvertreterin und Koordinatorin 

der Öffentlichkeitsarbeit der World Business 
Alliance of Russian-speaking Women in 
Deutschland war Tetyana Hecker, Journalis-
tin und Mitglied des Deutschen Journalisten-
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verbandes. Zu den ersten Mitgliedern in 
Deutschland gehörten die Gewinnerin der 
"Miss Große Size Germany 2015", das 
bekannte Model Dina Wacker, die Künstlerin 
Lidia Lichikinkas, die Lehrerin und Blogge-
rin Liana Perrins. Auch Frauen aus anderen 
Ländern, die noch keine eigenen Vertretungen 
haben, schließen sich uns an. Zum Beispiel 
Valentina Garanina, Director of Business 
Development der Moskauer LLC "Natur-
aVector", und Rimma Sabirjanova, Art Direc-
tor und Gründerin des "Art Atelier SabiRi" 
(Usbekistan). Die Liste kann man fortsetzen.

Für ihr Vertrauen in die deutsche Vertre-
tungsstelle möchte ich mich an dieser Stelle 
ausdrücklich bedanken. Darüber hinaus 
beteiligen sich auch Männer an der Arbeit der 
Vereinigung. Zum Beispiel Eugene Breining, 
Projektleiter für die GUS-Länder, Osteuropa 
und Zentralasien, Senior Consultant und Part-
ner der Exportakademie Baden-Württem-
berg. In der Allianz wurde er Mitglied des 
Expertenrates, der alle Fragen, die mit der 
internationalen Tätigkeit verbunden sind, 
schnell lösen sollte, indem er horizontale Ver-
bindungen zwischen den Ländern aufbaut 
und konkreten Geschäftsleuten hilft, ihre eige-
nen Produkte und Dienstleistungen zu prä-
sentieren sowie Geschäftspartner zu finden. 
Zurzeit hat das Projekt Teams in Ländern wie 
Deutschland, Belgien, Österreich, Kamerun, 
Spanien und der Schweiz.

Um effizient arbeiten zu können, wurde im 
Rahmen der World Alliance ein Expertenzen-
trum geschaffen, dessen Hauptzweck darin 
besteht, die Anfangsphase der Sammlung, 
Analyse und Prüfung jedes der eingehenden 
Projekte durchzuführen und sie zur Umset-
zung an die operativen Teams der jeweiligen 
Länder weiterzuleiten, an denen der Kunde 
interessiert ist. Bewerbungen für Unterneh-
menskooperationen können auf verschiedene 
Weise eingereicht werden: entweder direkt 
bei den auf der Alliance-Website, über das 
Bewerbungsformular oder direkt bei der Lei-
tung des Expertenrats. Nach der fachlichen 
Bewertung des Antrags für ein internationales 
Projekt wird dem Kunden ein speziell entwor-
fener Fragebogen mit Angabe von Ansprech-
partnern, mit denen er zusammenarbeiten 
kann, zugesandt. Derzeit sind die folgenden 
Themen am meiste gefragt: Auswahl von Part-
nern, Entwicklung der Marketingstrategie auf 
dem gewählten Markt, Vertrieb auf dem 
bestimmten Markt, Arbeitscoaching sowie 
Projekte, die sich mit dem Einkauf von Aus-
rüstung und Waren, Gewerbeanmeldung und 
-unterstützung, Geschäftsplanung, Rechts- 
und Steuerberatung beschäftigen. Solche The-
men wie Kauf oder Fusion von Unternehmen 
sind auch gefragt.

Der Expertenrat führt auch die allgemei-
nen Arbeiten an Projekten durch, die mit der 
internationalen Tätigkeit verbunden sind, und 
zwar nicht nur auf der Ebene der außenwirt-
schaftlichen Tätigkeit des Kunden, sondern 
auch Projekte, die mit der Medien- und Wer-
betätigkeit, der Organisation von Konferen-
zen und Foren nicht nur auf der gemeinsamen 

Plattform der Allianz, sondern auch in den 
vom Kunden gewählten Ländern stattfinden.

Übrigens, Deutschland hat bereits Erfah-
rungen mit der Schaffung von Operationszen-
tren, so genannten Centers of Excellence der 
Exportakademie Baden-Württemberg, in sol-
chen Ländern wie Indien, Iran, Russische 
Föderation, Usbekistan, etc. Und jedes der 
Zentren hatte eine vorrangige Entwicklung, 
die in jedem Land oder jeder Region am meis-
ten gefragt war. Dazu gehören ein deutsches 
Ingenieurzentrum in Indien und ein Techno-
logietransfer- und Lokalisierungszentrum für 
die ausländische Produktion in einer der 
Regionen der Russischen Föderation. Darü-
ber hinaus wurde Anfang 2020 die Business 
Cluster Group registriert, deren Gründer 
Unternehmer aus Bereichen wie Recht, Steu-
ern und Buchhaltung, Beratung, Bildung, 
Softwareentwicklung waren, die spezielle 

Dienstleistungen im Bereich der Außenwirt-
schaftstätigkeit anbot. Ein ähnliches Unter-
nehmen wurde nun in Russland, in der Region 
Lipezk, gegründet. Die Zusammenarbeit die-
ser Unternehmen macht es möglich, das 
gesamte Leistungsspektrum auch mit einem 
geringen finanziellen Budget aus einer Hand 
anzubieten.

Dies ermöglichte eine schnelle Lösung 
aller Probleme für internationale Unterneh-
men bei ihrer Tätigkeit in Deutschland und der 
Entwicklung des eigenen Geschäfts von A bis 
Z. Zusammenfassend würde ich sagen, dass es 
in der Allianz genug Arbeit für alle gibt.

T.H.: Was kann für die WBA in Deutsch-
land von Interesse sein?

L.E.: Der Allianz gehören zurzeit über 40 
Länder an. Deutschland ist der Allianz im ver-
gangenen Oktober beigetreten. Als wir einge-
laden wurden, der WBA beizutreten, haben 
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wir sofort gehandelt. Die deutsche WBA-
Mitgliedschaft bot uns die Möglichkeit, unse-
ren internationalen Horizont zu erweitern, 
während die Exportorientierung des Landes 
uns die Umsetzung größerer Projekte ermög-
lichte. Die deutsche WBA-Stelle beteiligte 
sich aktiv an den bestehenden Projekten der 
Allianz, nutzte aber auch die länderspezifi-
schen Besonderheiten und zusätzlichen Mög-
lichkeiten, die sich boten, um ähnliche Kom-
petenzzentren zu eröffnen, deren operative 
Teams alle Fragen zu internationalen Aktivi-
täten in jedem einzelnen Land umgehend 
lösen können.

Wir haben uns entschieden, das Interesse an 
der Zusammenarbeit mit der Allianz zu erhö-
hen, indem wir die breite Masse der Unterneh-
mer ansprechen, die mit dem durch die Pande-
mie bedingten Problem konfrontiert sind – der 
Interaktion zwischen den strategischen Märk-
ten. Das Coronavirus hat die Zusammenarbeit 
zwischen den Ländern verändert. Viele Unter-
nehmer sind online gegangen. Die Lieferket-
ten brachen zusammen, einige Lieferanten ver-
ließen den Markt, was zu Engpässen führte, 
und die Krise wuchs. Aber das in Deutschland 
geschaffene Zentrum war bereits in den ersten 
Monaten der Quarantäne aktiv an der Arbeit 
beteiligt. Das geschaffene "One-Stop-Shop"-
System ermöglichte es, unsere Mitglieder bei 
der Unternehmensgründung in Deutschland 
(Kontoeröffnung, Betreuung der Kunden und 
Auswahl der Partner) zu unterstützen. Und das 
alles ohne die Anwesenheit der Kunden in Deu-
tschland. Wir begannen auch, mit der Medien-
holding zusammenzuarbeiten, nutzten ver-
schiedene Marktplätze und starteten Projekte 
im Zusammenhang mit Dropshipping. Damit 
war es möglich, Produkte aus Russland, der 
Ukraine, Weißrussland und Usbekistan bereits 
im April 2020 in den deutschen Handelsketten 
zu platzieren.

Natürlich haben wir unsere Erfahrungen 
aktiv an die globale Allianz weitergegeben. 
Um unsere internationale Arbeit zu stärken, 
schlugen wir die Schaffung verschiedener 
Kompetenzzentren vor, die nicht nur den 
WBA-Mitgliedern, sondern auch Partnern 
aus dem Ausland Hilfestellung geben könn-
ten. Durch die Schaffung von operativen Zen-
tren könnten wir allen Personen, Firmen und 
Organisationen, die an internationalen Akti-
vitäten interessiert sind, eine sehr große 
Unterstützung bieten.

Der Algorithmus für diese Arbeit ent-
sprach dem enormen Potenzial der Allianz, 
sowohl geografisch als auch in Bezug auf die 
starken Kompetenzen, die die WBA-
Mitglieder besitzen. Operative Teams, die der-
zeit in den führenden Ländern der Allianz in 
Kompetenzzentren arbeiten und das "One-
Stop-Shop"-System nutzen, helfen bei der 
schnellen Lösung aller Fragen im Zusam-
menhang mit der Geschäftsentwicklung im 
Ausland. Dieses System beinhaltet den not-
wendigen Handlungsalgorithmus für jede Fir-
ma, die sich entschlossen hat, internationale 
Geschäfte zu machen. Angefangen von der 
Partnersuche, der Unterstützung beim Export 

von Waren auf dem deutschen oder anderen 
europäischen Markt, der Gründung oder dem 
Kauf eines Unternehmens, der Steuerung sei-
ner Tätigkeit, der Auswahl von Mitarbeitern, 
Führungskräften und so weiter. Dazu gehören 
Themen wie Kontoeröffnung bei einer deut-
schen Bank, Erlangung von Aufenthaltsge-
nehmigungen und viele andere Dienstleistun-
gen, die untrennbar mit der Entwicklung des 
internationalen Geschäfts verbunden sind.

Als wir den Bereich World Business Alli-
ance in Deutschland gegründet haben, wuss-
ten wir, dass wir auf dem richtigen Weg sind. 
Heute gibt es in Deutschland mehr als 
5.000.000 russischsprachige Menschen, dar-
unter viele Unternehmerinnen. Diese Frauen 
haben ihre eigenen Unternehmen, sie leiten 
Abteilungen, Bereiche von weltbekannten 
deutschen Unternehmen. Darüber hinaus ver-
fügen sie über eine recht große Erfahrung bei 

der Integration und der Erfüllung der gestell-
ten Aufgaben. Das von ihnen geführte 
Geschäft hat sich harmonisch in die Infra-
struktur des Landes integriert und zeigt ein 
großes Potenzial. Ich glaube, dass es bei inter-
nationalen Aktivitäten gefragt sein wird. 
Außerdem haben diese Frauen unterschiedli-
che Mentalitäten und Wahrnehmungen, daher 
können sie geschäftliche und kulturelle Kom-
ponenten leicht miteinander verbinden.

T.H.: Technologie und Mentalität spie-
len im Business eine wichtige Rolle...

L.E.: Zweifellos zeigt all dies Einfluss auf 
dem deutschen Markt. Vor dem Beitritt zur 
WBA hatte Deutschland genügend Erfahrung 
in der Zusammenarbeit mit ausländischen 
Unternehmen, insbesondere mit den Unter-
nehmen der Russischen Föderation. Wir ent-
wickeln jetzt ein Projekt zur Einrichtung von 
Kompetenzzentren in jeder Region Russ-
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lands, in jedem GUS-Land, zusätzlich zu den 
bereits bestehenden Kompetenzzentren, die 
es ermöglichen werden, nicht nur schnelle 
Entscheidungen zu treffen, sondern auch das 
vorrangige Potenzial bestimmter Regionen 
zu entwickeln. Wir gründen solche Vereini-
gungen sowohl mit Hilfe von staatlichen und 
kommunalen Organen als auch von Vereinen, 
FEZ und anderen gemeinnützigen Strukturen, 
sowie von Organisationen und Firmen, die 
bereit sind, ihren Beitrag zur Entwicklung der 
internationalen Beziehungen zu leisten.

Wir unterstützen auch Projekte, die inner-
halb der Allianz verteilt werden. Darüber hin-
aus konzentrieren wir uns mit unseren neu 
geschaffenen Zentren auf die Unterstützung 
der Länder der ehemaligen Sowjetunion und 
der GUS, in denen diese Frauen geboren und 
aufgewachsen sind. Mit unseren operativen 
Fähigkeiten versuchen wir nicht nur, bestimm-
ten Ländern zu helfen, sondern auch als verbin-
dendes Glied zwischen vielen Ländern zu agie-
ren: ihre Waren und Dienstleistungen zu prä-
sentieren, internationale Märkte zu erreichen 
und soziale Projekte im Zusammenhang mit 
internationalen Aktivitäten (Wohltätigkeit, Aus-
stellungen, Foren und Kongresse) anzubieten.

Es ist wichtig anzumerken, dass selbst die 
geschlossenen Grenzen uns nicht daran 
gehindert haben, unser Ziel zu erreichen. Der 
4. Internationale Kongress russischsprachiger 
Unternehmerinnen fand Anfang Dezember 
letzten Jahres auf der Online-Plattform „Busi-
ness Forum Deutschland“ statt. Vielleicht 
haben wir auch deshalb die Zahl der Mit-
gliedsländer der Allianz erhöhen können. Die-
se Online-Veranstaltung bewies die hohe 
Nachfrage unter den Frauen und das große 
Interesse an dieser Kooperation zur Umset-
zung gemeinsamer Projekte. Mehr als 900 
Teilnehmer besuchten den Kongress. Mehr 
als eine Million Zuschauer verfolgten den 
Kongress auf dem Youtube-Kanal. Danach 
erhielt das deutsche Büro viele Anfragen, 
sowohl von Frauen, die in Deutschland leben, 
als auch von Frauen aus anderen Ländern, die 
sich in der internationalen Arbeit verwirkli-
chen möchten, um ihre Projekte vorzustellen, 
die für die World Business Alliance of Women 
Entrepreneurs interessant sein könnten.

T.H.: Soweit ich weiß, befindet sich die 
Allianz derzeit im Prozess der Anmeldung 
ihrer Aktivitäten in Deutschland...

L.E.: Das ist richtig. Wir laden alle Inter-
essenten aus Deutschland zur Mitarbeit ein. 
Die deutsche Repräsentanz hat alle bestehen-
den interessanten Projekte zur Realisierung 
übernommen. Aufgrund der Anforderungen 
des heimischen Marktes denken wir aber auch 
über zusätzliche Aktivitäten nach, die für 
zukünftige Mitglieder der WBA-Deutschland 
interessant sein könnten. Dazu gehört die 
Möglichkeit für Mitglieder, eine Rechtsbera-
tung zum Schutz von Arbeitnehmern vor 
Arbeitgebern und Integration in einem neuen 
Land zu günstigeren Konditionen zu erhalten. 
Auch Seminare und Schulungen sowie Wei-
terbildungsangebote sind interessant, die pra-
xisorientiert angeboten werden.
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Die Ziele der WBA sind:
Ш Die Förderung von kommerziellen, wirtschaftlichen, kulturellen, 

wissenschaftlichen, �nanziellen, steuerlichen und rechtlichen Beziehungen 
zwischen russischsprachigen Unternehmern;

Ш russischsprachige Unternehmer und Fachleute zu vereinen und eine 
dynamische Zusammenarbeit zwischen russischsprachigen Unternehmern 
und Fachleuten zu schaffen;

Ш Schutz der Interessen und Förderung der Geschäfte von russischsprachigen 
Unternehmerinnen.

Aktivitäten der World Business Alliance:
Ш Organisation von Kursen, Schulungen, Praktika, Seminaren, Konferenzen, 

Vorführungen, Ausstellungen, Trainings, Exerzitien, Freundschaftstreffen 
und kulturellem Austausch, allein oder in Zusammenarbeit mit anderen 
Partnern;

Ш Effizienter Informationsaustausch zwischen den Alliance-Mitgliedern;
Ш Vertretung der Interessen der Vereinsmitglieder in verschiedenen 

Strukturen;
Ш Rechtliche und sonstige Beratung, Unterstützung der Mitglieder der Allianz;
Ш Unterstützung der Alliance-Mitglieder beim Aufbau von Beziehungen zu 

Behörden und ausländischen Partnern;
Ш Unterstützung der Alliance-Mitglieder bei der Erstellung von kommerziellen 

Angeboten an andere Mitglieder;
Ш Unterstützung bei der Organisation des Vertriebs von Produkten und 

Dienstleistungen der Partner;
Ш Unterstützung, Entwicklung und Förderung von Initiativen zum 

Unternehmertum von Kindern;
Ш Eröffnung eines Jugendbereichs für russischsprachige Landsleute im Alter 

von 18 bis 35 Jahren, einer Business-Schule, eines touristischen Ziels, von 
Immobilien und Investitionen;

Ш Durchführung von gemeinsamen Projekten und thematischen und 
fachlichen Veranstaltungen;

Ш die Organisation eines globalen Wettbewerbs für russischsprachige 
Unternehmerinnen;

Ш Aufbau von Handelsbeziehungen zwischen Russland und anderen Ländern;
Ш Veröffentlichung von Publikationen, Rezensionen und Artikeln, Büchern, 

Zeitungen, Magazinen, Newslettern, Websites, Blogs, audiovisuellen 
Materialien sowie allen anderen Kommunikations- und Marketingmitteln;

Ш Übersetzungen;
Ш Mitwirkung in internationalen und staatlichen Stiftungen, 

Wirtschaftsorganisationen, Verbänden, Vereinen und Gemeinschaften;
Ш Teilnahme an humanitären und karitativen Aktionen.

Die Leiter der Repräsentanz des Weltwirtschaftsbundes russischsprachiger Frauen in 
Deutschland laden Sie ein, sich anzuschließen, denn das ist eine gute Chance für jede von 
Ihnen nicht nur für die Entwicklung Ihres Unternehmens oder Geschäftes, sondern auch für 
persönliches Wachstum.

Tel. / WhatsApp: +4915901805806, E-mail: l.eichwald@wba-germany.de
Tel. / WhatsApp: +49 15146234112, E-mail: t.hecker@wba-germany.de
Tel./ WhatsApp: +49 1621373903, E-mail: o.romme@wba-germany.de
World Business Alliance of Russian-Speaking Women Deutschland (wba-alliance.com)

Die Mitgliedschaft im WBA-Büro in 
Deutschland sehen wir nicht nur als Erweite-
rung unserer Geschäftsmöglichkeiten, son-
dern auch als kontinuierliches Wachstum und 
Entwicklung unserer Fähigkeiten. Übrigens 
bringen diese Projekte neben der Kommuni-
kation und dem Networking auch große Vor-
teile und Rabatte, die nur WBA-Partner und -
Mitglieder erhalten. Dazu gehören die Teil-
nahme an Managementseminaren, Einladun-
gen zu Business-Brunches mit wichtigen Per-
sonen und die Rechtsberatung von Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern im Ausland. Unse-
re Mitglieder können unser Netzwerk von 
Partnerkontakten nutzen und erhalten Bera-
tungen für Unternehmer in Deutschland. Die-
se bietet zum Beispiel die Kanzlei Wunsch 
Rechtsanwälte PartG mbB, die vom bekann-
ten Rechtsanwalt Eugen Wunsch geführt 
wird, mit dem wir seit vielen Jahren zusam-
menarbeiten.

Wir freuen uns auf Projekte von neuen Mit-
gliedern der WBA-Deutschland. Die Kontak-
te in den Bereichen Kultur, Wissenschaft und 
Kunst, Immobilien, Medizin und Tourismus 
verdienen große Aufmerksamkeit. Wir laden 
alle Interessenten ein, sich uns anzuschließen. 
Eine solche Zusammenarbeit hilft bei der 
Umsetzung von Projekten auf internationaler 
Ebene. Auch für Sponsoren und Partner der 
WBA haben wir interessante Angebote.

Teilnahme an internationalen Foren und 
Kongressen der World Business Alliance 
ermöglicht es, die Aktivitäten bestimmter 
Unternehmen vorzustellen und ihnen zu hel-
fen, die europäischen Märkte zu erschließen. 
Auf der Online-Plattform "Business Forum 
Germany" können Unternehmer ihre Produk-
te präsentieren und Geschäftspartner finden.

Wir sind bereits dabei, Online-Seminare 
zu implementieren. Hoffentlich werden wir in 
naher Zukunft, sobald die Corona-Einschrän-
kungen aufgehoben sind, Ausstellungen und 
Treffen wieder durchführen. Wir haben sehr 
enge Beziehungen zu Regierungsbehörden, 
Ministerien, Abteilungen und Botschaften ver-
schiedener Länder. All diese Faktoren tragen 
dazu bei, dass sich das Geschäft von Frauen 
international entwickelt. Der deutsche Zweig 
der WBA verpflichtet sich, die Business-
Angebote nicht nur in Deutschland, sondern 
in ganz Europa, Asien, Afrika und Amerika 
verfügbar zu machen.

In unseren Newslettern und in der Fach-
zeitschrift "Business-Life WBA" sowie bei 
humanitären und karitativen Aktionen wer-
den wir die verbindende Brücke für die För-
derung von Produkten und Dienstleistungen 
sein. Die Rechtsanwälte, die mehrere Spra-
chen sprechen, werden den Partnern mit ihrer 
Unterstützung zu Vertrags- und Wettbewerbs-
recht, projektübergreifenden Fragen und ande-
ren Angelegenheiten zur Seite stehen. Kurz 
gesagt, die World Business Alliance of Russi-
an-Speaking Women heißt jeden Unterneh-
mer willkommen, der nicht nur die Zahl sei-
ner potenziellen Kunden erhöhen, sondern 
auch seinen Horizont erweitern und zuverläs-
sige Partner finden möchte.
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Der Film „Persischstunden“ (Regie: 
Vadim Perelman, Drehbuch: Ilja Zofin, in den 
Hauptrollen: Lars Eidinger, Nahuel Pérez Bis-
cayart, Leonie Benesch u.a.) wurde zu einem 
der meistdiskutierten Projekte der Berlinale 
2020. Noch vor dem Ende des Festivals wur-
den die Ausstrahlungsrechte für den Film in 
viele Länder verkauft, darunter die USA, 
Kanada, Japan, China, fast ganz Europa, Russ-
land, die Ukraine und Weißrussland. Bis heu-
te wurde der Film in 64 Ländern gezeigt.

Es folgten Einladungen zu vielen Festi-
vals, Top-Einspielergebnisse, Nominierun-
gen für Preise, darunter die Aufnahme in die 
Long-Lists von Golden Globe, Oscar und 
EFA-Preis der Europäischen Filmakademie.

Am Anfang war die Geschichte, die der 15-
jährige Ilja Zofin in einer Zeitschrift las. Die 
Geschichte über einen Mann, der eine neue 
Sprache erfindet, um in einem KZ zu überleben.

Unsere Korrespondentin Nataliia Zhuk 
sprach mit dem Drehbuchautor und Koprodu-
zenten von „Persischstunden“ Ilja Zofin über 
den Weg, den er und sein Projekt genommen 
haben, um dorthin zu gelangen, wo sie jetzt 
sind. Es ging darum, welche Schwierigkeiten 
der Drehbuchautor auf dem Weg zur Verfil-
mung der Geschichte zu bewältigen hatte, 
und auch über die Besonderheiten der Hand-
lung, die Peripetie des Drehbuchs und das Ver-
halten der Figuren und warum sie so sind.

Nataliia Zhuk (im Folgenden – ): N.Zh.
Ilja, vor wie vielen Jahren haben Sie Ihre 
Arbeit am Drehbuch begonnen?

Ilja Zofin ( ): Es ist insgesamt 40 Jahre I.Z.
her, als ich die Geschichte in der Zeitschrift 
gelesen habe. Und vor zehn Jahren habe ich 

angefangen, an dem Drehbuch zu arbeiten. Im 
Laufe dieser Zeit wurde das Drehbuch acht- 
oder neunmal umgeschrieben. Ich weiß selbst 
nicht mehr, wie oft. Es wurde 2013 fertigge-
stellt. Zum Beispiel habe ich mir 2011 die Epi-
sode mit dem Mädchen ausgedacht.

N.Zh.: Das ist in der Tat die Hälfte Ihres 
Lebens. Der Weg, den Sie gemeinsam mit 
dieser Geschichte gegangen sind, von der 
Konzeption zum Drehbuch und vom Dreh-
buch zum Film, ist beeindruckend in seiner 
Komplexität. Was hat Ihnen geholfen, in 
schwierigen Momenten nicht aufzugeben?

I.Z.: Wahrscheinlich Sturheit, Unwillig-
keit, eine Niederlage einzugestehen. Wobei 
man fairerweise sagen muss, dass es einen 
Moment gab, in dem ich fast aufgegeben hätte. 
Das war im Frühjahr 2018. Zu diesem Zeit-
punkt war ich wahnsinnig müde von den 
erfolglosen Versuchen, dieses Projekt zu ver-
wirklichen. Ich hatte keine Energie mehr, denn 
obwohl wir einen Vertrag mit Timur Bekmam-
betov und mit Vadim Perelman unterschrieben 
hatten, gab es nicht sehr viel Hilfe von Timur, 
er war mit vielen anderen Projekten beschäf-
tigt. Es war auch nicht genug Geld da, um mit 
den Dreharbeiten zu beginnen. Alles wurde 
auf unbestimmte Zeit verschoben.

Meine Frau und ich waren in Israel und 
haben einen Ausflug nach Jerusalem gemacht. 
Dort gab es einen wunderbaren Reiseleiter. Er 
sagte zu mir: „Komm, ich bringe dich an den 
Ort, an dem Gott unsere Bitten erhört.“ Und er 
führte mich genau dorthin, wo die Klagemau-
er in den Palast hineingeht und sich an eine 
andere Wand anlehnt. Er sagte genau an der 
Kreuzung: hier hört Er am besten. Ich legte 

meine Hand darauf und sagte: „Herr, befreie 
mich davon, ich kann nicht mehr, ich habe kei-
ne Kraft mehr. Hilf mir, diese Geschichte zu 
vergessen, oder einen Film darüber zu 
machen.“ Zwei Tage später rief der Produzent 
Ilya Stewart an und sagte: „Ich habe dein Dreh-
buch gelesen, es gefällt mir sehr, und wenn du 
nichts dagegen hast, unterschreiben wir den 
Vertrag und drehen den Film.“

Danach ging es sehr schnell. Es war am 30. 
April, und am 15. Oktober (also in 5 Monaten 
und 15 Tagen) haben die Dreharbeiten in 
Weißrussland begonnen. 

N.Zh.: Lassen Sie uns nun über die Aus-
wahl der Schauspieler sprechen. Es gibt 
eine sehr starke Besetzung in dem Film. 
Wollten Sie Lars Eidinger von Anfang an 
für die Rolle von Klaus Koch besetzen? 
Wie ist es dazugekommen?

I.Z.: Ich wollte ihn wirklich für diese Rol-
le, ich kannte ihn bereits. Ich gehe oft in die 
Schaubühne (Anmerkung: die Schaubühne in 
Berlin, wo Lars Eidinger arbeitet). Ich habe 
Eidinger in "Hamlet" gesehen und ich habe 
auch alle seine Filme gesehen. Als ich das 
Drehbuch geschrieben habe, habe ich ihn mir 
als Koch vorgestellt. Das Schreiben ist immer 
einfacher, wenn man sich dabei einen 
bestimmten Schauspieler vorstellt. Aber ich 
hatte Angst, ihn mit dem Skript persönlich 
anzusprechen, denn es ist leicht, als verrück-
ter wahrgenommen zu werden. Also war es 
besser, den bewährteren Weg zu gehen...

Mein langjähriger Freund Andrei Plakhov 
kam nach Berlin, um Lars Eidinger zu inter-
viewen. Er ist Filmkritiker und war von 2005 
bis 2010 Präsident des Internationalen Ver-
bands der Filmpresse (FIPRESCI). Ich flehte 
ihn an: „Ich bitte dich, hier ist meine Visiten-
karte, du kennst das Drehbuch, gib ihm die 
Karte, sag ihm, ich träume davon, dass er die 
Rolle von Klaus Koch spielt.“ Und Andrei tat 
dies. Eidinger gab den Kontakt von seinem 
Agenten und bat darum, ihm das Drehbuch zu 
schicken. Drei Tage später kontaktierte sein 
Agent Vadim Perelman. Lars und Vadim hat-
ten eine Skype-Konferenz, waren miteinan-
der sehr zufrieden und Lars stimmte dem 
Dreh zu.

N.Zh: Lars Eidinger war also der erste 
Schauspieler, der bestätigt wurde?

I.Z.: Ja. Wir haben Lars gefunden. Und 
auch Leonie Benesch („Babylon-Berlin“, 
„Das weiße Band“) war von Anfang an dabei. 

Leonie hat das Skript gelesen und gesagt, 
dass sie dabei ist. Dies waren die beiden Per-
sonen, die genehmigt wurden, bevor Produ-
zent Ilya Stewart zum Projekt kam.

Die längste Zeit haben wir damit ver-
bracht, den Schauspieler für die Rolle des Gil-
les auszusuchen. Der erste Kandidat war Riz 
Ahmed, der in "One Night" mitspielte. Wir 
haben auch mit vielen anderen Schauspielern 
verhandelt, darunter Gaspar Noé, Louis Gar-
rel, Aaron Taylor-Johnson, Timothée Chala-
met. Chalamet mochte das Drehbuch sehr, 
musste aber schließlich ablehnen, da sein Ter-
minkalender für drei Jahre im Voraus geplant 
war und wir nicht so lange warten konnten. 

Nataliia Zhuk

Foto: Elena Dmitrieva

Ilja Zo�n: „Sprache ist eine
besondere Art der Kommunikation“
Drehbuchautor Ilja Zo�n erzählt über seinen Film „Persischstunden“ 

KULTUR
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Und dann kam Nahuel Pérez Biscayart ins 
Spiel. Er war bereits für "120 BPM" bekannt 
und letztes Jahr spielte er im Film "Au revoir 
là-haut".

Er ist ein sehr guter Schauspieler. Nahuel 
und Lars haben gut zusammengearbeitet. Es 
gab eine sehr lustige Geschichte, als Nahuel 
fragte, wer Koch spielt. Er sagte: „Wenn Lars 
Eidinger mitmacht, bin ich dabei.“ Lars bekam 
den Anruf und sagte: „Wenn Nahuel zustimmt, 
dann stimme ich zu, aber wenn Nahuel nicht 
zustimmt, dann stimme ich trotzdem zu.“

N.Zh.: Eine Frage zur Schlussszene: 
Was ist eigentlich aus Klaus Koch nach 
dem Krieg geworden?

I.Z.: Ursprünglich sollte zum Schluss eine 
Unterschrift erscheinen: „In 15 Jahren“ oder 
„Paris 1959“. 

Koch läuft die Straße entlang. Neben ihm 
geht eine Frau, eindeutig orientalisch, dun-
kelhäutig. Zwischen ihnen läuft ein Mädchen, 
etwa fünf oder sechs Jahre alt, ein europäisch 
aussehendes Mädchen mit roten Haaren. Sie 
gehen gemeinsam durch Paris und nähern 
sich einem Restaurant. 

Im Drehbuch (das auch in der Endfassung 
des Films geschnitten wurde) sagte Koch 
immer, dass sein Restaurant „Der goldene 
Fasan“ heißen würde. Sie gehen auf ein Res-
taurant in Paris zu, auf dem „Goldener Fasan“ 
steht. Sie gehen hinein. Koch sagt: „Ich möch-
te zu Herrn Kremier.“ Die Stimme von Koch 
im Hintergrund sagt: „Die Iraner haben mich 
an die Briten ausgeliefert, als sie merkten, 
dass ich die Sprache nicht kann und es sich 
herausstellte, dass ich ein Deutscher bin. Für 
die Kollaboration mit dem Nationalsozialis-
mus bekam ich sieben Jahre Haft, saß vier Jah-
re ab, blieb aber trotzdem in Persien, kehrte 
nicht nach Europa zurück. Während ich im 
Gefängnis war, hatte ich viel Zeit zum Nach-
denken. Und mir wurde klar, mit was für 
einem Mann mich das Schicksal zusammen-
geführt hatte. Und der Gedanke, ihn zu finden, 
hat mich seitdem nicht mehr losgelassen.“

Also kommt er rein und fragt, ob er Herrn 
Kremier sehen kann. Er sagt, er sei ein alter 
Bekannter von ihm. Der Kellner geht. Sie sitzen 
am Tisch. Das Mädchen malt. Und plötzlich 
kommt Gilles heraus. Sie treffen sich und 
schauen sich an und Koch kann nicht aufstehen.

Er befindet sich in einem gewaltigen 
Stresszustand. Er beugt sich vor und flüstert 
etwas seiner Tochter. Sie steht auf und läuft zu 
Gilles hinüber. Und sagt zu ihm in der Spra-
che, die er einst erfunden hat: „Du bist 
Reza(?)“ Er antwortet: „So haben sie mich 
mal genannt.“ Sie sagt: „Mein Vater hat mir 
viel von dir erzählt.“ Und setzt sich auf seinen 
Schoß und umarmt ihn.

N.Zh.: Dankeschön! Jetzt ist mir klar, 
was am Ende passiert ist.

I.Z.: Ich habe mit Vadim Perelman, als wir 
die Dreharbeiten in Weißrussland beendet 
haben, vereinbart, dass das Ende geändert wird.

N.Zh.: Also hat Gilles das Restaurant 
unter dem Namen eröffnet, den Klaus aus-
gewählt hat?

I.Z.: Ja. Mein Punkt war, dass Gilles und 

Klaus sich gegenseitig beeinflusst haben.
Gilles arbeitet im Restaurant, legt Serviet-

ten aus. Plötzlich hört er eine Stimme, dreht 
sich um, und da ist ein Mädchen. Sie sagt in 
Pseudo-Farsi: „Ich wurde gebeten, Ihnen das 
zu geben.“

Und sie gibt ihm das Buch, das Koch einst 
Gilles im Lager abgenommen hat. Er nimmt 
das Buch und fragt: „Wo hast du es her?“ Sie 
sagt ihm: „Mein Vater hat es mir weitergege-
ben.“ Gilles geht zum Fenster und sieht Koch.

Wenn das Ende so geblieben wäre, hätte 
die ganze Geschichte eine etwas andere 
Bedeutung gehabt. Mit Koch ist das Gleiche 
passiert wie zuvor mit Gilles. Es war so, als 
hätten sie ihre Plätze komplett getauscht. Da 
er in der gleichen Situation war, versteht Koch 
nun Gilles Gefühle. Und er kommt zu ihm, 
Jahre später, auf der Suche nach Versöhnung.

Tatsächlich schien es mir, dass Klaus und 
Gilles sich sehr nahestanden, wie zwei Men-

schen, die dieselbe Sprache sprechen, sich 
nahestehen können. Stellen Sie sich vor: Es 
gibt nur zwei Menschen auf der Welt, die die 
gleiche Sprache sprechen. Das schien mir 
sehr wichtig zu sein.

N.Zh.: Was ist der entscheidende seman-
tische Unterschied zwischen dem Ende, das 
ursprünglich im Drehbuch stand, und der 
Schlussszene, die in der endgültigen Version 
des Films belassen wurde?

I.Z.: Wenn Klaus und seine Tochter nach 
dem Krieg, in 15 Jahren, zu Gilles kommen, 
zeigt das, dass er nach Vergebung und Versöh-
nung sucht.

Als sie sich trennten und es nicht klar war, 
was mit Koch passiert ist, ob er überlebt hat oder 
nicht, ist klar, dass er bestraft wurde, das wäre 
aber ein anderer Film. Und dies ist ein Film über 
das Gedenken, über den Versuch, das Gesche-
hene zu bewahren, es nicht zu vergessen.

Ich verstehe, dass in diesen Tagen eine 
neue Generation von Menschen herange-
wachsen ist. Menschen wie Lars Eidinger, die 
sich schuldig fühlen, die um Vergebung bit-
ten, die sich nach Versöhnung sehnen. Und 

dieses Gefühl war für mich sehr wichtig.
N.Zh: Wie und wann ist die Idee ent-

standen, wie genau Gilles eine neue Spra-
che erschafft? Eine Sprache, die auf Namen 
basiert. Das ist eine großartige Idee!

I.Z.: Es gibt da tatsächlich eine Hinter-
grundstory – von Ray Bradbury. Erinnern Sie 
sich daran, wie in „451 Grad Fahrenheit“ alle 
Bücher massenhaft verbrannt wurden und 
alle die Texte auswendig lernen mussten? Die 
Idee kommt nicht ganz von dort. Aber ich hat-
te von Anfang an die Idee, woher die Worte 
kommen könnten – der Moment mit dem Line-
al, das einen Teil des Namens verdeckt. Gilles 
würde die Anfangsbuchstaben von Namen 
abdecken und so Wörter für Pseudo-Farsi 
erschaffen. Es gibt sogar "il", "au" – „ich“, 
„du“. „Gilles“, „Klaus“. Und es ging weiter 
und weiter: "aks" – „Max“. „Tod“ hatte er 
auch da. Also ließ er die Anfangsbuchstaben 
der Namen weg und prägte sie sich ein. Und 

als mir das einfiel, wurde mir klar, wie die 
Sprache funktionieren soll.

N.Zh.: Zu welchem Zeitpunkt kamen 
Sie auf die Idee einer fiktiven Sprache?

I.Z.: Sie ist Laufe des Drehbuchschreibens 
erstanden. Ich habe früher nicht einmal darü-
ber nachgedacht, wie es sein würde, ich hatte 
nur einen Entwurf. Dann hat Timur (Bek-
mambetov) diese Synopsis und die Rechte am 
Drehbuch gekauft. 

Zuerst kam die Idee, dass Gilles diese Spra-
che aus Namen erfunden hat. Ich hatte das 
Drehbuch schon geschrieben, es war schon 
alles drin und es gab das Mädchen im Finale. 
Dann ging ich aufgeregt zu Bett und merkte 
plötzlich, dass ich noch eine Szene zu Ende 
schreiben musste.

Unmittelbar nach dem Kriegsende gab es 
ein Entnazifizierungsgesetz, bei dem jeder, 
der über 15 Jahre alt war und von 1933 bis 
1945 in Deutschland lebte, auf 139 Fragen ant-
worten musste (wo man war, wer man war, in 
welchen Organisationen man Mitglied war, 
wer das bestätigen kann usw.). Und es gab 
eine Frage: „Wie viele Personen können 
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bestätigen, dass Sie zu einer bestimmten Zeit 
an einem bestimmten Ort waren?“ Und als 
das zur Sprache kam, dachte ich, dass nie-
mand bestätigen kann, dass Gilles in diesem 
Lager war. Aber andererseits konnte er Zeu-
gen benennen, und ich stellte dabei fest, dass 
es mehrere tausend Menschen wären. Ich 
sprang mitten in der Nacht auf, rannte zu mei-
nem Computer und schrieb das ganze Ding in 
fünf Minuten.

Ich wusste genau, wo diese Szene hinge-
hört. Ich habe das Drehbuch aktualisiert. 
Dann bekam ich einen Anruf von Bekmambe-
tovs Assistentin, die sagte: „Leute, was macht 
ihr da, ich habe geweint, ich konnte mich eine 
Stunde lang nicht beruhigen.“ Und Vadim hat 
diese Szene zur Schlussszene gemacht, den 
Teil mit „15 Jahre später“ herausgeschnitten. 
Das war sein Recht.

N.Zh.: Nun, Diese Szene ist ganz normal 
für das Finale, alle weinen darüber und der 
Film ist vorbei.

I.Z.: Nun, nachdem ich wieder geweint 
und mir die Nase geputzt hatte, ging ich hin-
aus und dachte: „Was ist mit Koch passiert?“ 
Und dann die nächste Frage: „Was ist mit Max 
passiert?“ Und wissen Sie, es gab eine Szene 
im Drehbuch, und sie wurde gefilmt, wie 
Max, dieser Deutsche, der ihn die ganze Zeit 
verfolgt hat, Gilles einholt... Er holt Gilles ein 
und greift ihn an, woraufhin Gilles ihn tötet.

N.Zh.: Er tötet zum ersten Mal...
I.Z.: Gilles tötet den Nazismus. Für mich 

war das eine Art Metapher. Und Vadim dach-
te, dass Gilles kein Mörder sein kann und tat 
es auf eine andere Art und Weise.

N.Zh.: Den ganzen Film über hatte ich 
das Gefühl, dass es eine sehr subtile Dyna-
mik zwischen Klaus und Gilles gibt, dass es 
nicht nur eine Lehrer-Schüler-Beziehung 
ist, sondern eine Beziehung dem Älteren 
und dem Schwächeren, der dann tatsäch-
lich beginnt, Koch psychologisch zu kon-
trollieren. Und schon ist Klaus abhängig 
von Gilles, nicht umgekehrt. Dass es ein sub-
tiles Gefühl zwischen Freundschaft und 
sogar Liebe gab... Welche Gefühle zwischen 
den beiden haben Sie anfangs unterstellt?

I.Z.: Nein, nein. Sehen Sie, es ist so. 
Jemand Großes hat gesagt: "Schreiben Sie es 
auf Ihre Weise, die Kritiker werden Ihnen spä-
ter sagen, was Sie sich dabei gedacht haben."

Es gab ein langsames Auftauen von Koch. 
Ich weiß nicht, wie ich es erklären soll, aber 
Gilles bringt Koch zum Schmelzen und Koch 
kann ihn nicht mehr loslassen. Deshalb darf 
Gilles nicht sterben. Er ist der einzige Freund, 
den Koch hat. Das ist es, was sie meiner Mei-
nung nach miteinander verbindet. Und die 
Sprache ist eine Art der Kommunikation, die 
zwischen Menschen besteht. Darüber hat 
Lars in der Pressekonferenz gesprochen.

N.Zh.: …dass es noch Hoffnung für die 
Welt gibt, wenn ein Nazi-Hauptsturmfüh-
rer und ein jüdischer Häftling die gleiche 
Sprache sprechen?

I.Z.: Genau. Sie entwickeln eine Sprache, 
sie finden eine gemeinsame Sprache. Hier 
sehen sie – ein Jude und ein Nazi – wie kon-

ventionell alles ist. Wenn man Menschen zum 
Reden bringt, vor allem in einer gemeinsa-
men Sprache, werden sie früher oder später zu 
einer Einigung kommen. Das war für mich 
das Bindeglied zwischen dieser Geschichte 
und der Moderne. Ich habe auch immer wie-
der gesagt, dass es in diesem Film nicht um 
den Holocaust geht, sondern um die Sprache.

N.Zh.: Um auf die Frage nach der Er-
stellung von Pseudo-Farsi zurückzukom-
men. Erzählen Sie bitte, wie es technisch 
gemacht wurde.

I.Z.: Wir haben einen Sprachwissen-
schaftler von der Moskauer Staatsuniversität 
engagiert, der mit 600 Wörtern und der Gram-
matik auf der Grundlage des Chinesischen 
eine neue Sprache entwickelte. Als er den 
Text gelesen hat, saß Vadim nur fassungslos 
da. Es war unglaublich. Mir selbst fiel die 
Kinnlade herunter. Vadim war in Vancouver, 
ich war in Berlin, der Sprachwissenschaftler 

in Moskau und wir hatten diese Videokonfe-
renz. Und er fing an, diese Texte zu lesen, die 
dann in den Film kamen. „Meine Mutter 
starb, als ich fünf Jahre alt war. Wir lebten 
arm. Wir haben gehandelt.“ Es war einfach 
unglaublich.

N.Zh.: Was haben Ihnen dieses Dreh-
buch und dieser Film rückblickend ge-
bracht?

I.Z.: Erstens, dieses Drehbuch hat mich 
mit vielen wunderbaren Menschen bekannt 
gemacht: Vadim Perelman, Ilya Stewart, Vlad 
Opelyants, Timur Bekmambetov, Valery 
Todorovsky, Lars Eidinger, Nahuel Pérez Bis-
cayart und viele andere. Ohne dieses Skript 
gäbe es nichts. Das ist das Wichtigste. Zwei-
tens, der Film ist so geworden, wie er gewor-
den ist, und ich liebe ihn wahnsinnig. 

Als jemand, der nach Perfektion strebt, 
kann ich immer sagen, dass es noch besser hät-
te sein können. Aber was hätte da noch besser 
sein können? Ich hätte auch besser sein kön-
nen, denke ich. Hätte ich zum Beispiel keine 
Nudeln gegessen und wäre anstatt Sport 
gemacht.

N.Zh.: Aber vielleicht wären das dann 
nicht Sie gewesen.

I.Z.: Ganz genau.
N.Zh.: Haben Sie weitere fertige Ge-

schichten, die darauf warten, verfilmt zu 
werden?

I.Z.: Ich habe noch vier oder fünf weitere 
Drehbücher, die noch nicht fertiggestellt sind. 
Alle anderen Filme außer „Persischstunden“, 
die nach meinen Drehbüchern entstanden 
sind, sind Auftragsarbeiten. Das ist etwas, 
was die Sender kaufen. Aber was von Herzen 
geschrieben wurde, interessiert da kaum 
jemanden.

Ich hatte das Staatliche Institut für Kine-
matographie absolviert, arbeitete als Regis-
seur beim Fernsehen, bevor ich 1990 nach 
Deutschland hierherkam. Und dann, ein paar 
Monate später, haben mein Freund und ich 
einen Produzenten gefunden. Ich schrieb das 
Drehbuch, wir bekamen Unterstützung. Dann 

hat uns der Produzent einfach abblitzen las-
sen. Mich. Er zahlte einen Anteil an meinen 
Freund und gar nichts an mich. Er ist jetzt ein 
sehr berühmter Mann. Ich weiß nicht, ob er 
damals das Geld hatte oder nicht, vielleicht 
wurde er geizig, weil er erkannte, dass das Pro-
jekt nicht zustande kommen würde. Oder er 
gab das Geld für etwas Anderes aus. Ich weiß 
es nicht. Aber das ist gar nicht der Punkt. Der 
Punkt ist, dass ich nach diesem Vorfall 20 Jah-
re lang nichts mehr geschrieben habe. Weil 
ich begriffen habe, dass man nicht zwei Jahre 
lang arbeiten kann, ohne einen Pfennig zu ver-
dienen. Also bin ich in das Geschäft eingestie-
gen und habe es eine lange Zeit lang gemacht. 
Im Jahr 2008 habe ich ein Drehbuch geschrie-
ben, das war eine andere Geschichte. Es geht 
darum, dass man sich plötzlich in die Filmin-
dustrie wiederfindet und merkt, dass es eine 
sehr harte Sache ist.

N.Zh.: Wo viel Geld im Spiel ist, tritt die 
Kreativität in den Hintergrund.

I.Z.: In Deutschland verdient ein erfolg-
reicher Drehbuchautor für russische Verhält-
nisse zunächst einmal sehr viel. Und natürlich 
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gibt es auch hier einen Wettbewerb. Ein Bei-
spiel: ein russischer Drehbuchautor hat acht 
oder zwölf Episoden des Drehbuchs geschrie-
ben. Er wurde mit je 6.000 $ bezahlt. 50.000 $ 
im Jahr in Russland oder 4.000 $ im Monat – 
darüber würde sich jeder freuen. Deshalb 
kämpfen alle für Aufträge. 

Ich habe 15 Jahre lang nichts mehr 
geschrieben und dachte, ich würde nie wieder 
schreiben. Und jetzt bin ich wieder da. Ich 
schäme mich nicht einmal, es zu sagen: Ich 
war 54 Jahre alt, als ich mich hinsetzte und 
mein erstes Drehbuch nach einer solchen Pau-
se schrieb.

N.Zh.: Wenn man sich eine Geschichte 
ausdenkt, weiß man nicht, was dabei 
herauskommen wird. Aber Sie können nicht 
darauf verzichten, diese Geschichte zu 
schreiben. Kennen Sie das?

I.Z.: Ja, so etwas gibt es. Das ist wahr. 
Geschichten werden geschrieben, weil man 

sie schreiben muss. Aber eigentlich schreibe 
ich Drehbücher zu meinem eigenen Vergnü-
gen. Um diesen Film zu drehen, habe ich noch 
eine Menge vom eigenen Geld ausgegeben. 
Abgesehen davon, dass ich keine 50.000 $ für 
das Drehbuch genommen habe, habe ich eine 
Menge eigenes Geld draufgelegt und ich 
bereue es nicht. Aber manchmal tun mir die 
Drehbuchautoren leid, die allein davon leben. 
Weil sie in die Lage versetzt sind, dass sie pau-
senlos schreiben müssen. Man ist gezwungen, 
das zu nehmen, was einem gegeben wird. Und 
wenn man für eigenen Spaß schreiben kann…

N.Zh.: …ist es wahrscheinlicher, dass 
man etwas Gutes schreibt?

I.Z.: Ja. Aber ich möchte Sie warnen, ein 
Drehbuchautor ist ein sehr abhängiger Beruf, 
man ist weit davon entfernt, das Sagen zu 
haben. Manchmal ist nicht einmal der Regis-
seur zuständig, sondern der Produzent. Des-
halb gibt es diesen guten Witz: Ein Filmteam 
beobachtet eine Vorführung. Es läuft ein Film 
auf der Leinwand. Und der Kameramann 
sagt: „Ich kann nichts sehen.“ Der Tontechni-
ker sagt: „Ich kann nichts hören.“ Der Dreh-

buchautor und der Regisseur schauen sich an 
und sagen: „Wir verstehen gar nichts.“ Und 
der Produzent sagt verträumt: „Ich mag es.“

N.Zh.: Was ist der grundlegende Unter-
schied zwischen dem Filmemachen in Russ-
land, Europa und den USA?

I.Z.: Ich denke, es gibt einen Unterschied, 
den jeder kennt. Hollywood-Filme drehen 
bedeutet, das eigene Geld zu riskieren. Sie 
sind für alles selbst verantwortlich. Wenn Sie 
Recht haben, großartig, wenn Sie falsch lie-
gen, bezahlen Sie für Ihren Fehler mit Ihrem 
Geld. Sie haben ein mehrstufiges System von 
Versicherungen und Krediten, aber am Ende 
sind Sie selbst dafür verantwortlich.

In Europa ist die Situation völlig anders. 
Sie wenden sich an eine Stiftung für Filmema-
cher, es gibt viele davon. Sie sammeln ein biss-
chen Geld von allen. Dann drehen Sie einen 
Film, den niemand mag. Aber Sie tragen keine 
Verantwortung. Da es sich um Stiftungsgelder 

handelte, ist es bedingt rückzahlbar.
Der Unterschied besteht auch darin, dass 

russische Filmemacher nie einen Film dre-
hen, in dem keine Russen, russische Birken, 
die russische Sprache, ein Russe im Ausland 
oder ein Ausländer, der nach Russland kam, 
vorkommen. Dieser Film ist absolut europä-
isch. Dieser Film ist universell. Dieser Aspekt 
ist fast einzigartig.

N.Zh.: Erzählen Sie mehr über die 
Besonderheiten von „Persischstunden“ 
gerade im Hinblick auf eine internationale 
Produktion.

I.Z.: Dies ist ein Film mit europäischen 
Schauspielern: Deutschen, Franzosen, Italie-
nern, es gibt sogar einen Amerikaner. Dieser 
Film wurde von den russischen Produzenten 
mit der Beteiligung von deutschen und weiß-
russischen Produzenten gemacht. Die Ge-
schichte ist absolut europäisch. Es ist ein völ-
lig neues, modernes Kino.

Und nun gibt es aufgrund der bürokrati-
schen Regeln Schwierigkeiten, dem Film den 
Status eines von einem bestimmten Land prä-
sentierten Projekts zu geben. Denn weder 

Deutsche noch Russen wollen es als ihr eige-
nes anerkennen.

Nach deutschen Regeln sollten das Team 
nur aus Deutschen bestehen, hier sind der Kos-
tümbildner, der Set-Designer und der Regis-
seur keine Deutschen. Deshalb ist dieser Film 
nicht deutsch.

Die Russen sagen dann: „Wir haben in die-
sem Film keine einzige Birke gesehen! Nie-
mand weinte, niemand rannte mit den Wor-
ten: „Für das Vaterland!“, kein einziger sow-
jetischer Soldat blitzte dort auf.“ So stellt sich 
heraus, dass der Film sozusagen zwischen 
den Stühlen stand und nur die Weißrussen 
waren bereit, ihn als eigenen anzuerkennen.

Obwohl der Film größtenteils mit russi-
schem Geld gedreht wurde, stellt sich heraus, 
dass das weißrussische Filmanerkennungs-
system viel flexibler ist als in den beiden gro-
ßen Filmmächten. Ich denke, solche Koope-
rationen und Koproduktionen werden sich 
zukünftig etablieren. Möge „Persischstun-
den“ der Anfang sein, aber es wird in Zukunft 
mehr und mehr solche Projekte geben.

Und dann stehen die europäischen Büro-
kraten vor der Frage, wie man die Herkunft 
von Filmen richtig anerkennen kann, wie man 
das System flexibler gestalten kann. Dann 
wird das goldene Zeitalter kommen, in dem 
wir russisch-deutsche, ukrainisch-französi-
sche, weißrussisch-spanische Filme drehen 
werden, während uns niemand stört und nie-
mand verlangt, dass wir klar angeben, zu wel-
chem Land der Film gehört.

Das Kino soll dem ganzen Europa gehö-
ren. Eigentlich ging es in unserem Film genau 
darum.

P.S.: Ilja Zofins Befürchtungen über die 
bürokratischen Schwierigkeiten bei der Aner-
kennung der „Staatsangehörigkeit“ eines Films 
erwiesen sich leider nicht als unbegründet.

Es waren die bürokratischen Aspekte, die 
dem Film einen grausamen Streich spielten, 
als er sich um den Oscar-Preis bewarb: „Per-
sischstunden“ konnte von keinem anderen 
Land als Weißrussland eingereicht werden, 
aber die Bewerbung aus Weißrussland wurde 
schließlich abgelehnt, weil nach den Regeln 
der US-amerikanischen Academy of Motion 
Picture Arts and Sciences nicht genügend Fil-
memacher die weißrussische Staatsangehö-
rigkeit hatten.

Andererseits wird die Geschichte in den 
„Persischstunden“ nicht weniger stark oder 
wichtig davon, dass ihre „Nationalität“ nicht 
auf dem Papier definiert werden konnte.

Seit Dezember 2020 haben deutschspra-
chige Zuschauer die Möglichkeit, dies mit 
eigenen Augen zu sehen, denn der Film „Per-
sischstunden“ ist nun auf zwei Streaming-
Diensten – Amazon Prime und Apple – ver-
fügbar. Die russischsprachigen Zuschauer 
müssen sich noch etwas gedulden, denn der 
Filmstart in den Kinos in Russland wurde auf 
April 2021 verschoben.

Aber, liebe Zuschauer, glauben Sie mir: 
Das Warten lohnt sich auf jeden Fall.

Foto: Elena Dmitrieva Foto: Elena Dmitrieva
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Wie schon 2016 war auch 2020 die Ent-
scheidung, wer Präsident der Vereinigten Staa-
ten wird, eine Wahl zwischen Pest und Chole-
ra. Die führenden Politiker der westlichen 
Welt und ihre Medien favorisierten den sie-
benundsiebzigjährigen Joe Biden, der als poli-
tisch erfahrener Retter in der Not gegen den 
verhassten Donald Trump auftrat. Die beson-
deren politischen Erfahrungen dieses korrup-
ten und hochkriminellen ehemaligen Vizeprä-
sidenten wurden geflissentlich verschwiegen.

Biden war 1972 für den Bundesstaat Dela-
ware in den US-Senat eingezogen, hatte 
1988 und 2008 vergeblich für die Präsident-
schaft kandidiert und war dann nach der 
Wahl Obamas 2009 und nochmals 2013 Vize-
präsident geworden. Als Senator hatte er sich 
für die Zergliederung Jugoslawiens und die 
Bombardierung Serbiens eingesetzt und Prä-
sident Bill Clinton entsprechend bestärkt. 
Nach dem Anschlag auf das World Trade Cen-
ter 2001 forderte er mehr Bodentruppen in 
Afghanistan, 2003 stimmte er für den Irak-
Krieg und 2011 propagierte er den Krieg 
gegen Libyen. Wiederholt forderte er ein Ein-
greifen in Syrien und die Absetzung Assads.

Zu den Wirtschaftssanktionen gegen Russ-
land sagte Biden am 2. Oktober 2014 in einer 
Rede an der Harvard Kennedy School in Cam-
bridge/Massachusetts: „Wir haben Putin vor 
die einfache Wahl gestellt: Respektieren Sie 
die Souveränität der Ukraine oder Sie wer-
den sich zunehmenden Konsequenzen 
gegenübersehen. Dadurch waren wir in der 
Lage, die größten entwickelten Staaten der 
Welt dazu zu bringen, Russland echte Kosten 
aufzuerlegen. Es ist wahr, dass sie [die EU] 
das nicht tun wollten. Aber wiederum war es 
die Führungsrolle Amerikas und die Tatsa-
che, dass der Präsident der Vereinigten Staa-
ten darauf bestanden hat, ja, Europa des Öfte-
ren in Verlegenheit bringen musste, um es 
dazu zu zwingen, sich aufzuraffen und wirt-
schaftliche Nachteile einzustecken, um Kos-
ten [für Russland] verursachen zu können. 
Und die Folgen waren eine massive Kapital-

flucht aus Russland, ein regelrechtes Einfrie-
ren von ausländischen Direktinvestitionen, 
der Rubel auf einem historischen Tiefststand 
gegenüber dem Dollar, und die russische 
Wirtschaft an der Kippe zu einer Rezession.“

Besonderen Einsatz zeigte Joe Biden bei 
der Destabilisierung und „kalten Übernah-
me“ der Ukraine, wobei er von Außenminis-
ter John Kerry, CIA-Chef John Brennan, 
Senator John McCain und weiteren hochran-
gige US-Politikern unterstützt wurde. Wie 
schon bei anderen Regime Changes, Kon-
flikten und Kriegen profitierte auch hier die 
Us-amerikanische Führungsschicht von 
dem Wechsel. Bedacht wurde zudem Joe 
Bidens Sohn Hunter, der schon seit Jahren 
offensichtlich durch Patronage in verschie-
dene gut dotierte Ämter befördert worden 
war. Im Mai 2014, also kurz nach dem Putsch 
in Kiew, erhielt er einen eigens für ihn 
geschaffenen Vorstandsposten im Verwal-
tungsrat der Burisma Holdings, dem größten 
nichtstaatlichen Gasproduzenten der Ukrai-
ne. Weitere Vorstandsämter bei Burisma 
erhielten der ehemalige Wahlkampfleiter 
Kerrys, Devon Archer, der früher bei Merrill 
Lynch und J. P. Morgen tätige Investment-
banker Alan Apter sowie Polens Ex-
Staatspräsident Aleksander Kwasniewski. 
Ihnen folgte im Februar 2016 noch Josef 
Kofer Black, von 1999 bis 2002 Direktor des 
Counterterrorist Centers von CIA.

Seinerzeit begann der ukrainische Gene-
ralstaatsanwalt Wiktor Schokin wegen Inte-
ressenkollision, Korruption und Vettern-
wirtschaft zu ermitteln. Aber 2018 wurde be-
kannt, dass Joe Biden den ukrainischen Prä-
sidenten Petro Poroschenko und den Pre-
mierminister Arsenij Jazenjuk, beide Günst-
linge der USA, genötigt hatte, Schokin zu ent-
lassen. Zu vermuten ist, dass die Ermittlun-
gen den US-Vizepräsidenten und seinen 
Sohn schwer belastet hätten. Denn abgese-
hen von der Patronage hat Burisma Medien-
berichten zufolge 2014 und 2015 mehr als 
drei Millionen US-Dollar an eine Firma 

namens Rosemont Seneca Bohai LLC 
gezahlt, die bis zu 50.000 Dollar monatlich 
an Hunter Biden zahlte. Der wiederum war 
zusammen mit Christopher Heinz, dem 
Stiefsohn von John Kerry, Eigentümer von 
Rosemont Seneca Partners.

Es handelte sich um eines der üblichen 
Beziehungs- und Korruptionsgeflechte der 
US-amerikanischen Führungsschicht. Inso-
fern zeigten die in die Washingtoner Obama-
Clinton-Kamarilla eingebundenen Politiker 
und Journalisten, die eifrig wegen angebli-
cher Beziehungen Trumps zum Kreml pole-
misierten, wenig Interesse, die Vorwürfe zu 
überprüfen. Erst als Trump im Oktober 2020 
im Wahlkampf Korruptionsvorwürfe gegen 
Biden erhob, kamen dessen Machenschaften 
in der Ukraine ans Licht der Öffentlichkeit. 
Biden zeigte sich empört: „Es ist der letzte 
Versuch in dieser verzweifelten Kampagne, 
mich und meine Familie zu verleumden.“ 
Lautete die Frage zuvor, warum geschäftli-
che Kontakte amerikanischer Politiker nach 
Russland ein Staatsverbrechen sein sollten, 
war jetzt zu fragen, warum nicht dem mani-
festen Korruptionsverdacht gegen den Präsi-
dentschaftskandidaten und seinen Sohn nach-
gegangen wurde.

Die Frage erledigte sich durch Zeitablauf 
und die folgenden Ereignisse. Am 7. Januar 
bestätigte der US-Kongress die Wahl Bidens 
zum neuen Präsidenten der Vereinigten Staa-
ten. Es ist davon auszugehen, dass er – 
begrüßt von den Transatlantikern – die 
aggressive Imperialpolitik seiner Vorgänger 
Clinton, Bush und Obama fortsetzen wird. 
Donald Trump kündigte an, die Wahl weiter-
hin wegen Fälschungen anzufechten.

Der Schriftsteller und Publizist Dr. jur. 
Wolfgang Bittner lebt in Göttingen. 2019 ist 
von ihm „Der neue West-Ost-Konflikt – 
Inszenierung einer Krise“ erschienen, Ende 
Februar erscheint im Verlag zeitgeist das 
Buch „Deutschland – verraten und verkauft. 
Hintergründe und Analysen“.

Wolfgang Bittner

Foto: Daniel Schwen/commons.wikimedia.org

MEINUNG
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Ob es um Kriege oder völkerrechtswidrige 
Sanktionen geht: Kritik an der aggressiven Poli-
tik der US-Regierung ist nicht nur uner-
wünscht, sondern sie wird systematisch unter-
bunden. Jüngstes Beispiel dafür ist die neu ent-
fachte Polemik gegen die Nord Stream 2-
Pipeline. Um die Fertigstellung endlich zu 
ermöglichen, hat das Land Mecklenburg-
Vorpommern die Stiftung Klima- und Umwelt-
schutz MV gegründet. Das stieß auf geradezu 
wütenden Widerstand bei US-affinen Berliner 
Politikern, aber auch im EU-Parlament und bei 
den Umweltverbänden NABU und WWF.

Manuela Schwesig kritisiert
US-Sanktionen

Bezeichnend für die Propaganda, mit der 
gegen das Pipeline-Projekt vorgegangen wird, 
ist ein Interview, das die Leiterin des ARD-
Hauptstadtstudios, Tina Hassel, mit der Minis-
terpräsidentin von Mecklenburg-Vorpommern, 
Manuela Schwesig, führte, ausgestrahlt in dem 
Bericht aus Berlin der ARD-Tagesschau am 
24. Januar. Die Journalistin stellte als Erstes 
fest, das EU-Parlament habe noch einmal den 
sofortigen Baustopp gefordert, die Gaspipeline 
sei ein zentrales geopolitisches Projekt des 
Kremls. Nun aber wolle man in Mecklenburg-

Vorpommern unbedingt weiterbauen und hat 
sich etwas Überraschendes einfallen lassen.

Es folgten ein tendenziöser „Bericht“ über 
die Stiftung und zwei Stellungnahmen von Mit-
arbeitern des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung. Demnach braucht Deutsch-
land das Pipelineprojekt angeblich überhaupt 
nicht, das sei „energiewirtschaftlich unsinnig“ 
und widerspreche den Klimazielen. Und natür-
lich ging Frau Hassel auch auf die Inhaftierung 
des neu erstandenen Helden Russlands, Alexej 
Nawalny, ein, denn das stünde dem Weiterbau 
der Pipeline entgegen.

Manuela Schwesig zeigte sich der Dreistig-
keit gewachsen und entgegnete. Sie sagte, dass 
ihr „der Aufschrei“ bei der Reaktion von 
Deutschland auf amerikanische Sanktionen 
fehlt. Die Journalistin unterbrach, aber Schwe-
sig fuhr unbeirrt fort: „Es kann nicht sein, dass 
die Amerikaner unsere deutschen Unterneh-
men bedrohen.“ Obwohl die Journalistin 
erneut dazwischenfuhr, sprach Schwesig wei-
ter, allerdings kaum noch vernehmbar: „US-
Senatoren haben dem Hafen Mukran mit wirt-
schaftlicher Vernichtung gedroht, und das geht 
zu weit.“ Das sei zwar ärgerlich, wimmelte Has-
sel ab, aber das Europäische Parlament – und 
das seien keine Amerikaner – habe gesagt: 
„Um Gottes Willen nicht weiterbauen.“

Dann kam die unausweichliche Frage 
bezüglich der Russland-Kooperation: Soll man 
mit dem Land kooperieren, in dem Massenver-
haftungen von Demonstranten stattfinden? 
Schwesig antwortete hierauf zurückhaltend-
diplomatisch, sie teile die Kritik der Bundesre-
gierung, dass alles um Nawalny herum aufge-
klärt werden muss, er freigelassen werden 
muss und völlig klar ist, dass es freie Demon-
strationen braucht, die friedlich sein dürfen, 
ohne dass sie mit Gewalt gestoppt oder einge-
griffen wird.

Es wäre schön, wenn das für Demonstratio-
nen in Deutschland (oder Frankreich) ebenso 
gelten würde. Doch darüber wird in den deut-
schen Medien nicht gesprochen. Vielmehr 
wird bei jeder passenden oder geschaffenen 
Gelegenheit gegen Russland gehetzt. Immer-
hin betonte Schwesig noch, es sei wichtig, dass 
Deutschland jetzt mit Russland im Dialog 
bleibt, gerade in diesen schwierigen Zeiten. Es 
gehe um eine sichere Energieversorgung, und 
das sehe eine ganz große Mehrheit in Mecklen-
burg-Vorpommern genauso.

Die verbissenen Versuche der USA zur Ver-
hinderung von Nord Stream 2 mit Hilfe deut-
scher Einflusspersonen aus Politik und Medien 
haben nun schon eine längere Geschichte, die 
es wert ist, dokumentiert zu werden. Im Über-

Alle gegen Nord Stream 2: Wie geht es weiter?

Am Projekt beteiligte Länder

Interessierte Länder

Foto: wikimedia.org

Wolfgang Bittner
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blick wird die niederträchtige Vorgehensweise 
der US-Regierung erst richtig deutlich.

Wie souverän ist Deutschland?

Seit 2019 verschärfte die US-Regierung 
immer wieder ihre Drohungen und Erpres-
sungsversuche gegen den Weiterbau und 
schließlich gegen die Fertigstellung der Ost-
seepipeline. Die Scheinargumente wurden 
unverzüglich von einigen deutschen Politikern 
übernommen. Es trat ein äußerst befremdli-
ches, rechtswidriges Verhalten zu Tage, da sich 
diese Politiker, darunter Parlamentarier, gegen 
essenzielle deutsche Interessen aussprachen 
und damit ihren Amtseid brachen. Und nicht 
nur das, sie polemisierten in der bereits von 
anderen Vorfällen bekannten Weise gegen die 
Betreiber des Pipelinebaus und scheuten sich 
auch nicht, deren Befürworter zu diffamieren.

So fand der Vorsitzende des Auswärtigen 
Ausschusses des Deutschen Bundestages, Nor-
bert Röttgen (CDU), es richtig, die europäische 
Einheit und Handlungsfähigkeit über die Soli-
darität mit Deutschland zu stellen. Sogleich trat 
ihm der Grünen-Europapolitiker  Reinhard 
Bütikofer zur Seite und bezeichnete das Behar-
ren der Bundesregierung als „verbohrtes Fest-
halten“ an dem Projekt. Das entsprach ganz 
den Vorgaben aus Washington, vertreten durch 
den US-Botschafter (2018-2020) Richard Gre-
nell, der zuvor mehrmals mit anmaßenden 
Äußerungen im Stile eines Satrapen aufgefal-
len war. Grenell hatte von einem dreisten Ver-
such der russischen Regierung, den Würgegriff 
zu verstärken gesprochen und die deutsche 
Regierung darauf hingewiesen, dass die wach-
sende russische Aggression eine Dynamik hät-
te, die nicht mit dem Kauf zusätzlichen Gases 
belohnt werden soll.

Im Januar 2019 hatte Grenell im Einverneh-
men mit US-Präsident Donald Trump offen mit 
Sanktionen gegen die am Pipelinebau beteilig-
ten Unternehmen gedroht. Daraufhin hatte die 
Schweizer Firma Allseas, die mit einem Spe-
zialschiff an der Verlegung der Rohre in der 
Ostsee beteiligt war, ihre Arbeit eingestellt, 
und auch der italienische Konzern Saipem gab 
auf, obwohl bereits etwa 2.300 der 2.400 Kilo-
meter langen Gasleitung verlegt waren. Beiden 
Unternehmen war mit einem Ausschluss von 
Aufträgen für alle Projekte, die unter die 
Gerichtsbarkeit der USA fallen, gedroht wor-
den sowie mit dem Einfrieren sämtlicher Ver-
mögenswerte weltweit. Des Weiteren drohte 
Anteilseignern und Mitarbeitern der beteilig-
ten Unternehmen ebenfalls der Zugriff auf ihre 
Konten und Vermögenswerte weltweit sowie 
ein Einreiseverbot in die USA.

Im Mai 2020 erdreistete sich Grenell erneut, 
erpresserische Drohungen gegen Deutschland 
zu richten. Er forderte die Bundesregierung 
auf, ihre Russlandpolitik grundsätzlich zu über-
denken. „Deutschland muss aufhören, die 
Bestie zu füttern, während es zugleich nicht 
genug für die Nato zahlt“, sagte Grenell. Am 
23. Oktober 2019 erließ der US-Kongress 
sogar ein Gesetz zum Schutz von Energiesi-
cherheit Europas, das Sanktionen gegen Fir-

men vorsieht, die sich am Weiterbau der Pipeli-
ne beteiligen. Aufgrund dieser völkerrechts-
widrigen Maßnahmen, die auch gegen die 
Charta der Vereinen Nationen und gegen das 
allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
GATT der Welthandelsorganisation WTO ver-
stoßen, konnte Nord Stream 2 erst einmal nicht 
weitergebaut werden.

Aber gegen derartige ungeheuerliche Zumu-
tungen und Übergriffe gab es in Politik und 
Medien kaum Widerstand. Anstatt die sofortige 
Aufhebung des rechtswidrigen Anti-Nord-
stream-Gesetzes zu verlangen und den US-Bot-
schafter auszuweisen, verhielt sich die Bundes-
regierung zögerlich. Man muss sich vorstellen, 

in Deutschland würde ein Gesetz gegen die Dis-
kriminierung von Minderheiten in den USA mit 
Strafandrohungen gegen US-Bürger erlassen 
werden. Unvorstellbar, was geschehen würde.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmeier 
erklärte zunächst nur mit leiser Kritik, während 
der Coronakrise sei es nicht dienlich, an der 
Eskalationsspirale zu drehen und weitere 
extraterritoriale, also völkerrechtswidrige 
Sanktionen anzudrohen. Im Juni 2020 gab es 
dann Protest aus Berlin, anstatt wirksame 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen, wie zum Bei-
spiel Strafzölle auf US-Gas zu verhängen.

US-Senatoren drohen Hafen Sassnitz

Eine neue Ungeheuerlichkeit ereignete sich 
Anfang August 2020: Drei republikanische 
US-Senatoren drohten der Verwaltung des 
Hafens Sassnitz-Mukran auf Rügen mit harten 
Konsequenzen, wenn sie das Nord Stream 2-
Projekt weiter unterstützten. In dem Hafen 
lagern die Rohre für den Weiterbau und er war 
auch die Basis für die russischen Verlege-
schiffe. In einem Brief schrieben die von nie-
mandem, außer der Öl- und Gasindustrie, dazu 
legitimierten US-Parlamentarier, die Fährha-
fen Sassnitz GmbH zerstöre bei einer weiteren 
Zusammenarbeit mit den Pipelinebetreibern 
„ihre künftige finanzielle Lebensfähigkeit“. 

Die Drohungen richteten sich gegen den 

Vorstand, die Geschäftsführer, Mitarbeiter und 
die Anteilseigner der Hafengesellschaft. 
Gewarnt wurde vor jeglicher Mitwirkung bei 
der Verlegung der Pipelinerohre. Im Falle der 
Zuwiderhandlung dürften die Beteiligten nicht 
mehr in die USA einreisen, dortiges Vermögen 
würde eingefroren. Auch könnte Zugriff auf 
sämtliche das US-Finanzsystem durchlaufen-
de Transaktionen genommen und amerikani-
schen Firmen verboten werden, über Sassnitz-
Mukran Waren zu importieren, zu exportieren 
oder dort Schiffe zu versichern usw. Der Hafen 
stünde in diesem Fall vor dem Ruin.

Die drei Senatoren gehören einer Gruppe 
führender US-Politiker an, die schon gegen Ivo 

Morales in Bolivien und Nikolas Maduro in 
Venezuela gezündelt hatten. Ihr von Eigenin-
teresse geprägtes Selbstverständnis ist offen-
sichtlich, dass die USA unangreifbar seien und 
sich ohne Rücksicht jede Lumperei erlauben 
können. Wortführer ist der aus Texas stammen-
de Lobbyist der Fracking-Industrie Ted Kruz, 
dessen Wahlkampf 2018 unter anderem von 
der Öl- und Gasindustrie gesponsert wurde.

Der Parlamentarische Geschäftsführer der 
SPD-Bundestagsfraktion, Carsten Schneider, 
wandte sich seinerzeit gegen die Behandlung 
Deutschlands als Vasallenstaat, Mecklenburg-
Vorpommerns Ministerpräsidentin Manuela 
Schwesig sprach von Erpressungsversuchen, 
denen die Bundesregierung entschieden entge-
gentreten müsse. Ex-Kanzler Gerhard Schröder 
verlangte Gegensanktionen und der Grünen-
Politiker und ehemalige Umweltminister Jürgen 
Trittin forderte von der Bundesregierung Schutz 
vor den „Wild-West-Methoden aus Washing-
ton“: Die Unsitte amerikanischer Drohbriefe an 
deutsche Unternehmen nehme überhand, das 
sei eine wirtschaftliche Kriegserklärung.

24 der 27 EU-Mitgliedstaaten wollten die 
Souveränitätsverletzung dann doch nicht hin-
nehmen und protestierten in Washington dage-
gen – ergebnislos. Da ein Einfuhrboykott dem 
Freihandelsprinzip widerspricht und die Bun-
desregierung keine Gegenmaßnahmen beab-
sichtigte, wurde eine Klage vor dem Internatio-

Foto: www.kremlin.ru
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nalen Gerichtshof in Den Haag in Erwägung 
gezogen, dessen Rechtsprechung die USA 
jedoch nicht anerkennen. So gab es zwar auch 
gegen die Anmaßung der US-Senatoren vehe-
mente Proteste, aber dabei blieb es dann.

Die Pipeline und der Fall Nawalny

Die deutsche Regierung hielt zunächst 
uneingeschränkt am Weiterbau der Pipeline 
fest – bis der angeblich vom Kreml beauftragte 
Mordanschlag auf Alexej Nawalny ins Spiel 
gebracht wurde. Politiker, die sich mit Schuld-
zuweisungen gegen Russland und dessen Prä-
sidenten besonders hervortaten, waren die übli-

chen US-Propagandisten, die geschickt und 
hinterhältig den Fall Nawalny mit dem Bau 
von Nord Stream 2 verknüpften. 

Norbert Röttgen äußerte sich dazu: „Es gibt 
nur eine Sprache, die Putin versteht: Geld und 
Gas. Mit unserer bisherigen Politik haben wir 
nichts erreicht, weil Putin es nicht für nötig 
hält, irgendwo auf die Europäer Rücksicht zu 
nehmen oder auf uns zuzugehen. Wir präsen-
tieren ihm nur Schwäche.“ Dass Wladimir 
Putin seit seiner Rede 2001 im Deutschen Bun-
destag für Frieden und Zusammenarbeit in 
Europa geworben hat und ständig abgewiesen 
wurde, verschwieg Röttgen geflissentlich und 
forderte scheinheilig „europäische Geschlos-
senheit“ gegen Russland. Und den wichtigsten 
Beitrag dazu müsse Deutschland liefern.

Reinhard Bütikofer schrieb am 8. Septem-
ber 2020 auf seiner Webseite: „Doch jetzt kippt 
die Stimmung gegen Nord Stream 2. In der 
Union meldete sich Kramp-Karrenbauer kri-
tisch zu Wort, auch Merz und Spahn und sogar 
ein gewisser Amthor... Bild, Welt, Tagesspiegel 
und FAZ positionierten sich eindeutig gegen 
die Pipeline. Maas, unser Außenminister, woll-
te plötzlich keine Zukunftsgarantien für sie 
mehr abgeben. Und schließlich ließ sogar Frau 
Merkel verlauten, sie schließe sich der Position 
von Maas an, sie könne für die Zukunft der 
Pipeline nichts mehr ausschließen.“ Unterstüt-
zung kam von den anderen einschlägig 
bekannten Einflusspersonen, die schon lange 

das Ende von Nord Stream 2 forderten.
Die Arbeiten an der Pipeline stagnierten, 

doch das Ziel der US-Regierung, das Projekt 
zur Gänze zum Scheitern zu bringen, war noch 
nicht erreicht, die endgültige Entscheidung 
hing noch in der Schwebe. Deshalb forderte 
Röttgen nach der angeblich bewiesenen Ver-
giftung Nawalnys durch russische Stellen den 
sofortigen Stopp des Pipeline-Projekts und ver-
stieg sich in die Behauptung, dass Putin die 
Europäer angeblich nicht ernst nimmt.

Bütikofer schloss sich an und folgerte: „Ins 
Kippen gebracht wurde die Stimmung offen-
kundig durch den Mordanschlag auf das Leben 
von Alexej Nawalny in Russland. Auf einmal 
dominierten Grundsatzfragen, gegenüber 
denen die gebetsmühlenartige Behauptung 

vom großen ökonomischen Nutzen des Pipeli-
neprojektes hilflos erschien. Wieso behandeln 
wir eigentlich das Putin-Regime als Partner, 
das in offenem, in grinsendem Zynismus rück-
sichtslos mit seinen Bürgern umspringt, so wie 
es nach außen Internationales Recht verlacht?“

Nord Stream 2 in Gefahr?

Am 25. Januar 2021 forderte die Bundesvor-
sitzende der Grünen, Annalena Baerbock 
(Young Global Leader des Weltwirtschaftsfo-
rums) einen sofortigen Baustopp für Nord Stre-
am 2 mit der Begründung: „Diese Pipeline kon-
terkariert die geostrategischen Interessen der 
Europäer, ist ganz gezielt gegen die Ukraine 
gerichtet, sie ist eine Wette gegen die europäi-
schen Klimaziele, konterkariert alle EU-
Sanktionen gegenüber Russland und ist damit 
ein absolut fatales Projekt.“ Auch der Europa-
parlamentarier Manfred Weber, der schon länger 
gegen Nord Stream 2 polemisiert, sprach sich 
für den Abbruch der Bauarbeiten aus, und in fast 
allen Medien wurde gegen Russland gehetzt.

Die Interventionen und Kriege der westli-
chen Allianz mit zerstörten Ländern, zigtau-
senden von Opfern und hunderttausenden von 
Flüchtlingen sind für diese Politiker und Jour-
nalisten „humanitäre Einsätze“ oder „Maßnah-
men zur Demokratisierung“; die schwerwie-
genden Folgen werden ignoriert. Die Ermor-
dung von Politikern und Oppositionellen ande-
rer Staaten mittels Drohnen gehört für sie zum 
Geschäft, und Sanktionen, mit denen Staaten 
stranguliert werden, in denen andere politische 
Vorstellungen herrschen, halten sie für gerecht-
fertigt und geboten. Manche deutschen Parla-
mentarier und Journalisten scheinen die Direk-
tiven aus Washington verinnerlicht zu haben. 
Doch damit sind sie nicht Vertreter des Volkes, 
das sie gewählt hat, vielmehr verraten sie des-
sen Interessen.

Inzwischen hat am 15. Januar das russische 
Verlegeschiff „Fortuna“ die Weiterarbeit an der 
Pipeline in dänischen Gewässern aufgenom-
men, neuen Drohungen der Regierung Biden 
zum Trotz. Das Unternehmen Nord Stream 2 
erklärte, die Arbeiten fänden in Übereinstim-
mung mit den erhaltenen Genehmigungen statt.

Aber wen würde es wundern, wenn es dem-
nächst zu einer Explosion in der Ostsee käme 
wie 1982 in Sibirien, als die Jamal Pipeline vom 
CIA gesprengt wurde. Experten sprachen 
damals von der größten nichtnuklearen Explosi-
on, die jemals gezündet wurde. Weil dafür die 
USA verantwortlich waren, wurde es bald ver-
gessen. Ebenso vergessen wurde eine Äußerung 
Henry Kissingers von 2014, dass der Regime 
Change in Kiew sozusagen die Blaupause für 
das sein könnte, was für Moskau beabsichtigt ist.

Der Schriftsteller und Publizist Dr. jur. Wolf-
gang Bittner lebt in Göttingen. 2019 ist von 
ihm das Sachbuch „Der neue West-Ost-
Konflikt – Inszenierung einer Krise“ erschie-
nen. Im Februar erscheint im Verlag zeitgeist 
das Buch „Deutschland – verraten und ver-
kauft. Hintergründe und Analysen“.

Foto: Gerd Fahrenhorst/wikimedia.org

Foto: Pjotr Mahhonin/wikimedia.org
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Zuerst gelangten die Hunnen, später die 
Mongolen von Mittelasien durch die Weiten 
der russischen Steppe bis nach Mitteleuropa. 
Sie galten als Inbegriff der russischen Bedro-
hung, die man über Jahrhunderte propagan-
distisch der westeuropäischen Bevölkerung 
zu vermitteln suchte. Und noch vor der Zaren-
zeit verkörperte die Kiewer Rus den inner-
christlichen orthodoxen Wettbewerb.

Gleichzeitig ging es um geopolitische 
Interessen – die Zugänge zur Ostsee und zum 
Schwarzem Meer mussten abgesichert wer-
den. Zudem begehrten die schwedischen, pol-
nischen, preußischen und türkischen Königs-
häuser und Sultanate das west- und südrussi-
sche Territorium. Die ewige Gier nach der 
„russischen Weite“ für das „Volk ohne Raum“ 
mündete in den Drang nach Osten im 20. Jahr-
hundert.

Heute verliert der transatlantische Raum 
an Macht. Sein Untergang wird von hem-
mungsloser Brutalität unter dem Motto 
„Krieg gegen den Terror“ begleitet. Es folgen 
zahlreiche illegale Kriege und Transitionen. 
Viele Länder und Regionen werden durch die-
se Kriege destabilisiert und ins Chaos ge-
stürzt. Ganz zu schweigen von Millionen von 
zivilen Kriegsopfern, Hungersnöten, Leid 
und nicht abschätzbaren Spätfolgen wie Ein-
satz von Bomben mit abgereichertem Uran. 
Eine gravierende Folge der Kriege ist auch 
die Massenmigration. Mit ihren Auswirkun-
gen sehen sich vor allem die europäischen 
Bürger konfrontiert. Im Zuge des globalen 
Machtverlustes verwenden die transatlanti-
schen Eliten alle Machtmechanismen, um die 
meisten Weltregionen weiterhin unter ihrer 
Kontrolle halten zu können, vor allem durch 
Militär- und Geldmacht. Nicht nur europäi-
sche Steuerzahler sollten die Erhöhung des 
Militärbudgets auf ihren Schultern tragen und 
dadurch die Absenkung des Lebensstandards 
wegen „Bedrohung aus dem Osten“ hinneh-
men. Auch europäische Konzerne werden mit 
Nachdruck durch Wirtschaftskriege und Sank-

tionen zur Kasse gebeten. Die Stärke des 
Rechts wird durch das Recht des Stärkeren 
ersetzt. Das alles sind Beweise dafür, dass der 
imperiale Neoliberalismus als Leitmodell für 
die Welt versagt hat.

Erinnern wir uns an die Zeit der Entspan-
nung. Ende der 1980er Jahre hatte das gute 
Verhältnis zwischen Helmut Kohl und Mi-
chael Gorbatschow seinen Höhepunkt er-
reicht. Die Auflösung der Sowjetunion und 
des Warschauer Paktes nutzten die West-
mächte gnadenlos aus, um sich neue Märkte 
und Stützpunkte in Ostdeutschland und Ost-
europa zu sichern.

Die Schockstrategie der 1990er Jahre, insze-
niert von amerikanischen Beratern und umge-
setzt durch Boris Jelzin, brachte der Mehrheit 
der ehemaligen Sowjetbürger bittere Verar-
mung, Zerfall des Lebensraumes und Perspek-
tivlosigkeit. Das zerschlagene und geschwäch-
te Russland hatte gleichzeitig der Osterweite-
rung der NATO nichts entgegen zu setzen. Das 
Versprechen, das der US-Außenminister James 
Baker Michael Gorbatschow im Jahr 1990 ge-
geben hatte, keine NATO-Osterweiterung vor-
zunehmen, wurde einfach ignoriert. Ja, es 
schien nur noch eine Frage der Zeit zu sein, 
wann Russland komplett vereinnahmt wird. 
Insofern bestand kein Grund, Milliarden von 
Steuergeldern für die Aufrechterhaltung des 
Feindbildes Russland auszugeben.

Das änderte sich sehr rasch im Jahr 2000 
mit dem neuen Kurs Russlands zur Unabhän-
gigkeit. In seiner legendären Rede im Deut-
schen Bundestag vom 25.September 2001 hat 
Präsident Wladimir Putin der EU und vor 
allem Deutschland angeboten, sich „mit den 
russischen menschlichen, territorialen und 
Naturressourcen sowie mit den Wirtschafts-, 
Kultur- und Verteidigungspotentialen Russ-
lands“ zu vereinen. Mit der Vision eines 
gemeinsamen Wirtschaftsraumes von Lissa-
bon bis Wladiwostok wiederholte Russland 
dieses Angebot danach mehrfach und bot 
damit den strategischen Vorstellungen der 

USA in Europa ganz andere Perspektiven, als 
sie auf Brzezinskis „großem Schachbrett“ 
Eurasien („The Grand Chessboard“) und im 
Projekt für das neue amerikanische Jahrhun-
dert vorgesehen waren.

Als der Versuch von Exxon Mobil, den rus-
sischen Energiekonzern Yukos zu kaufen, ver-
eitelt wurde und Russland damit seine von 
den Transatlantikern unabhängige Eigenstän-
digkeit offiziell proklamierte, wurden die 
ersten Feindbilder wieder ausgegraben und 
die Kriegstrommel eingestimmt. Zielscheibe 
der Restriktionen waren zuerst die Republi-
ken Abchasien und Südossetien, später die 
Ukraine. Die Ursachen und Wurzeln für den 
heutigen Bürgerkrieg in der Ukraine finden 
sich in den Expansionsbestrebungen der west-
lichen Eliten. Seit 2009 haben Bürokraten der 
Europäischen Union in einer sogenannten 
„Ostpartnerschaft“ daran gearbeitet, um u.a. 
die Ukraine, Moldawien, Georgien, Aser-
baidschan, Armenien und Belarus in eigene 
Einflusssphäre zu bekommen. Unterdessen 
sollte die neue ferngesteuerte Führung in 
Kiew die russische Marine durch einen 
NATO-Stützpunkt in Sewastopol auf der 
Halbinsel Krim ablösen. Dieser Plan konnte 
nicht realisiert werden, also wurde der Druck 
auf Russland erhöht, ein Wirtschaftskrieg ent-
facht. Russland wird seither dämonisiert, der 
Grad der Hetze gesteigert, Nord Stream sank-
tioniert und deutsche Panzer werden an die 
russische Grenze verschickt.

Der feindliche Kurs der Eliten gegen Russ-
land spiegelt sich bei der deutschen Bevölke-
rung, laut zahlreicher Umfragen, aber nicht 
wider. Der überwiegende Teil der Deutschen 
wünscht sich ein gutes bilaterales Verhältnis.

Dafür sind friedenspolitische Initiativen 
und Brückenbauer herzlich willkommen, um 
einen Krieg zwischen Deutschland und Russ-
land abwendbar zu machen. Da, wo die Poli-
tik versagt, sind die Menschen gefragt, Frie-
den und Freundschaft mit Russland vom Volk 
aus zu (be)fördern und zu etablieren.

Manche politischen Feind-
bilder bleiben über Jahrhun-
derte erhalten und werden 
bei Bedarf und Notwendig-
keit der Öffentlichkeit als 
einzige Wahrheit erneut prä-
sentiert. Das beste Beispiel 
dafür ist das aktuelle Russ-
landbild, wie es von den 
Mainstream-Medien beina-
he gleich gemalt wird.

Ruslan Yavorsky

Warum soll der Russe böse sein?

MEINUNG
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Bereits 2014 hat man die Mahnwachen für 
den Frieden mithilfe der Antisemitismus-
Keule diskreditiert. Aufgrund der dort geäu-
ßerten Kritik am Finanzsystem, die man sei-
tens linker Ikonen als strukturellen Antisemi-
tismus bezeichnete, wurde eine ganze Bewe-
gung diffamiert, in eine Ecke geschoben und 
der anfangs stark wachsenden Bewegung die 
Energie genommen. Das war schon schlimm. 
Aber 2020 haben Vertreter regierungsnaher 
Institutionen – konkret Frau Kahane, Herr 
Klein und Herr Kühnert – mit der Bundes-
pressekonferenz (BPK) am 24. November 
2020 in meinen Augen endgültig eine rote 
Linie überschritten, als sie Antisemitismus 
und Corona-Proteste de facto gleichsetzten.

Auch wenn einzelne bekannte Rechte auf 
den Demonstrationen gegen die Corona-
Maßnahmen zu sehen (und zu fotografieren) 
waren: Die überwältigende Mehrzahl der 
Demonstranten gehört nicht zu dieser Szene. 
Corona-Kritiker im Spektrum der Antisemi-
ten zu verorten ist einfach abstrus. Die Einbet-
tung des Themas Corona-Kritik in das Deu-
tungsraster Antisemitismus – neudeutsch „Fra-
ming“ – dient wohl einzig und allein dazu, die 
Kritiker mundtot zu machen. Auch Henryk M. 
Broder scheint ein Antisemit geworden zu 
sein. Zumindest wurde er auf der Demo 
gesichtet und von einem Filmemacher, der für 
alternative Medien arbeitet, fotografiert.

Auch ich war dort. Und nein, ich praktiziere 
diese Religion nicht. Aber gemäß der religiösen 
Lehre bin ich Jüdin. Meine Mutter war Jüdin, 
meine Großmutter war Jüdin, der Stammbaum 
meines Großvaters mütterlicherseits lässt sich 

ebenfalls lückenlos auf jüdische Familien 
zurückführen. Meine Familie hat 1933–1934 
Deutschland verlassen und ist nach Kroatien 
emigriert, weil sie im Anschluss an das 
Ermächtigungsgesetz übelste Befürchtungen 
hinsichtlich des Bevorstehenden hatte. Im Jahr 
1943 wurde die Familie durch einen Geschäfts-
partner meines Großvaters denunziert, durch 
die Ustascha verhaftet, kam zunächst ins 
Gefängnis, dann ins KZ Bergen-Belsen.

Auch wenn ich kein Mitglied einer jüdi-
schen Gemeinde bin, nehme ich mir auf die-
ser Basis das Recht, eine Grundgesetzände-
rung zu kritisieren, die ich in Teilen mit dem 
Ermächtigungsgesetz für absolut vergleich-
bar halte, ohne die Schoah oder die Nazi-
Vergangenheit in irgendeiner Weise zu ver-
harmlosen. Das Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit, der Schutz des Wohnraums, das 
Recht auf Versammlungsfreiheit wurden mit 
dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) einge-
schränkt. Die Regierung ermächtigt sich 
damit zu Eingriffen in das individuelle Leben, 
die für mich untragbar sind.

Nein, wir haben noch nicht die Zustände 
von 1943, als Sophie Scholl ihr Leben ließ. 
Nein, noch muss sich keine Anne Frank, die 
zeitgleich mit meiner Mutter in Bergen-
Belsen war, im Hinterhof verstecken. Aber es 
heißt ja: Wehret den Anfängen! Es begann 
nicht mit Auschwitz und dem Zweiten Welt-
krieg, es begann mit dem Ermächtigungsge-
setz. Und wenn ich etwas von meiner Familie 
beigebracht bekommen habe, war es das 
„Wehret den Anfängen“ und „Wehrt euch“.

Man kann zu der Viruserkrankung stehen, 

wie man möchte: Die daraus abgeleiteten Ein-
griffe ins Grundgesetz sind in meinen Augen 
indiskutabel. Man kann selbst zu den Maß-
nahmen stehen, wie man möchte: Die Schoah 
und das Judentum zu missbrauchen, um Kriti-
ker der Maßnahmen zu diffamieren, ist abso-
lut indiskutabel.

Abgesehen davon würde es mich interes-
sieren, wie Frau Kahane und ihre Anhänger 
die Corona-Kritiker in Israel bezeichnen. Ist 
in ihren Augen ein Israeli, der die Corona-
Maßnahmen kritisiert, ein Antisemit? Was 
maßen sich diese Menschen eigentlich an?

Aber nicht nur ich vertrete diese Position. 
Ich habe mit einigen Menschen gesprochen, 
die Corona-Maßnahmen kritisch sehen, jüdi-
schen oder israelischen Bezug haben und die 
bereit waren, ihre Position und Meinung über 
diese Pressekonferenz entsprechend öffentlich 
zu vertreten.

Konvertit zum Judentum – Antisemit?

Abe Treiner stammt aus Dachau und ist 
jetzt wohnhaft in München. Der 62-jährige 
Softwareentwickler befindet sich seit 2013 im 
Prozess der Konvertierung zum Judentum, 
mit dem Ziel, nach Israel auszuwandern.

A.D.: Warum konvertieren Sie zum 
Judentum?

A.T.: Ich habe mich nach der intensiven 
Auseinandersetzung mit der Arbeit von Han-
nah Arendt zum Judentum hingezogen 
gefühlt. Auch das Leben und Wirken von 
Fritz Bauer hat mich sehr beeinflusst. Die 
Ethik des jüdischen Glaubens trifft meine 

Wenn die Nazikeule nicht mehr reicht (Teil 1)
Nichts ist in Deutschland politisch gefährlicher, als das Etikett „Antisemit“ verpasst zu bekommen. Man wird zur Persona non grata und riskiert 
gesellschaftliche Ächtung. Die traurige Vergangenheit hat bei den Deutschen zu einem – nicht ganz unberechtigten – historischen Schuldbe-
wusstsein geführt, welches Menschen bei rassistischen Angriffen gegen Juden sehr wachsam macht. Das ist auch gut. Daher macht man um alles, 
was auch nur in die Nähe eines Antisemitismus-Verdachts gerät, instinktiv einen großen Bogen. Der Begriff Antisemitismus als Totschlagargu-
ment dient dazu, Themen zu diskreditieren, Kritiker zu diffamieren und deren Punkte in ein schlechtes Licht zu rücken, sodass „normale“ Men-
schen es nicht mehr wagen, sich zu bestimmten Themen zu äußern. Sich mit „antisemitisch“ abgestempelten Themen auseinanderzusetzen oder 
die Narrative, die diesen Stempel erhalten haben, zu hinterfragen, erfordert daher einiges an Mut.

Foto: Podiumsdiskussion/Raimond Spekking/commons.wikimedia.org

Andrea Drescher

IM BRENNPUNKT
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Überzeugung. Im Christentum wird alles ent-
schuldigt, das Üble auf den Tod Jesus' proji-
ziert. Im Judentum hat jeder selbst die Verant-
wortung zu tragen und ist zu ethischem Han-
deln verpflichtet. Man wird selbst in Verant-
wortung genommen. Das führte mich zum 
Judentum. Mein Name weist darauf hin, dass 
ich jüdische Vorfahren habe. In der jüdischen 
Datenbank findet man ihn sehr häufig speziell 
in der Ukraine, und ich weiß, dass meine Wur-
zeln aus Osteuropa stammen. Ich bin gerade 
dabei, das zu erforschen. Durch Filme, durch 
Bücher, durch jüdische Schauspieler habe ich 
immer einen Bezug zum Judentum gehabt, 
habe mich mit dem jüdischen Humor identifi-
ziert, war immer dem Judentum zugewandt. 
Daher jetzt die Konvertierung, die einem 
nicht leichtgemacht wird. Ein Rabbiner aus 
Hof unterstützt mich bei der Konvertierung.

A.D.: Sie sind also kein klassischer Anti-
semit?

A.T.: Sicher nicht. Bei Hannah Arendt 
kann man nachlesen, wie Antisemitismus ent-
stand. Mit diesem Verständnis weiß ich, dass 
bei Antisemitismus auch Verschwörungs-
ideologie dahintersteht. Es sind menschliche 
Mechanismen, die sich auch aus den engen 
familiären Zusammenhängen innerhalb der 
jüdische Bevölkerung ergeben. Ich wehre 
mich schon lange gegen Antisemitismus.

A.D.: Aktiv?
A.T.: Ja. Ich bin immer eingetreten, wenn 

Juden verunglimpft wurden. Das war für 
mich schon seit vielen Jahren eine innere Hal-
tung. Es geht nicht, dass eine Minderheit ver-
unglimpft wird.

A.D.: Wie stehen Sie zu Corona?
A.T.: Natürlich gibt es dieses Virus, aber 

die Reaktionen darauf sind in meinen Augen 
drastisch übertrieben. Die Folgen und Schwe-
re der Erkrankung rechtfertigen nicht die mas-
siven Lockdown-Maßnahmen. Ich bin kein 
Verschwörungstheoretiker, bin aber inzwi-
schen der Meinung, dass die Situation von der 
Regierung missbraucht wird. Das ist inakzep-
tabel und erinnert an böse Zeiten.

A.D.: Was meinen Sie damit?
A.T.: Man erkennt, dass man in Deutschland 

nicht viel aus der Geschichte gelernt hat. Diese 
Mechanismen kennen wir doch aus der Zeit von 
1933 bis 1945. Minderheiten wurden verun-
glimpft, sie wurden diffamiert und ausgeschlos-
sen. Und jetzt agiert die deutsche Regierung 
genauso, ohne dieses Muster auch nur im Ansatz 
zu reflektieren. Man muss sich vergegenwärtigen: 
Zu Beginn der NS-Zeit erwartete auch niemand, 
was passieren würde. 1936 präsentierte sich 
Deutschland mit den Olympischen Spielen nach 
außen noch als offene Gesellschaft, während im 
Hintergrund bereits Schlimmes geschah, Kritiker 
und Andersdenkende diffamiert und eingesperrt 
wurden. Heute stellt sich das für mich ähnlich dar. 
Man lässt keine Kritik zu, das Ganze entwickelt 
sich zu einer Eskalationsspirale, die zum Selbst-
läufer werden kann, der nicht mehr kontrollierbar 
ist. Ähnlich wie in der Vergangenheit.

A.D.: Sie halten den Vergleich mit der 
Nazizeit also für legitim?

A.T.: Ja. Ich halte auch den Sophie-Scholl-

Vergleich im Ansatz für angebracht, auch 
wenn Kritiker heute noch keiner Lebensbe-
drohung, sondern „nur“ existenzieller Bedro-
hung durch Jobverlust unterworfen sind. Die 
Corona-Verordnungen lassen Analogien zum 
Ermächtigungsgesetz erkennen. Also muss 
man genau hinschauen, was damals passierte, 
um ähnliche Fehlentwicklungen in Zukunft 
zu verhindern. Und wenn ich mir die Aussa-
gen in der Bundespressekonferenz ansehe, 
werde ich an tiefdunkle Zeiten erinnert.

A.D.: Wie bewerten Sie die Aussagen 
von Frau Kahane und ihren Mitstreitern?

A.T.: Sie arbeiten mit Methoden, die auch 
Julius Streicher angewendet hat. Sie streuen 
Gerüchte, erwähnen Listen, machen Angst und 
diskreditieren. Die Art und Weise, wie mit Kriti-
kern, mit den Gegenstimmen umgegangen wird, 
ist unfassbar. Zu einem demokratischen System 
gehören Gegenstimmen. So wie es heute 
gehandhabt wird, werden diese entweder totge-
schwiegen, unter den Teppich gekehrt oder 
diffamiert und diskreditiert. Das sind keine demo-
kratischen, sondern totalitäre Mechanismen. Ich 
habe schon wiederholt auf Demos der Corona-
Kritiker Israelflaggen gesehen, wie kann man da 
von Antisemiten sprechen? Corona-Kritiker als 
Verschwörungstheoretiker und Antisemiten zu 
bezeichnen soll in der Bevölkerung eine Vorein-
genommenheit schüren, um den Widerstand 
gegen die Maßnahmen zu brechen. Auf diese 
Pressekonferenz muss reagiert werden, da muss 
man unbedingt etwas machen. Und wenn es nur 
das Erheben der eigenen Stimme ist.

A.D.: Danke dafür!

Ex-Frau eines Israelis – Antisemitin?

Eva Rosen ist 35 Jahre alt, wohnhaft in der 
Nähe von Frankfurt am Main und ist als stell-
vertretende Vorsitzende von WIR 2020 poli-
tisch aktiv.

A.D.: Sind Sie Antisemitin?
E.R.: Ja klar, darum war ich ja mit einem 

jüdischen Israeli verheiratet.
A.D.: Was halten Sie von der Aussage 

„Verschwörungstheoretiker sind gleichzu-
setzen mit Antisemiten“, die dann direkt 
mit Corona-Kritikern verknüpft wird?

E.R.: Das ist mehr als nur eine Frechheit. 
Ich kann das gar nicht in Worte fassen. Ich füh-
le mich beschimpft, verunglimpft und persön-
lich verletzt. So ein Verhalten ist unfassbar. 
Dass man solchen Leuten überhaupt Redezeit 
gibt – ich bin einfach entsetzt! Das geht gar 
nicht. Da muss man dagegen vorgehen.

A.D.:Was haben Sie vor?
E.R.: Ich überlege bereits, ob ich hier eine 

Klage anstrebe. Das ist so furchtbar, da erwar-
te ich eine öffentliche Entschuldigung, und 
zwar für alle Menschen, die auf die Demon-
strationen gehen und die jüdischen Glaubens 
sind, jüdische Wurzeln haben oder mit Israel-
Fahnen auf der Demo gegen den Faschismus 
protestieren. Diese Gleichsetzung mit den 
Menschen, die das Leid verursacht haben, 
will ich so nicht stehen lassen.

A.D.: Sie waren mit einem Israeli ver-
heiratet. Was würde er dazu sagen?

E.R.: Seine Familie lebt großenteils noch 
in Israel. Sie haben sehr unter den Nazis gelit-
ten. Der Großvater meines Ex-Mannes konn-
te bis zuletzt nicht über diese Zeit sprechen. 
Keiner aus der Familie würde diesen Ver-
gleich für irgendwie tragfähig halten – ebenso 
wenig wie die Menschen aus dem griechi-
schen Teil meiner Familie. Mein Vater ist vor 
der rechten Diktatur in Griechenland nach 
Deutschland geflohen. Meine Familie waren 
arme Bauern – meine Tante kam auf dem 
Land durch einen Minenanschlag der Fa-
schisten in Griechenland um.

A.D.: Wo ordnen Sie sich politisch ein?
E.R.: Schwierige Frage. Es ist schwer, 

sich zu verorten. Es sollte das Ziel von jedem 
sein, dass man als Mensch für Menschen 
steht. Die Politik hat sich sehr verändert. Frü-
her gab es eine breite Mitte – heute landet man 
automatisch auf einer Seite. Ich stehe dafür, 
dass es den Menschen gut gehen soll. Den 
Rest kann man dem Parteiprogramm von 
WIR 2020 entnehmen.

A.D.: Danke dafür!

Ehefrau eines Holocaust-Überle-
benden – Antisemitin?

Inna Polak, 73 Jahre, Mutter zweier Kin-

Foto: Sergey Filbert
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der, stammt aus Sankt Petersburg und ist dort 
1974 als Jüdin mit Ziel Israel ausgereist, über 
Wien, dann Rom, Bremen, später Papenburg. 
In Deutschland war sie als Germanistin und 
Übersetzerin für Deutsch und Russisch tätig. 
Jetzt verbringt sie ihren Unruhestand zwi-
schen Papenburg und Berlin.

A.D.: Haben Sie in diesem Corona-Jahr 
Antisemitismus-Erfahrung gemacht?

I.P.: Warum nur in diesem Jahr? Das ist 
doch in Deutschland nichts Ungewöhnliches. 
Meine Familie und ich haben immer wieder 
Antisemitismus erlebt. Mein inzwischen 44 
Jahre alter Sohne durfte sich von Mitschülern 
– alles Jungen aus „guten“ Papenburger Fami-
lien – Sätze anhören wie: „Polak, du dummer 
Jude, man muss dich in die Mitte stellen und 
bespucken.“ „Hey, Polak, heute ist der 9. 

November, habt ihr schon der Feuerwehr 
Bescheid gesagt?“ Unsere damals 9-jährige 
Tochter kam eines Tages schmutzig mit zer-
zausten Haaren aus der Schule nach Hause, 
nachdem sie sich mit einem Jungen geschla-
gen hatte, und sagte, ein Mitschüler habe sie 
mit „Ausländerjude“ beschimpft. Das war 
schlimm für die Kinder. Aber inzwischen 
habe ich mehr Angst vor den Philosemiten als 
vor den Antisemiten. Philosemitismus 
bezeichnet Menschen, die Politik mit dem 
Schuldgefühl gegenüber Überlebenden des 
Holocausts betreiben. Auch die daraus resul-
tierende Staatsräson.

A.D.:Warum das?
I.P.: Mit einem Antisemiten kann ich mich 

inhaltlich auseinandersetzen, kann mit Fak-
ten und Überzeugung argumentieren. Philo-
semiten stempeln Menschen ebenso ab wie 
Rassisten – sie stecken Menschen in Schubla-
den. Man ist in ihren Augen bereits Rassist, 
wenn man Juden nicht besser behandelt als 
andere Menschen. Die deutsche Staatsräson, 
die uns faktisch zwingen soll, Israel zu lieben, 
ohne Fragen stellen zu dürfen, ist in meinen 
Augen übelster Antisemitismus. Ich will 
selbst urteilen, mir eine eigene Meinung bil-
den. Genau das sollten wir aus der Schoah 
gelernt haben: selbst denken!

A.D.: Welche Erfahrungen haben Sie 
mit dem Holocaust?

I.P.: Mein Mann Wilhelm Polak stammt aus 
einer alteingesessenen jüdischen Kaufmanns-
familie, die seit dem 18. Jahrhundert in Papen-
burg angesiedelt war. Er war der einzige jüdi-
sche Papenburger, der das KZ überlebt hat, als 
seelischer Krüppel zurückgekehrt ist und sich 
danach dort seine Existenz wieder aufgebaut 
hat. Als Frau jüdischen Glaubens war ich 40 
Jahre mit einem ehemaligen KZ-Überlebenden 
verheiratet. Dieses Trauma musste meine Fami-
lie mitverarbeiten. Ich weiß, was das bedeutet! 
Vor allem für die Kinder.

A.D.: Es heißt, dass auf den Demos in 
Berlin Nazis dabei waren beziehungsweise 
sind. Können Sie das bestätigen?

I.P.: Mich haben auch Leute aus Papen-

burg angeschrieben, nachdem sie erfuhren, 
dass ich am 1. August und später beim ersten 
Schweigemarsch in Berlin demonstriert habe, 
wie ich als Jüdin mit Nazis demonstrieren kön-
ne. Meine Antwort war: Ich habe Menschen 
kennengelernt, die wie ich zum ersten Mal in 
ihrem Leben auf eine Demonstration gegan-
gen sind. Das war ich mir mit meiner 
Geschichte schuldig. Aber ich habe keine 
Nazis unter den Zehntausenden gesehen. Es 
waren friedliche Menschen aus der Mitte der 
Gesellschaft. Allerdings wurde ich am Rand 
der Demonstration von einer offenbar parami-
litärisch organisierten Hassgruppe der soge-
nannten Antifa am 1. August als Nazi be-
schimpft. Ich habe mich dagegen vehement 
gewehrt! Habe sie angesprochen und gefragt, 
warum sie mich als Jüdin als Nazi bezeich-
nen. Als Gegenfrage kam, warum ich auf die-
ser Demo wäre. Ich antwortete darauf: „Weil 
ich eine neue Nazizeit unbedingt verhindern 
will. Ich lasse mich weder ‚abstempeln' noch 
in eine ‚rechte Ecke' stellen!“.

A.D.: Was erwarten Sie von den Demon-
strationen?

I.P.: Meine zentrale Aussage ist: Wahre 
Worte müssen gehört werden! Ich habe an die-
sen Demonstrationen gegen Entmündigung 
der Gesellschaft und nicht als Coronaleugne-

rin teilgenommen. Von der Bundesregierung 
will ich nur eine Frage beantworten wissen: 
Was soll dieses neue Gesetz wirklich errei-
chen? Warum diese Hast nach acht Monaten 
Verordnungspolitik? Warum der Ausschluss 
eines Dialoges mit vielen Experten, die ande-
re Erfahrungen haben?

A.D.: Wie haben Sie die Demonstratio-
nen erlebt?

I.P.: Ich habe dort tolle Menschen kennen-
gelernt, interessante Gespräche geführt und 
dann zu Hause mit Unverständnis in den Fern-
sehnachrichten und im Radio von Demon-
strationen gehört, die ich so nicht erlebt habe. 
Dabei war ich mittendrin. Das hat mich sehr, 
sehr nachdenklich gemacht. Ich verzweifle 
langsam an diesem Land. Es hat sich in den 
letzten 200 Jahren seit Heinrich Heine wenig 
geändert.

A.D.: Sie gehen in Ihrem Alter auf 
Demonstrationen – haben Sie keine Angst?

I.P.: Ich bin jetzt 73, meine Kinder stehen 
auf eigenen Füßen, ich hatte ein interessantes 
und ausgefülltes Leben. Ich habe weniger 
Angst vor diesem Virus, ich habe vielmehr 
Angst vor den viel existenzielleren Krankhei-
ten wie Feigheit und Denunziantentum.

A.D.: Was sagen Sie zu den Aussagen 
von Frau Kahane?

I.P.: Mich braucht niemand zu fragen, wie 
Hitler zur Macht kam. Annette Kahane nutzt 
offenbar die Krise, um für ihre Stiftung Geld 
einzusammeln. Die Diskrepanz zwischen 
ihren Berichten und den tatsächlichen Ge-
schehnissen in Berlin ist erschreckend.

A.D.: Danke für Ihren Mut, in die 
Öffentlichkeit zu gehen!

I.P.: Ich habe damals in Russland mir den 
Mund nicht verbieten lassen und werde auch 
hier nicht schweigen.

Nachgeborener von Überlebenden – 
Antisemit?

Michael G. ist 62, stammt aus Zürich und 
lebt bei Basel. Die Großmutter mütterlicher-
seits hat in der Schweiz als Jüdin überlebt. Er 
selbst hatte mal eine Position „Hilfs-
Chasan“ in der Synagoge inne, ist aber heute 
überzeugter Anthroposoph. Der Rentner 
engagiert sich in alternativen Medien, was 
auch der Grund ist, dass er nicht mit vollem 
Namen genannt werden möchte.

A.D.: Warum möchten Sie anonym blei-
ben?

M.G.: Mein Kollege in unserem Online-
Kanal hat schon sehr unangenehme Angriffe 
seitens Psiram und anderen erlebt. Das möch-
te ich gerne vermeiden. Ich äußere mich auf 
unserem Kanal sowohl politisch als auch spi-
rituell und möchte verhindern, dass man 
gegen mich vorgeht. Ich hatte in der Vergan-
genheit schon Begegnungen mit Mitarbeitern 
von den Diensten, das muss sich nicht wieder-
holen. Auch in meiner Familie bestehen 
Bedenken, ihren jüdischen Hintergrund offen 
zu zeigen. Fremdenfeindlichkeit ist ja leider 
immer und überall vorhanden.

A.D.: Hatte Ihre Großmutter zwischen 

Foto: Sergey Filbert
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1933 und 1945 Probleme?
M.G.: Nein. In der Schweiz war sie ja 

sicher. Es gab nur Kleinigkeiten, die typische 
antisemitische Anmache, aber keine Verfol-
gung. Fritz, der Bruder meiner Großmutter, 
war mit einer Deutschen verheiratet. Er ging 
nach Deutschland, um mit ihr zusammenzule-
ben, wurde inhaftiert, zuerst in das Konzen-
trationslager Mauthausen gebracht, dann 
nach Oranienburg, wo er angeblich an Lun-
genentzündung starb. Meine Großmutter 
erhielt dann ein Päckchen mit seinen Sachen. 

Das hat sich emotional auf den Rest der 
Familie übertragen, und wir schauen wohl 
alle bewusster hin als andere. Im Frühling, zu 
Beginn der Coronakrise, war ich sehr irritiert, 
habe schnell sehr emotional-intuitivreagiert. 
Ich hatte von Anfang an keine Angst vor dem 
Virus, sondern vor dem, was im Hintergrund 
läuft...

A.D.: Wie stehen Sie zu Corona?
M.G.: Vordergründig ist Corona der Sün-

denbock, den man als Vorwand gebraucht, um 
eine Scheinrechtfertigung für die Renaissan-
ce der Sklaverei schaffen zu können. Bezüg-
lich der Existenz des Virus gibt es verschiede-
ne Ansätze zu Corona. Ich kann es nicht beur-
teilen, aber ich bin gegen jede Art von Dog-
matismus und Tabus. Ich bin kein Wissen-
schaftler. Es gibt jetzt saisonal bedingt ver-
mehrt Kranke in den Krankenhäusern – das ist 
offensichtlich. Das war 2017/18 aber auch 
schon so. Überlastungen sind im Winter lei-
der normal, nicht zuletzt aufgrund der neoli-
beralen Zerstörung des Gesundheitssystems. 
Besonders die Kliniken in Italien, Griechen-
land und Spanien wurden durch Kaputtsparen 
funktional beschnitten.

A.D.: Sie sind Corona-Kritiker mit jüdi-
schen Wurzeln. Sind Sie Antisemit?

M.G.: Ich glaube nicht. Falls ja, müsste 
ich mich in Behandlung wegen Schizophre-
nie begeben.

A.D.: Was sagen Sie zur Bundespresse-
konferenz von Frau Kahane und ihren Mit-
streitern?

M.G.: Ich muss zugeben, ich habe die 
BPK nicht gesehen – das ist für mich Folter. 
Es hat mir gereicht, die Vorwürfe indirekt mit-
zubekommen. Das hat mich bereits wütend 
gemacht. Frau Kahane benimmt sich, als ob 
sie das jüdische Sprachrohr wäre, diejenige, 
die darüber urteilen könnte, wer was im 
Namen des Judentums sagen dürfe. Das ist 
eine Anmaßung, eine Dreistigkeit, dieser 
Anspruch ist nicht gerechtfertigt.

A.D.: Sehen Sie einen Zusammenhang zwi-
schen Coronakritik und Antisemitismus?

M.G.: Wer Antisemitismus so definiert, ist 
inkompetent. Man kann nicht ausschließen, 
dass bei den Kritikern auch Antisemiten dabei 
waren. Aber es waren auch Juden darunter. 
Daraus ein Pauschalurteil abzuleiten, löst bei 
mir nur Kopfschütteln und Abscheu über so 
viel Dummheit und strategisch gelenkte Bos-
haftigkeit aus. Man kann das nicht ernst neh-
men. Wer denken kann und über etwas histo-
risches und okkultes Hintergrundwissen ver-
fügt, reagiert wohl ähnlich. Die Crux ist, dass 

den meisten das Hintergrundwissen fehlt. 
Und wer nicht darüber verfügt, wird dann bei 
den Kritikern mit „Antisemit“ tituliert.

A.D.: Warum?
M.G.: Ich gehe wie viele davon aus, dass 

die Ereignisse aktuell im Hintergrund von 
mafiösen Strukturen dirigiert werden, die 
gravierende gesellschaftliche Änderungen 
herbeiführen wollen. Und das weltweit. Nicht 
nur Klaus Schwab aus der Schweiz steht für 
den “Great Reset“. Bei uns in Basel kann man 
die Finanzoligarchen der Bank für Internatio-
nalen Zahlungsausgleich (BIZ) in ihren exter-
ritorialen Bankgebäuden beobachten. Es gibt 
zahlreiche Hinweise auf deren massive Be-
einflussung weltbewegender Ereignisse. Die 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
hatte schon eine unrühmliche Vergangenheit 

in ihrer Zusammenarbeit mit dem Dritten 
Reich. Die Rothschilds sind sicher keine Chor-
knaben, aber hinter ihnen verstecken sich wei-
tere Mächtige aus Kirche und anderen Struk-
turen. Die Mächtigen beanspruchen Sonder-
rechte, wollen uns lenken, geben vor zu wis-
sen, was vermeintlich gut für uns sei, wollen 
uns lenken und uns ihren Willen oktroyieren, 
der ausschließlich ihren Interessen dient. Das 
ist nicht annehmbar.

A.D.: Der Antisemitismusvorwurf ist 
also konstruiert?

M.G.: Ja. Das kann man sagen. Zu dieser 
Machtelite gehören sicher auch Menschen 
mit jüdischen Wurzeln. Auch die Juden haben 
das Recht, ein paar Verbrecher hervorzubrin-
gen, und müssen dies nicht nur den Italienern 
und ihrer Mafia überlassen. Ich bin inzwi-
schen überzeugt, dass es gerade diese mächti-
ge Elite ist, die die Juden auch als Schutz-
schild für ihr Handeln missbraucht. Wer ihr 
Handeln kritisiert, der kritisiert werden dann 
– umgepolt durch sophistische Rhetorik – 
Juden, ist ein „Antisemit“ – und damit wird 
die eigentlich gemeinte Eliten-Kritik des-
avouiert. Als freies und selbstbestimmtes Indi-
viduum lasse ich mir von Frau Kahane oder 
anderen den Mund bestimmt nicht verbieten.

A.D.: Danke dafür!

Orthodoxe Jüdin – Antisemitin?

Nurit Schaller, 45 Jahre, ist Sprachwis-
senschaftlerin und Künstlerin. Die modern-
orthodoxe Jüdin ist Mitglied der Israeliti-
schen Kultusgemeinde ihrer Heimatstadt 
Wien. In ihrem Studium an den Universitäten 
von Amsterdam, Wien und Heidelberg 
beschäftigte sie sich mit jüdischen Studien 
und Semitistik, insbesondere althebräischer 
und aramäischer Sprachwissenschaft und 
jüdischem Neo-Platonismus sowie mathema-
tischer Mystik.

A.D.: Sie haben sich die Bundespresse-
konferenz angeschaut?

N.S.: Ja – aber nur den Anfang. Was da 
gesagt wurde, ist grundlegend falsch und uner-
träglich.

A.D.: Können Sie mir Beispiele nennen?
N.S.: Gerne. Es wurde behauptet, der Anti-

semitismus hätte sich durch die Coronaprotes-
te verdichtet. Das ist unhaltbar. Eine Verdich-
tung begann lange vorher durch die zuneh-
mende Islamisierung in europäischen Län-
dern, was man schon anhand der Daten vor 
2015 aus zum Beispiel Frankreich, Schweden 
und den Niederlanden erkennen kann. Eine gra-
vierende Zuspitzung und vermehrt jüdische 
Auswanderung sehen wir ab 2015. Die Verbin-
dung des linken Antisemitismus mit dem isla-
mischen Antisemitismus seit dem Sechstage-
krieg ist ein wichtiges Element darin.

Als Nächstes wurde behauptet, dass Anti-
semitismus eine Verschwörungstheorie sei. 
Wer so etwas sagt, hat sich nie mit den Wur-
zeln des Antisemitismus beschäftigt: dem 
Christentum in der Antike, das sich gegen das 
Judentum abgrenzte. Freilich wurde dies 
dann kräftig weiter ausgebaut im Laufe der 
Jahrhunderte (siehe Brunnenvergiftungs-, 
Ritualmordlegenden etc.). Es geht also um 
Vorurteile – wie Antiziganismus, Rassismus 
oder auch Sexismus.

A.D.: Fakten scheinen eine geringe Rol-
le bei den Aussagen zu spielen?

N.S.: Ja. Dabei geht es gerade bei den Coro-
naprotesten um Fakten, die nicht zur Kenntnis 
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genommen werden. Experten werden verun-
glimpft, zensiert, diskreditiert und verfolgt. 
Wissenschaftliches Vorgehen scheint nicht 
gewünscht – ein weiterer Widerspruch.

A.D.: Was meinen Sie?
N.S.: Es wird behauptet, die Proteste rich-

ten sich gegen die Errungenschaften der 
Moderne und der Vernunft. Genau das 
Gegenteil ist der Fall. Gefordert werden fak-
tenbasierte Entscheidung und unabhängige 
Wissenschaft. Und zu den Errungenschaften 
der Moderne zähle ich Meinungsfreiheit, 
freie Bildung, das Recht auf objektive Infor-
mation, Pressefreiheit, Persönlichkeitsrechte 
und das Recht auf Demonstration. All das 
wird ja gerade abgeschafft. Und dagegen wird 
protestiert.

A.D.: Angeblich werden die Proteste 
immer radikaler. Wie sehen Sie das?

N.S.: Die Radikalität und Gewalttätigkeit 
der Polizei in Deutschland hat zugenommen. 
Auch wenn das in den Nachrichten nicht 
gezeigt wird, die unzähligen Videos von unab-
hängigen Journalisten und Demonstranten 
sprechen Bände. Ich bin froh, in Österreich zu 
leben. Hier geht die Polizei fast nicht gegen 
uns vor, und es wurde auch schon seitens der 
Polizei Widerspruch gegen die Coronapolitik 
der Regierung geäußert. Das lässt hoffen.

A.D.: Gab es weitere Falschaussagen?
N.S.: Ja. Es wurde gesagt, die jüdische 

Gemeinde habe Vorbehalte gegen ein Milieu, 
das sich mit Natur und Naturheilkunde 
beschäftigt anstatt mit Wissenschaft. Wer so 
etwas sagt, kennt die jüdischen Gemeinden 
nicht von innen. Ich kenne jüdische Gemein-
den in vielen Ländern – Deutschland, Öster-
reich, Niederlande, Belgien, USA, Israel, 
Frankreich und Italien – und wir, darunter 
auch Ärzte, sehen keinen Widerspruch zwi-
schen alternativen Heilmethoden, Wissen-
schaft und Naturverbundenheit. 

Aber es kam noch schlimmer: Zwei 
Punkte haben mich so aufgeregt, dass ich 
abschalten musste.

A.D.: Welche waren das?
N.S.: Die Behauptung, das Benutzen der 

Davidsterne sei eine Selbstviktimisierung der 
Demonstranten. Wer so etwas sagt, beweist, 
dass er die Geschichte nicht kennt. Die 
Demonstranten verwenden die Symbolik, um 
auf die Parallelen in der Gesetzgebung der 
1930er Jahre und heute hinzuweisen. Ganz 
verwerflich fand ich, dass die Bekämpfung 
des Antisemitismus – also eigentlich etwas 
Positives – dazu missbraucht wird, um Maß-
nahmen zu begründen, die dazu dienen, ein 
totalitäres Regime zu etablieren. Das ist an 

Perversität nicht zu überbieten!
A.D.: Was würden Sie sich von den jüdi-

schen Gemeinden wünschen?
N.S.: Ich hoffe, dass mehr und mehr jüdi-

sche Gemeinden dieser Politik entgegentre-
ten. Halacha und Ethik fordern, dass wir für 
die Wahrheit eintreten. Nur ein Beispiel: Die 
Halacha besagt, man darf niemanden der Mög-
lichkeit, seinen Lebensunterhalt zu verdie-
nen, berauben. Genau das wird gerade 
gemacht, wir werden zu Almosenempfängern 
degradiert. Das lässt sich mit jüdischem 
Gedankengut nicht vereinbaren. 

Auch soll man als Jude für die Freiheit und 
Möglichkeit zur Selbstentfaltung aller kämp-
fen. Darum freue ich mich, auch durch unser 
Gespräch zur Aufklärung beizutragen.

A.D.: Danke dafür!

Danke allen Aufrechten, die mit ihrer Posi-
tion mutig an die Öffentlichkeit gegangen sind.

Spannend, aber auch sehr traurig: Mich 
haben einige Menschen kontaktiert – mit jüdi-
schen Wurzeln, die mein Vorhaben unterstüt-
zen, aber sich nicht öffentlich äußern wollten, 
weil sie Angst haben. Angst vor Diffamie-
rung, Angst vor Hetze, Angst vor Verfolgung 
– und das in Deutschland 2020. Das ist eine 
ganz besondere Form des Antisemitismus.

Kurzbeschreibung des Buchinhalts:

Die Europäische Union wurde ehemals gegründet, um 
die Nationalstaaten zu entmachten, damit nie wieder 
Krieg in Europa herrscht. 2012 erhielt die EU sogar den 
Friedensnobelpreis. Und doch plant sie eine europäische 
Armee. Auch ihre undemokratischen Strukturen und 
intransparenten Verzahnungen mit den Interessen der 
Großkonzerne stoßen immer wieder auf Kritik.

Dem Nordatlantikpakt, kurz NATO, haftet noch immer 
das Image an, ein Verteidigungsbündnis zu sein. Unter-
schlagen wird die expansive Osterweiterung oder der völ-
kerrechtswidrige Krieg gegen Jugoslawien, der – ohne 
UN-Mandat – maßgeblich von der NATO geführt wurde.

Im „Schwarzbuch EU & NATO“ werden die Nachweise 
geliefert, dass beide Organisationen alles andere als frie-
densstiftend sind. Der Autor untersuchte ihre Ursprünge, 
die Gründungsmythen, stellt die Hintermänner vor und 
legt den eigentlichen Masterplan offen. Hier fügt sich 
auch die Corona-Pandemie ein, deren politische Kompo-
nente im Buch ausführlich behandelt wird.

Mit einem Vorwort von Prof. Dr. Hermann Mückler, Poli-
tikwissenschaftler und Völkerkundler.



BERLINER TELEGRAPH FEBRUAR 202140

ARTE, der wohl beste Sender des öffent-
lich-rechtlichen Fernsehens, sendete unter 
dem Titel „Das Wikipedia-Versprechen“ eine 
Dauerwerbesendung für Wikipedia. Der ein-
zige Kritikpunkt in dem lobhudelnden Stück 
stammt aus der PR-Abteilung von Wikipedia 
selbst. Die angebliche Enzyklopädie soll 
unter einem Mangel an Frauen und People of 
Color leiden. Ansonsten? Alles bestens. Dan-
ke der Nachfrage.

Wikileaks hat eine ganz ähnliche Zielrich-
tung wie angeblich Wikipedia: Es will freien 
Zugang zu Informationen bieten, die öffentli-
che Angelegenheiten betreffen. Es ist eine Art 
Babyklappe für Whistleblower, sie können dort 
Informationen hinterlegen, die sie veröffent-
licht sehen wollen – zum Beispiel über krimi-
nelle Machenschaften von Regierungen, staat-
lichen Institutionen und Konzernen. Erinnert 
sei an das Video “Collateral Murder“, in dem 
das sinnlose Abschlachten von irakischen Zivi-
listen und Journalisten mittels eines US 
Kampfhubschraubers zu sehen ist. Auch das 
gehört zum Wissen der Welt. Wikileaks ist 14 
Jahre alt. Der Gründer von Wikileaks, Julian 
Assange, kämpft im Hochsicherheitsgefängnis 
von Belmarsh, auch das britische Guantanamo 

genannt, um sein Überleben. Der UN-
Sonderberichterstatter Nils Melzer hat die Haft-
bedingungen von Julian Assange als lebensbe-
drohliche Folter bezeichnet. Assange droht die 
Auslieferung in die USA, wo ihn eine mehr als 
lebenslange Haftstrafe in einem Hochsicher-
heitsgefängnis erwartet. Die britische Richterin 
Baraitser hat die Auslieferung abgelehnt. Aber 
nur wegen der brutalen Haftbedingungen in 
den USA, die Anklagepunkte der US-Behörden 
hat sie alle als rechtens bezeichnet. Wenn die 
USA also ein Zugeständnis beim Gefängnis 
machen… Das ist die eine Möglichkeit, um Juli-
an Assange für immer verschwinden zu lassen 
als statuiertes Exempel für jeden Journalisten. 
Die andere: Die USA haben gegen die Ent-
scheidung Berufung eingelegt. Falls der vorer-
krankte Julian Assange im verseuchten Bel-
marsh nicht an Covid-19 stirbt, will er sich das 
Leben nehmen, falls er ausgeliefert wird.

Macht der Wikipedia

Warum wird Wikipedia gefeiert und warum 
soll Wikileaks vernichtet werden? Wikipedia 
ist ein weltweites Monopolunternehmen. Kei-
ne andere Webseite ist in der Wirkung ver-

gleichbar. Die Wikipedia verspricht, wesentli-
che und objektive Information zu liefern. Sie ist 
die Nummer 13 der am meisten angeklickten 
Webseiten der Welt. Sie ist damit ein Machtin-
strument mit einzigartiger Wirkung. Wer in der 
Wikipedia seine Weltsicht durchsetzen kann, 
beherrscht den Diskurs, egal ob bei politisch 
relevanten oder bei naturwissenschaftlichen 
Themen, die eine politische Komponente 
haben, wie Glyphosat, COVID-19 oder künst-
liche Intelligenz. Der Eintrag einer Person in 
Wikipedia bestimmt wesentlich ihr Ansehen in 
der Öffentlichkeit. Wer schnell etwas über 
jemanden erfahren will, wird als ersten Such-
treffer in Google dessen Wikipedia-Eintrag 
finden. Der Wikipedia-Eintrag ist also der erste 
Eindruck, für den es keine zweite Chance gibt.

Mit anderen Worten: Wer Wikipedia be-
herrscht, beherrscht auch die öffentliche Mei-
nung und das Framing. Wie wird ein Thema 
definiert? Wer ist gesellschaftlich anerkannt? 
Von wem und von welchen Gedanken sollte 
man sich besser fernhalten? Es ist klar, dass die-
se einzigartige Machtfülle zur Manipulation 
einlädt. Es ist klar, dass über die Wikipedia 
manipuliert wird.

Ab den 1950er Jahren kontrollierte die CIA 

Wikileaks vs. Wikipedia: Was ist demokratischer?
Wikipedia feiert Geburtstag – und alle feiern mit. ZDF Heute, Tagesschau, Deutschlandfunk, Süddeut-
sche Zeitung, Heise Online, WDR, NDR, Rheinische Post. Alle jauchzen und jubilieren, �nden nur Gutes in 
und am Online-Lexikon. Es sei die einzige nichtkommerzielle Webseite unter den 20 größten der Welt, 
ein großartiges offenes Gemeinschaftsprojekt. Wikipedia sammle das Wissen der Welt und stelle es kos-
tenlos zur Verfügung.

Dirk Pohlmann

MEDIEN
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in der Operation Mockingbird in den USA 
mehr als 3.000 Journalisten, die in allen wichti-
gen Medien die Weltsicht der CIA-USA in den 
Äther pumpten. Bezahlt, aus Überzeugung – 
egal, Hauptsache das Ergebnis war, dass die 
Mediennutzer auf jeden Fall von der CIA 
beeinflusst werden konnten. Die CIA hatte 
damit nicht die volle Kontrolle über die Presse, 
aber sie konnte die Berichterstattung wesent-
lich beeinflussen, sie konnte Themen setzen 
und die Bewertung dieser Themen immer auch 
im Sinne der CIA steuern. Das entsprach nicht 
den Regeln der Demokratie, in der die Aus-
drucksfreiheit ein zentrales Element und 
Grundrecht ist, ein lebendiger Marktplatz der 
Meinungen ist die unverzichtbare Grundlage 
der Demokratie. Eine Demokratie müsste also 
diesen Kernbereich unbedingt schützen.

Aber warum ließen es die USA und andere 
westliche Staaten dann zu, dass dieser Kernbe-
reich der Demokratie von einem Geheimdienst 
manipuliert wurde, statt vom Staat geschützt 
zu werden? Der Staat hat in der Demokratie 
nicht nur die Aufgabe, die Ausdrucksfreiheit 
und den Marktplatz der Meinungen zu schüt-
zen, sondern er muss sogar seine reale Funk-
tionsfähigkeit garantieren, sich aber gleichzei-
tig aus dem Meinungsbildungsprozess heraus-
zuhalten. Staatsmedien sind in der Demokratie 
verboten, Medien müssen in Deutschland 
sogar staatsfern sein, hat das Bundesverfas-
sungsgericht entschieden, sonst sind sie verfas-
sungswidrig.

Aber warum existiert dann in der Wirklich-
keit das Gegenteil der Vorschriften und nie-
mand im Staat interessiert sich dafür? Warum 
wird ein weltweites, westlich dominiertes 
Monopol wie die Wikipedia von den demokra-
tischen Staaten zugelassen? Ein Medium, das, 
wenn es manipuliert wird, eine einzigartige 
Gefahr für alle Demokratien der Welt darstellt? 
Warum lassen Demokratien es zu, dass es zu 
diesem Monopol überhaupt kommen konnte?

In Deutschland hat das Bundesverfassungs-
gericht entschieden, dass es keinen einzigen 
Rundfunksender geben darf, der einer Macht-
gruppe oder dem Staat ausgeliefert ist. Warum 
ist dann das Wikipedia-Monopol nicht nur 
zulässig, sondern wird anlässlich des 20. 
Geburtstages auch noch gefeiert? Auch von 
den Medien, denen auffallen müsste, dass hier 
eine große Gefahr für die Demokratie zu unge-
heuren Dimensionen angewachsen ist? Eine 
Struktur, in der anonym manipuliert werden 
kann? Oder ist es nur eine Befürchtung, dass in 
der Wikipedia manipuliert wird?

Gibt es Belege dafür, dass in Wikipedia 
Machtmissbrauch existiert? Natürlich. Markus 
Fiedler und ich haben sie für die deutsche Wiki-
pedia in derzeit 47 Folgen von Geschichten aus 
Wikihausen aufgetürmt. Kollegen wie Helen 
Buyniski haben das für die englischsprachige 
Wikipedia en gros und en detail nachgewiesen.

Es gibt mittlerweile drei deutsche Urteile, in 
denen Gerichte in diesem Sinn geurteilt haben, 
zum Beispiel, dass es kein Recht auf Anonymi-
tät in der Wikipedia gibt, wenn man dort an der 
Meinungsbildung teilnimmt, und das auch 
noch manipulativ.

Wikipedia-Denunziant enttarnt

Gerade hat ein deutsches Gericht zum 
ersten Mal überhaupt einen Wikipedia-Autor 
zu insgesamt 8000 Euro Strafe und 6000 Euro 
weiteren Kosten wegen Verletzung der allge-
meinen Persönlichkeitsrechte verurteilt. Verur-
teilt wurde Feliks, also Jörg Grünewald, den 
Markus Fiedler und ich nach mühseliger 
Recherche enttarnen konnten, wogegen er sich 
in zwei Gerichtsverfahren gewehrt hat und in 
beiden Verfahren in 8 von 9 Punkten verlor. 
Die beiden Punkte, in denen er recht bekam, 
waren in den beiden Verfahren unterschiedlich. 
Um diesen letzten Punkt haben wir ein 
Gerichtsverfahren begonnen. Hätten wir ihn 
nicht enttarnt, wäre das Gerichtsverfahren 
nicht möglich gewesen, Wikipedia hätte ihn 
nicht preisgegeben.

Feliks hat als Mitglied der Linkspartei und 
ehemaliger Bundestagskandidat der PDS-
Mitglieder der Linken je nach Nähe zu seinem 
antideutschen Flügel anonym hoch oder herun-
tergeschrieben. Er hat als deutscher Wehr-
dienstverweigerer und Freiwilliger der israeli-
schen Streitkräfte die militärische Außenpoli-
tik des Staates Israel in Wikipedia schönge-
schrieben. Er hat also seine wenig erfolgreiche 
politische Aktivität unter dem Deckmantel der 
lexikalischen Objektivität in die Wikipedia ver-
legt und dort manipuliert.

Er hat nach den beiden verlorenen Gerichts-
verfahren zur Strafe mehrere unserer Zeugen 
denunziert, auch in der Wikipedia verleumdet 
und wirtschaftlich geschadet, wofür er jetzt als 
erster deutscher Wikipedia-Autor überhaupt 
durch Klage eines der Betroffenen zu Schaden-
ersatz und Schmerzensgeld verurteilt wurde.

All diese Manipulationen geschahen und 
geschehen unter Schutz und Deckung einer 
mächtigen Kerngruppe in der Wikipedia, zu 
der er gehört und die das Online-Lexikon domi-
niert. Worüber anlässlich des 20. Geburtstages 
der Wikipedia nicht berichtet wurde. Obwohl 
auch in einer Studie der US Purdue Universität 
aus dem Jahr 2015 festgestellt wurde, dass 1 % 
der Autoren 77 % der Inhalte produzieren und 
sich wie eine religiöse oder politische Macht-
gruppe verhalten, deren höchster Lohn ihre 
Definitionsmacht ist.

Waldorfschulen: frei und… politisch?

Eine Machtgruppe in und außerhalb der 
Wikipedia, die als Rache für die Gerichtsurtei-
le auch meinen Kollegen Markus Fiedler bear-
beitet hat. Ein antideutsches Mitglied der 
deutsch-israelischen Gesellschaft hat einen 
Brief an die Waldorfschule geschrieben, in der 
Markus Fiedler als Biologielehrer und Musik-
lehrer gearbeitet hat.

In dem Brief, der auch an den Bund der 
Waldorfschulen, an das Kultusministerium, an 
den NDR und diverse andere Medien ging, wur-
de Markus Fiedler unter anderem als Antisemit 
denunziert. Seine Waldorfschule hat ihm 
daraufhin gekündigt. Die TAZ hat einen üblen 
Artikel geschrieben, der ihr per einstweiliger 
Verfügung untersagt wurde. Ob der Bund der 

Waldorfschulen sich in der Sache gegen Fied-
ler ausgesprochen hat, ist noch unklar. Meine 
Anfrage dazu wurde noch nicht beantwortet, es 
ist aber wahrscheinlich. Denn der Bund der 
Waldorfschulen hatte nach Druck aus dersel-
ben Richtung bereits einen Brief an alle Wal-
dorfschulen geschrieben, dass ehemalige Wal-
dorfschüler und „Verschwörungstheoretiker“ 
wie Ken Jebsen und Daniele Ganser nicht mehr 
an Waldorfschulen eingeladen werden sollten.

Der Bund der Waldorfschulen sucht die 
Nähe zu anderen politischen Kräften. Sogar 
zur Amadeu Antonio Stiftung und Psiram, das 
Waldorfschulen und Anthroposophie als einen 
Hauptfeind definiert hat und ausdrücklich 
bekämpft. Der Bund der Waldorfschulen rea-
giert auf Druck, wie einst im Dritten Reich, mit 
Anpassung an die herrschenden Kräfte.

Bei den Feiern zum hundertjährigen Jubi-
läum der Waldorfschulen durfte der grüne Bun-
destagspolitiker, Bundeswehr-Fan und Ver-
fechter von Auslandseinsätzen der Bundes-
wehr Cem Özdemir eine Laudatio halten. Auf 
die Bühne geholt von dem gleichen Büro für 
Öffentlichkeitsarbeit der Waldorfschulen, das 
vor Ken Jebsen und Daniele Ganser warnt. 
Und welches möglicherweise auch in die Kün-
digung von Fiedler involviert ist. Eine Stel-
lungnahme steht, wie gesagt, noch aus.

Lieber IS als Assange?

Das ist ein großer Erfolg für die Macht-
struktur, die Wikipedia beherrscht, nach den 
Katastrophen vor Gericht. Aber was wirklich 
zählt, ist die politische Wirksamkeit und die ist 
bei der Wikipedia größer denn je, unterstützt 
vom Jubelchor der Mainstream-Medien. Nie-
mand hat über die Rache der antideutschen 
Wikipedianer berichtet, sie hören und lesen 
gerade den ersten Bericht zum Thema. Er ist in 
den Wind gesprochen, ohne Macht. Herrschen 
und Entlassen tun andere.

Die Herrscher und ihre Unterstützer sorgen 
auch dafür, dass Julian Assange zur Vernich-
tung freigegeben ist als Abschreckung für alle 
Journalisten, die als Jagdhunde ihrem Beruf 
nachgehen, statt als Schoßhunde den Mächti-
gen zu dienen.

Wenn der Australier Julian Assange seit 10 
Jahren als politischer Gefangener verfolgt wer-
den kann, wenn er wie kein Drogenbaron, Dik-
tator oder IS-Mörder, mit denen die CIA ja im 
Gegenteil gerne zusammenarbeitet, verfolgt 
wird, wenn er als Vergewaltiger denunziert wer-
den kann, wenn er in einem Schauprozess vor-
geführt und gedemütigt werden kann, dann 
dient das dazu, klarzustellen, dass dies jedem 
Journalisten widerfahren kann. Jeder Journa-
list, egal aus welchem Land des US-Großrau-
mes er stammt, muss mit dem Foltertod im Ker-
ker rechnen, wenn er über Kriegs- und andere 
Verbrechen der USA berichtet. Es dient dazu, 
den Medien zu drohen. Und die reagieren wie 
der Bund der Waldorfschulen auf den Mei-
nungsterror der Antideutschen.

Es dient dazu, die bisher wirksamste Struk-
tur zur Verbesserung der Wirksamkeit der 
Medien als Kontrollfaktor zu zerstören, die in 
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Verteidigungsstrategie und NATO

Während der Corona-Pandemie kämpft 
das Land gegen eine der schwersten Krisen 
seit dem Ende des zweiten Weltkrieges. Doch 
Norwegen hat nicht nur mit dem Virus zu 
kämpfen, sondern muss sich angeblich auf die 
militärische Bedrohung aus dem Osten vor-
bereiten. Sowohl der norwegische Verteidi-
gungsminister Frank Bakke-Jensen als auch 
Haakon Bruun-Hansse (bis 2020 Befehlsha-
ber der norwegischen Streitkräfte) sehen in 
Russland die größte Gefahr für die Sicherheit 
des Landes. Laut Admiral Bruun-Hanssen ist 
das klare Ziel der norwegischen Streitkräfte, 
die Qualität der eigenen Militärkräfte zu ver-
bessern als Reaktion darauf, was sie in Russ-
land und ihrem Einsatz militärischer Gewalt 
gesehen haben.

Daraus ergibt sich für das norwegische Ver-
teidigungsministerium die logische Konse-
quenz, dass Norwegen noch enger mit seinen 
Alliierten in der NATO zusammenarbeiten 
muss. Die Strategie dahinter lautet demnach, 
sich bei einem Angriff Russlands so lange 
selbst verteidigen zu können, bis die NATO-
Truppen als Verstärkung eintreffen. Die norwe-
gische Doktrin von 1949 als Lehre aus dem 
zweiten Weltkrieg, keine fremden Soldaten auf 
norwegischem Territorium zu dulden, ist seit 
einiger Zeit nicht mehr aktuell. Im Januar 2017 
kamen die ersten 350 amerikanischen Soldaten 

auf dem Truppenstützpunkt Vaernes bei Trond-
heim an. Diese sind inzwischen verdoppelt wor-
den. Der Verteidigungsminister Bakke-Jensen 
und seine Vorgängerin Ina Eriksen-Soreide 
bestreiten, dass es sich um eine Stationierung 
von ausländischen Soldaten auf norwegischen 
Territorium handelt, denn die Soldaten würden 
einer Rotation unterliegen und nach einem Jahr 
ausgetauscht werden. Demnach könne man 
nicht von einer Stationierung sprechen.

Militärübung trotz Pandemie

Nun sollen also 3000 NATO Soldaten aus 
den USA, Großbritannien, Deutschland und 
den Niederladen in Norwegen eintreffen, um 
im hohen Norden den Verteidigungsfall zu 
proben. An der Winterübung „Joint Viking 
2021“ im März sollen bis zu 10.000 Soldaten 
teilnehmen. Bereits seit einer Woche landen 
die ersten Militärmaschinen auf den Stütz-
punkten in Norwegen. Das norwegische Mili-
tär hat Zelte auf den Flugplätzen aufgestellt, 
in denen alle ausländischen Soldaten auf 

COVID-19 getestet werden sollen. Laut dem 
Sprecher des Heeres Erik Skomedal ist die 
Testkapazität gut. Doch die Abstrichproben 
werden zwar vom Militär entnommen, die 
Auswertung geschieht aber in den Laboren 
des Universitätskrankenhauses in Tromsø, in 
dem normalerweise Proben der norwegischen 
Bevölkerung analysiert werden. Diese Pro-
ben von Unternehmen, Reisemonteuren und 
Urlaubern liegen jetzt und warten.

Corona-Fälle unter US-Soldaten

Die Bürgermeister der angrenzenden Kom-
munen vertrauen nach eigenen Angaben dem 
Verteidigungsministerium, die Situation im 
Fall einer Ansteckung unter den Soldaten im 
Griff zu haben. Anders sehen dies die Rettungs-
dienste, die in Nordnorwegen ohnehin bei ihren 
Einsätzen große Strecken zurücklegen müssen. 
Sie sind skeptisch, denn eine große Anzahl von 
Soldaten führt auch ohne Pandemie das 
Gesundheitswesen an seine Grenzen.

Es wurde bekanntgegeben, dass bereits 45 
amerikanische Soldaten positiv auf COVID-
19 getestet wurden. Nach Angaben des Vertei-
digungsministeriums hatten sie vor der 
Ankunft in Norwegen keine Symptome. Wäh-
rend die letzte Übung „Cold Response 2020“ 
aufgrund der Pandemie abgesagt wurde, wird 
diese Übung jetzt durchgeführt. Es geht 
schließlich um die Sicherheit des Königreichs.

Norwegen hat rund 3000 NATO Soldaten zur Übung „Joint Viking 2021“ in den hohen Norden eingeladen.

Norwegen im Zweifrontenkrieg
Hendrik Weber

diesem Jahrhundert entstanden ist, nämlich 
Wikileaks. Wikileaks war wie eine Nachrich-
tenagentur, die über Verbrechen aufklärte. Sie 
katapultierte die Fähigkeit der Medien, ihre 
vielbeschworene Rolle als Vierte Gewalt aus-
zuüben, in neue Umlaufbahnen. Wikileaks war 
ein Quantensprung für die Kontrollfunktion 
der Medien und die Selbstreinigungskräfte der 
Demokratie.

Deswegen wird Wikileaks bekämpft. Weil 
es der Demokratie nützt. Deswegen wird Wiki-
pedia gefördert. Weil es der Demokratie scha-
det. Beides dient der Kontrolle der Öffentlich-
keit. Deswegen dürfen sich Facebook, Twitter, 
YouTube und die anderen Organe der neuen IT-
Finanz-Diktatur des Westens anmaßen, darüber 
zu entscheiden, wer seine Ansichten kundtun 
darf. Eventuell nicht mal der Präsident der 
USA, der angeblich mächtigste Mann der Welt.

Sogar der kann einfach abgeschaltet wer-
den. Ohne ein rechtsstaatliches Verfahren. Das 
ist Willkürherrschaft, egal, was man von ihm 
hält. Es kann jeden treffen. Niemand ist sicher 
vor diesen neuen Diktatoren und ihren Lakaien 
in den Medien, die den Jubelhintergrund für 
die Maßnahmen des neuen Tugendausschusses 
liefern. Wo sind eigentlich die Konservativen, 
die sonst immer den Rechtsstaat bewahren wol-
len, bis zum letzten Blutstropfen?

Es hätte den Zerstörern des ehemals kriti-
schen öffentlich-rechtlichen Mediensystems 
auffallen können, dass das Problem der Filter-
blasen, der Krebs der Demokratie, nie angegan-
gen wurde. Die neuen sozialen Medien stellen 
aus kapitalistischen Interessen durch Algorith-
men sortenreine Gruppen her, die sich als Wer-
bekundschaft gut an andere Konzerne verkaufen 
lassen. Der Handel mit den Daten ihrer Kunden 
ist ihr Geschäftsmodell, die Bereitstellung von 
Inhalten nur das Lockmittel, um an die Daten zu 
kommen. Die Megakonzerne der sozialen 
Medien steigern das Wohlbefinden ihrer Konsu-
menten, die sich nur noch von Unterstützern 
ihrer eigenen Ansichten umgeben wähnen und 
die Verteilung der Ansichten nicht mehr entspre-
chend der Realität wahrnehmen. Sondern ent-
sprechend der durch die Algorithmen der sozia-
len Medien produzierten Scheinwelt. Es 
geschieht zum Zweck, Daten und Erkenntnisse 
über ihre Persönlichkeit auszubeuten.

Demokratie in Gefahr

Das ist eine der schlimmsten Gefahren für 
die Demokratie. Es zerstört den Marktplatz der 
Meinungen genau wie Wikipedia oder die Ver-
nichtung von Wikileaks. Es ist ein systemati-
scher Angriff auf die Demokratie. Da im Werte-

westen US-amerikanischer Prägung aber nicht 
die Demokratie das wichtigste Element des Sys-
tems ist, sondern der Kapitalismus, kann der im 
Zweifelsfall die Demokratie dominieren, darf 
sie beschädigen oder sogar zerstören.

Wären die sogenannten Demokratien echte 
Demokratien, würde jetzt gegen die Macht-
übernahme der IT-finanziellen Komplexes 
vorgegangen. Wäre die Macht von Google, 
Microsoft, Twitter, Facebook, Wikipedia, Ama-
zon und anderen gebrochen, würden sie zer-
schlagen und in kleinere Unternehmen aufge-
teilt werden, die sich Konkurrenz machen, statt 
Monopole zu begründen.

Lebten wir in einer Demokratie, würden die 
öffentlich-rechtlichen Medien in Deutschland 
und das gesamte Mediensystem aller Demokra-
tien bis zur Funktionsfähigkeit reformiert werden.

Und keine der drei Staatsgewalten und auch 
die vierte Gewalt, die nicht zu diesen Gewalten 
gezählt werden darf, weil sie staatsfern zu sein 
hat. Insofern ist der Begriff falsch, keine dieser 
Gewalten würde tatenlos zusehen, wie sie ent-
machtet werden, wie ein Zeitlupenputsch 
durchgeführt wird.

Wenn es um die Demokratie ginge. Oder 
geht es nur um den Kapitalismus und seinen 
Great Reset?
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Ein gemütliches Beisammensein bei 
einem guten Wein – was will man mehr? 
Wenn Sie kein Weinkenner sind, aber Ihre 
Freunde nicht nur mit äußerlich ansprechen-
den, sondern auch köstlichen Weinen überra-
schen wollen, finden Sie hier fünf Optionen, 
die Ihre Gäste lieben werden.

Flüssiger Pecorino

Als Erstes in dieser Auswahl möchte ich 
einen der besten Weißweine der italienischen 
Genossenschaft Feudo Antico vorstellen. 
Pecorino ist eine beliebte Rebsorte in Italien, 
die hauptsächlich in der Region Marken oder 
Abruzzen angebaut wird. Sein herrliches 
Zitrusfrucht-Aroma wird Sie und Ihre Gäste 
in die Atmosphäre Italiens eintauchen lassen 
und so Ihren Abend bereichern.

Nah am Wasser gebaut

Wenn Sie Rotwein bevorzugen, ist dies der 
richtige Wein für Sie. Walla Walla ist ein Rot-
wein aus Oregon mit berauschenden Aromen 
von schwarzen Oliven, Tabak und dunklen 
Früchten, die in ihrer Intensität erstaunlich 
sind. Sie werden sich wohl fühlen und eine 
Geschmack-Euphorie erleben.

Riesling-Rot

Auch wenn Sie kein Fan von Riesling sind, 
verdient der Roter Riesling Ihre Aufmerk-
samkeit. Seine Zitronen-Frische und sein 
rotes Apfelaroma erhellen jeden Abend.

Wein vom Rieslingkönig 

Ein weiterer Riesling in unserer Auswahl, 
aber dieses Mal ist es ein exotischer slowaki-
scher Weißwein. Egon Müller, alias „Riesling-
könig“, residiert im Saarland und ist berühmt 
für die Herstellung des teuersten Weißweins, 
der Scharzhofberger Riesling Trockenbeeren-
auslese. Obwohl der Wein in unserer Auswahl 
in einer anderen Preiskategorie liegt, wird er 
von Herrn Müller in Zusammenarbeit mit dem 
Önologen Miroslav Petrech hergestellt. Der hel-
le Zitronen-Riesling überzeugt mit verführer-
ischen Aromen von Kräutern und süßer Melo-
ne, während die reichen Aromen von Zitrus-
früchten und Ananas sich wundervoll entfalten.

Japanisch-hessisches Flötenkonzert

Das letzte Stück auf unserer Liste, der 
Rheingau Koshu, ist eher eine Ausnahme und 
trägt seinen Namen vom Landkreis Rheingau, 
wo im Weingut Schönleber-Blümlein die japa-
nische Rebsorte Koshu angebaut wird. Trotz 
der hellvioletten Farbe der Trauben ergibt 
sich ein Weißwein daraus. Rheingau Koshu 
hat ein saftiges, fruchtiges Aroma und einen 
vollmundigen Geschmack – perfekt für Lieb-
haber außergewöhnlicher Weine.

Dies ist schon der dritte Monat des Lockdowns. Viele von uns sehen unsere Freunde nur noch auf dem 
Bildschirm. Ob per Video-Chat oder später zusammen – wir geben Ihnen ein paar Tipps, wie Sie Ihre Fami-
lien oder Freunde mit Ihrem guten Geschmack begeistern können. 

Ein bisschen Wein muss sein…

Aleksandra Dmitrieva

GENUSS
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